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 Abstract 

3ÏÌɯÐÕÕÌÙɯÞÖÙÒÐÕÎÚɯÖÍɯ2ÞÐÛáÌÙÓÈÕËɀÚɯÍÖÙÌÐÎÕɯ×ÖÓÐÊàɯÔÈÒÐÕÎɯÏÈÝÌɯ

rarely been an object of scrutiny froÔɯÈɯ×ÖÓÐÛÐÊÈÓɯÚÊÐÌÕÛÐÚÛÚɀɯÈÕÎÓÌȯɯ3ÏÌɯ

main object of foreign policy research during the half century of its 

existence as a separate field of academic inquiry have been the govern-

ment administrations of the US and other important players on the 

international stage. The applicability of its concepts and findings to the 

foreign policy of lesser players remained therefore still an open que-

stion. Combining theoretical approaches to intra -governmental deci-

sion making focusing upon individual as well as the organisational 

infor mation processing into a single comprehensive model, the present 

Dissertation tries to put these concepts to the test by exploring Swit-

áÌÙÓÈÕËɀÚɯÙÌÚ×ÖÕÚÌɯÛÖɯÙÌÊÌÕÛɯÊÏÈÕÎÌɯÐÕɯÛÏÌɯÐÕÛÌÙÕÈÛÐÖÕÈÓɯÌÕÝÐÙÖÕÔÌÕÛȭɯ

Two exemplary cases, SwitzerÓÈÕËɀÚɯÉÌÏÈÝÐÖÜÙɯËÜÙÐÕÎɯÛÏÌɯÕÌÎÖÛÐÈÛÐÖÕɯ

of the EES from 1989 to 1992, and its reaction to the reunification of 

Germany in 1989-90 are extensively researched. Particular areas of 

interest are the evaluation of the international situation by the poli cy-

makers involved and the do mestic repercussions of international 

choices.  

The negotiation of the EES from 1989 ɬ 1992 (European Economic 

Space ɬ an association-type regime of non-members with the EU 

whose only members are now Norway and Iceland, after  its remaining 

members accessed to the EU) was one of the most exhilarating and 

impor tant negotiation processes Switzerland ever took part in. Switzer-

ÓÈÕËɀÚɯÛÙÈËÐtionally strong and self -conscious trade diplomacy entered 

these negotiations with confidence in its ability to negotiate a third way 

between full accession to the EC and economic isolation ɬ an illusion 

rudely shattered during the long -winding and difficult process of 

perceptional adaptation to the realities of a changing geopolitical e n-

viron ment. The reasons for the lack of adaptation in the beginning, as 

well as those for the sudden change of mind at the end with the 

ÎÖÝÌÙÕÔÌÕÛɀÚɯÖ×ÛÐÕÎɯÍÖÙɯÍÜÓÓɯÈÊÊÌÚÚÐÖÕɯÛÖɯÛÏÌɯ$4ɯÈÙÌɯÔÈÕÐÍÖÓËɯɬ but 

ultimately rooted in the peculiarity of the Swiss system of government, 

which gives the electorate the final say in the shaping of foreign policy. 
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The policy-ÔÈÒÌÙÚɀɯÈÊÛÐÕÎɯÜÕËÌÙɯÛÏÌɯÚÏÈËÖÞɯÖÍɯÈɯ×ÖÚÚÐÉÓÌɯÙÌÑÌÊÛÐÖÕɯÖÍɯ

the results of their negotiation in a planned referendum seems to have 

been the most important reason for their course of action.  

In contrast Swiss foreign policy in the case of German Reuni -

fication (1989-1990) was almost totally passive; a wait-and-see attitude 

prevailed, and almost no contingency planning was done, even as 

potentially da ngerous developments in a neighbouring state unfolded 

rapidly. In retrospect, this policy did no great harm; but it betrays 

seriously underdeveloped analytic capabilities within the government 

apparatus. The lack of institutionalised resources for the planning of 

foreign policy responses has to be seen before the background of a long 

traËÐÛÐÖÕɯ ÖÍɯ ×ÈÚÚÐÝÐÛàɯ ÐÕɯ ÍÖÙÌÐÎÕɯ ×ÖÓÐÊàɯ ÌÔÉÖËÐÌËɯ ÐÕɯ Ɂ-ÌÜÛÙÈÓÐÛàɂȮɯ

ÞÏÐÊÏɯÏÈÔ×ÌÙÌËɯÛÏÌÐÙɯËÌÝÌÓÖ×ÔÌÕÛȭɯ2ÞÐÛáÌÙÓÈÕËɀÚɯÍÖÙÌÐÎÕɯ×ÖÓÐÊàɯÉÌha-

viour in this case is explained by part icular organisational structures 

(or the lack of them), which are ultimately a consequence of a deeply 

engrained belief-ÚàÚÛÌÔɯÊÖÕÊÌÙÕÐÕÎɯ2ÞÐÛáÌÙÓÈÕËɀÚɯÙÖÓÌɯÖÕɯÛÏÌɯÐÕÛÌÙ-

national stage.  

 

 

 

 

 

 



 

1 Einleitung 

Seit mehr als einem Jahrzehnt befindet sich das internationale Umfeld 

in einer Umbruchsphase, deren Ende noch nicht abzusehen ist. Man 

hat das gegenwärtige Inter nationale System als turbulent bezeichnet 

(Rosenau 1990) und durch diese suggestive meteorologische Metapher 

anschaulich zu machen versucht, dass es sich in einem ungleichge-

wich tigen Zustand befindet, in dem selbst grund legende Parameter 

des Systems Veränderungen unter wor fen sind. Charakteristisch für 

derartige Situationen ist deren hohe Komplexi tät und schneller Wan-

del. Die Ungewissheit über zukünf tige Entwick lungen ist gross: Wer 

hätte, um einige Beispiele herauszugreifen, 1986 die Prognose gewagt, 

dass binnen eines guten halben Jahrzehnts die Sowjetunion unter -

gehen, der eiserne Vorhang fallen und die DDR als eigenständiger 

Staat von der Landkarte verschwinden würde? Eine derartige Vorher-

sage wäre wohl kaum ernst genommen worden, und dennoch sind 

diese Entwick lungen zu aller Über raschung abgelaufen. Mut massun-

gen über die tieferen Ursachen, die diesen Turbulenzen zugrunde lie -

gen, legen nahe, dass sich die Lage nicht beruhigen wird. Das inter na-

tionale System wird sich auch in Zu kunft ra sant und möglicherweise 

überraschend verändern.  

Die Situation der Schweiz in diesem internationalen Umfeld ist 

geprägt durch ihre geographische Lage, ihre Kleinstaatlichkeit und 

den Tatbestand hoher wirtschaftlicher Ver flochtenheit. 

Kleinstaatlichkeit und Ver flochtenheit schaffen Abhängigkeit: Wohl -

fahrt wie Sicherheit der Bewohner der Schweiz hängen entscheidend 

von Entwick lungen jenseits der Landesgrenzen ab ɬ gleichzeitig kann 

sie diese Entwick lungen als Kleinstaat in der Regel weder wesentlich 

beeinflussen, noch besteht die Möglichkeit, sie sozuÚÈÎÌÕɯȬÈÜÚáÜrei-

ÛÌÕɁȭɯ #ÐÌɯ ÈÒÛÐÝÌɯ &Ìstaltung, die Schaffung von Fakten auf in ter-



Kapitel 1 

2 

nationaler Ebene durch spektakuläre aussenpoli tische Akte liegt 

ausserhalb der Reichweite eines Staates wie der Schweiz. Sie ist in be-

sonders hohen Masse gezwun gen, geradezu genötigt, auf Entwick -

lungen jenseits der Landesgrenzen Rücksicht zu nehmen (Frei 1983; 

Skidmore 1994).  

Aussen×ÖÓÐÛÐÒɯÐÚÛɯ(ÕÛÌÙÌÚÚÌÕÞÈÏÙÜÕÎȯɯ#ÐÌÚÌɯÐÚÛɯȬprimäre Aufgabe, 

ein alles durchdringendes Motiv, gewissermassen Rechtfertigung und Beweg-

grund jeglicher aussenpolitischen AktivitätɁȮɯÞÐÌɯËÌÙɯ!ÜÕËÌÚÙÈÛɯÐÕɯÚÌÐÕÌÔɯ

Bericht zur Aussenpoli tik von 1993 festhielt (Bundesrat 1993). Die 

Wahrung von In teressen geschieht freilich nicht im luftleeren Raum. 

Sie findet im Kontext einer bestimmten histo rischen Situation statt, sie 

ist ohne den Bezug auf die Realität des internationalen Umfeldes gar 

nicht denkbar. Eine korrekte Ana lyse des aktuellen inter nationalen 

Umfeldes und seiner Entwick lungsperspektiven i st deshalb eine Vor-

aussetzung für eine erfolgreiche (d.h. in Anbetracht der Umstände 

optimale) Inter essenwahrung eines Landes wie der Schweiz.  

Die fortlaufende Analyse des internationalen Umfelds, das recht -

zeitige Erkennen der Gefahren und Chancen, die es birgt, ist in den 

Jahren seit dem Umbruch wahr scheinlich schwieriger, gleich zeitig 

auch notwendiger geworden. Die Ansprüche an die Fähigkeit des 

aussenpoli tischen Apparates, sich in seinem internationalen Umfeld 

zurechtzufinden und angemessene Reaktionsweisen zu entwickeln, 

sind in einem turbu lenten internationalen Umfeld besonders hoch.  

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen und im Zu sammen-

hang mit den sich daraus ergebenden praktischen Problemstellungen 

versucht die vorliegende Arbeit nun einen doppelten Beitrag zu 

leisten. 

Einerseits indem sie ein Modell der aussenpoli tischen Informa-

tionsverarbeitung und Ent scheidfindung postuliert und dann, geleitet 

von diesem theoretischen Überlegungen, die Gestaltung der Aussen-

politi k durch die schwei zerische Regierung und Verwaltung an zwei 

konkreten Beispielen einer empiri schen Analyse unterzieht. Es geht 

also zunächst einmal darum zu ermit teln, ob die theoretischen Kon-

zepte, welche die Aussenpolitik forschung in den vergangenen rund 
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fünfzig Jahren entwickelt hat, für die Ana lyse und Erklärung kon kreter 

Fälle kleinstaatlicher Reaktion auf Entwick lungen des internationalen 

Umfeldes taugen. Die einschlägige Forschung hat sich bisher sehr stark 

beschränkt auf die Unter suchung der aussenpoli tischen Entscheid-

findung eini ger weniger Staaten mit einer besonders aktiven, und was 

die verfügbaren Handlungsoptionen betrifft, besonders interessanten 

Aussenpolitik: Die USA ɬ als beinahe ausschliessliches Objekt der 

immensen amerikanischen Forschungsli teratur ɬ oder Israel (Brecher 

1979; Brecher 1972) sind z.B. in dieser Hinsicht sehr gründlich unter -

sucht. Der aussenpoli tische Entscheidungsapparat des durchschnitt-

lichen Klein staats ist dagegen kaum je Gegenstand von Analysen ge-

wesen: Es besteht hier zweifellos eine Forschungslücke.  

Andererseits wird aber am Beispiel der konkreten Fälle des EWR-

Verhandlungsprozesses und der Reaktion auf die Deutsche Wiederver-

einigung auch im Detail rekonstruiert, wie die entscheidungsrelevante 

Sicht des internationalen Umfeldes im Bundeshaus zustande kam und 

wie sie sich entwick elte. Es geht also auch ganz einfach darum zu 

zeigen, wie schweizerische Aussenpolitik gemacht wird und wie der 

aussenpolitische Apparat funk tioniert ɬ und nicht zuletzt auch da rum, 

welche Rahmenbedingungen seine Leistungsfähigkeit einschränken 

könnten.  

Aus dezidiert politik wissenschaftlicher Perspektive liegen kaum 

Erkenntnisse über die Funktionsweise dieser für den Umgang der 

Schweiz mit inter nationalem Wandel wichtigen Schnittstelle vor (vgl. 

dazu die Bibliographie von Schneider et al. 1995). Die vorliegenden 

Arbeiten beziehen sich auf das Parlament (Diez 1980; Sciarini 1991; 

Widmer 1988), wobei oft auch nur dessen aussenpolitischen Kompe-

tenzen aus rein juristisch-systematischer Perspektive behandelt 

werden (Borer 1986; Möri 1990; Wildhaber 1992). Oder sie befassen 

sich mit der Beteiligung des Stimmvolkes an aussenpoli tischen Ent-

scheidungen, die als Besonderheit des schweizerischen Systems seit 

jeher Interesse erregt hat (Kreis 1995).  

Einige Einblicke in die Funktionsweise des EDA gewähren neben 

dem lediglich ver waltungswissenschaftlich -deskrip tiven Übersichts-



Kapitel 1 

4 

arÛÐÒÌÓɯ ÐÔɯ Ƀ-ÌÜÌÕɯ 'ÈÕËbuch der SchweizeriÚÊÏÌÕɯ  ÜÚÚÌÕ×ÖÓÐÛÐÒɀɯ

(Manz 1992) vor allem der Bericht der Geschäftsprüfungs kommission 

des Ständerates zur Planungs- und Koor dinationsfunktion im Bereich 

der Aussenpolitik von 1992 und ein un veröffent lichter Bericht der STG 

Coopers & Lybrand Consulting AG von 1993, der zur Vorbereitung der 

Departementsreform von 1994 in Auftrag gegeben wurde. Die beiden 

Berichte befassen sich unter anderem auch mit der Effektivität des 

aussenpolitischen Apparates angesichts der Herausforderungen der 

internationalen Umwelt. Sie beruhen aber auf einer vergleichsweise 

kur sorischen und unsystematischen Befragung einiger Beamter über 

die Mängel des Systems aus ihrer Sicht. Die Erkenntnisse, die sie ver-

mit teln, sind deshalb meistenteils eher allgemein und vage ɬ und sie 

können auch in methodischer Hinsicht nicht Anspruch auf Wissen -

schaftlichkeit erheben.  

Die Reaktion des aussenpolitischen Entscheidungssystems auf 

konkrete Schübe internationalen Wandels ist aber bisher noch kaum 

sozialwissenschaftlich untersucht ɬ die relativ breite Literatur zu den 

EWR-Verhandlungen wird in der ent sprechenden Fallstudie (S. 86ff) 

diskutiert.  Arbeiten aus der international  gängigen Perspektive der 

foreign policy analysis fehlen überhaupt, wenn man von (Bruno 1999; 

Schnur 1998a; Schnur 1998b) absieht, die parallel zu dieser Arbeit und 

gestützt auf die theoretischen Konzepte von (Moser 1997) entstanden. 

Ganz besonders gilt dies für die jüngste Vergangenheit, in der die Leis-

tungsfähigkeit des aussenpoli tischen Apparates mehrfach Gegenstand 

interner, parlamentarischer (siehe oben), und im Zusammenhang mit 

der Reaktion auf die Spätfolgen der Flüchtlings - und Raubgoldprob-

lematik im Zwei ten Weltkrieg aber auch breit-öffentlicher Dis kussion 

gewesen ist. Dank des Entgegenkommens des Departements für aus-

wärtige An gelegenheiten konnten wir zu dem, ausser auf öffentlich 

zugängliche Materialien und Inter view s mit unmittelbar be teiligten 

Beamten, zumindest für die eine Fallstudie über die Reaktion auf die 

Wiedervereinigung Deutschlands auch auf interne Aktenstücke zu-

rückgreifen, was einen vertieften, in diesem Ausmass vorher kaum 

möglichen Einblick zulie ss.  
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Die vorliegende Arbeit will so theoretische ebenso wie deskriptiv -

faktenbezogene Interessen befriedigen. Daran orientiert sich auch die 

Grossgliederung der Untersuchung: In den beiden ersten Kapiteln 

wird unter Berücksichtigung der Forschungs li teratur ein Mo dell 

aussenpolitischer Informationsverarbeitungs - und Entscheidungs-

prozesse entwickelt. Die beiden folgenden Fall studien bilden dann den 

Versuch, diesen theoretischen Rahmen an konkreten Beispielen frucht-

bar zu machen. Um jenen Lesern, die primär an schwei zerischer 

Aussenpolitik ɬ weniger hingegen an theoretischen Erörterungen ɬ 

interessiert sind, die Lektüre zu erleichtern, sind die Fallstudien so ver-

fasst, dass sie auch einzeln gelesen werden können. Sie werden jeweils 

auch durch spezifisch auf die schweizerische Aussenpolitik bezogene 

Folgerungen abgeschlossen. Das Schlusskapitel schlägt dann den 

Bogen zurück zur Theorie und versucht die Frage nach Nutzen und 

Frommen der Analyse klein staatlicher Aussenpolitik mit d em hier be-

nutzten politik wissenschaftlichen Ansatz im Lichte der Erkennt nisse 

der Fallstudien zu beantworten.  

 

 



 

2 Aussenpolitische Entscheidung und 

Informationsverarbeitung 

 

Die theoretischen Erörterungen der Kapitel 2 und 3 stehen im Zeichen 

dreier miteinander verknüpfter Fragen, die der Reihe nach beantwortet 

werden sollen: Was wird untersucht? Was gilt es dabei zu erklären? 

Womit soll erklärt werden? Den Anfang machen deshalb Über le-

gungen zum Wesen des Untersuchungsobjekts; wie in der Einleitung 

bereits angetönt, sind dies Informations verarbeitungsprozesse, welche 

im Rahmen der Entscheidfindung ablaufen. Die Besonderheiten aus-

senpolitischer Ent scheidungsprozesse und deren Auswirkungen auf 

die Informationsverarbeitung werden e rörtert. Jene Eigenschaft von 

Informations verarbeitungsprozessen, die als abhängige Variable 

erklärt werden soll, ist die Qualität ihres Ergeb nisses: Die metho-

dischen Schwierigkeiten, die dieses Konzept aufwirft werden in einem 

eigenen Abschnitt di skutiert. Nach einer knappen Sichtung der Erklä -

rungsansätze, die in der Aussenpolitik forschung kursieren, wird 

schliesslich in Kapitel 3 ein integriertes Modell postuliert, in welchem 

der abhängigen Variable mögliche Erklärungs faktoren zugeordnet 

sind.  

Entscheidungstheoretische Grundlagen 

Im An schluss an ein von Snyder (1954) begründetes und in der 

Aussenpolitik forschung vor herrschendes Paradigma betrachten wir 

die Problematik unter einem ent scheidungstheoretischen Blickwin kel. 

Aussenpolitik ist für uns also mit Haften ËÖÙÕɯȹƕƝƝƔȺɯȬaktives Handeln, 

in dessen Verlauf autorisierte (individuelle oder kollektive) Akteure aufgrund 

der ihnen zugänglichen Informationen und in Einschätzung ihrer Interessen 
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eine Situation definieren, und, gestützt darauf, eine Entscheidung zugunsten 

spezifischer Handlungsperspektiven treffen.Ɂɯ#ÐÌɯÉÌteiligten Ak teure wer-

den als Handlungs- und Entscheidungseinheiten modelliert. Der Be-

griff des Akteurs imp liziert zu nächst, dass er als Einheit gesehen wird, 

welche wesensgemäss auf die Umwelt Einfluss zu nehmen ver sucht, 

indem sie eine Situationstransformation bewirkt. Agieren, Han deln be-

deutet dabei nichts anderes als die Verwandlung einer Aus gangssitua-

tion zu einem Zeitpunkt t 0 in eine Endsituation zum Zeitpunkt t 1. 

Dieser Akteur kann (und muss) entscheiden. Sein Verhalten ist nicht -

determiniert, er hat mehr als eine mögliche Option zur Verfügung und 

muss entsprechend eine Wahl treffen.  

Unter diesen Voraussetzungen gehen grundsätzlich folgende Ele-

mente in die Entscheidungen eines Akteurs ein und beeinflussen so 

sein beobachtbares Verhalten:  

 

¶ Die Umweltwahrnehmung des Akteurs. Gemeint ist damit 

ausdrücklich das subjektive Bild, das der Akteur von seiner 

Umwelt hat: Nur di eses ist für ihn handlungsrelevant (Brecher 

et al. 1969: 81). Für die vorliegende Problematik ist es sinnvoll, 

mit (Brecher et al. 1969) zwischen der Wahrnehmung eines 

internal und eines external operational environment zu unterschei-

den, d.h. zwischen den inneren Gegebenheiten des betrachteten 

staatlichen Ak teurs (innenpoliti sche, wirtschaftliche Situation 

etc.) einerseits und andererseits denjenigen des internationalen 

Umfeldes, in welches dieser Staat eingebettet ist. Uns inter-

essiert hier in erster Linie die Wahrnehmung des external opera-

tional environment, die Perzeption des internal environment dage-

gen nur insoweit, als sie aussenpolitische Entscheidungen be-

einflusst.  

¶ Die Palette der Handlungsoptionen, die dem Akteur zur 

Auswahl steht. Auch dieser Parameter der Entscheidungssitua-

tion muss aus der Perspektive des Akteurs ermittelt werden 

und ist keine objektive Gegebenheit: Optionen, die der Akteur 

gar nicht als vorhanden wahrnimmt, kann er auch nic ht eva-
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luieren und auswählen. Diese oft übersehene Tatsache (Maoz 

1990: 159) spielt besonders dann eine Rolle, wenn ein Akteur 

eine ɬ aus der Perspektive des Beobachters ɬ naheliegende 

Handlungsoption nicht wählt: Es ist durchaus möglich, dass er 

sie, zum Beispiel wegen unvoll ständiger Information, gar nicht 

in Betracht gezogen hat. Sehr deutlich erscheint die Bedeutung 

dieses Parameters der Entscheidungssituation in jenen Fällen, in 

denen die Auswahl (bzw. der Aus schluss) der evaluierbaren 

Handlungsoptionen Resultat eines sozialen Prozesses ist: Die 

Verfügungsgewalt darüber, das sog. agenda-setting, ist bekannt-

lich ein bedeutendes MachtinstruÔÌÕÛɯȹ'ÈÈÚɯƕƝƝƖȯɯƕƚȺȭɯȬ-ÐÊÏÛÚɯ

ÔÈÊÏÌÕɁȮɯ ËÐÌÚɯ ÕÜÙɯ ÕÌÉÌÕÉÌÐȮɯ ÐÚÛɯ ÐÔɯ ĹÉÙÐÎÌÕɯ ÌÉÌÕÍÈlls eine 

Handlungsoption, sozusagen die Null -Option.  

¶ Die Einschätzung der Konsequenzen von Hand lungsop tio -

nen. Es handelt sich dabei um die Situationstransformationen, 

die sich ergeben würden, d.h. die den einzelnen Optionen zuge-

ordneten zukünfti gen Weltzustände, die sogenannten outcomes. 

Auch hier inter essiert die subjektive Einschätzung des Akteurs.  

¶ Die Präferenz - bzw. Zielordnung des Akteurs. Sie erlaubt eine 

Bewertung, und da mit Rangierung der vorhandenen Op tionen, 

bzw. ihrer outcomes nach ihrer Wünschbarkeit für den Akteur. 

Die Unterscheidung zwischen Präferenzen und Mit teln zum 

Zweck ist kontextabhängig. Ein Beispiel: Der Beitritt zur EU ist 

im Kon text einer aussenpolitischen Gesamtkonzeption ein 

Mittel zum Zweck, d.h . er steht in einem taktischen Verhältnis 

zu strategischen Zielen wie Erhaltung oder Steigerung der 

Wohlfahrt etc. Betrachtet man dagegen aussenpoli tische Hand-

lungen, wie etwa die Auf nahme von Verhandlungen mit der 

EU zu unterschiedlichen Zeitpunk ten, so stehen diese in einem 

taktischen Verhältnis zum Ziel eines Beitrittes zu möglichst 

vorteil haften Bedingungen, welches dann als Bezugspunkt 

figuriert, an dem die Wünsch barkeit der einzelnen Optio nen 

gemessen wird.  
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Akteure sind aus di eser Perspektive grundsätzlich Individuen. 

Aussenpoli tische Entscheidungen werden allerdings selten von einer 

Einzelperson völlig un abhängig und eigenständig getroffen. In der 

Regel ist ein aussenpoli tischer Apparat und seine politisch legitimierte 

Spitze involviert, welche wiederum in das politische System eines 

Landes eingebettet sind. Die individuellen Ak teure stehen deshalb oft 

in komplexen hierarchischen prinicipal-agent, d.h. Auftrags- und Au -

toritätsverhältnissen zueinander (Coleman 1994). Dies hat unter an-

derem zur Folge, dass sie sich darüber in Kenntnis setzen müssen, 

welche Präferenzen und Ziele bei der Optionenbewertung zur An wen-

dung kommen sollen. Auch diese gehören deshalb meist nicht zur 

indi viduellen Ausstattung, wie das in der  Entscheidungstheorie 

üblicherweise vorausgesetzt wird, sondern die einzelnen Indi viduen 

müssen sich darüber, genau wie über andere Eigenschaften ihres Um-

feldes informieren.1  

Ferner sind Entscheidungen oft das Ergebnis eines collective choice 

Prozesses (Mueller 1989): Nicht ein einzelnes Individuum trifft eine 

Entscheidung, sondern es findet eine durch Entscheidungsregeln ver-

mittelte Agg regation von Präferenzen statt, sei es im innenpolitischen 

Prozess oder innerhalb der Exekutive in B eratungs- oder Entschei-

dungsgremien.  

Aus diesen Gründen kann es sinnvoll und forschungs pragmatisch 

sogar unumgänglich sein, auch grössere oder kleinere Gruppen als 

Entscheidungseinheiten zu betrachten. In unserem Falle gilt dies für 

Untereinheiten der Ad ministration, wie etwa die Direktionen des 

EDA, Ämter wie das BAWI oder das In tegrationsbüro, allenfalls auch 

für ganze Departemente und letztlich für die Exekutive als Akteur auf 

der internationalen Bühne. Derartige Einheiten, die als Output Ent -

scheidungen produzieren, werden in der Folge als Entscheidungs-

systeme oder, der Einfachheit halber, als Akteure bezeichnet.  

                                           
1 Ganz streng genommen gilt dies selbstverständlich nicht: Man wird aber 

annehmen können, dass die Sanktionsmöglichkeiten des principals untergeordnete 

Akteure dazu veranlassen, ihre handlungswirk samen Präferenzen seinen Vorgaben 

anzupassen. 
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Weil in derartigen Systemen die erwähnten Entscheidungsele-

mente oft arbeitsteilig und zeitlich gestaffelt erarbeitet werden, ist es 

sinnvoll die Ent scheidung als Prozess zu modellieren (Braybrooke & 

Lindblom 1963; Gerner 1995). Es ergibt sich dann folgendes idealty-

pisches Ablaufschema (Maoz 1990: 39; Vertzberger 1990):  

 

 

I: Sammlung und Verarbeitung von Information über die 

Situation zu einer Analyse der Lage zum Zeitpunkt t 0  

II. Entwicklung von Handlungsalternativen und Abschätzung 

ihrer mut massli chen Auswirkungen auf die Situation  

 

IV. Implementation   

 

III. Auswahl einer Handlungsalternative aufgrund eines 

Präferenzsystems und eines Entscheidungsalgorithmus 

V. Neue Situation zum Zeitpunkt t 1 

 

Abbil dung 1: Der Entscheidungsprozess  

 

Die im Verlauf dieses Prozesses akkumulierten Informationen 

konstituieren die ent scheidungsrelevante Situationsdefini tion. Sie bein-

haltet Vorstellungen von der Beschaffenheit der Umwel t und den 

Szenarien ihrer mutmassli chen Entwicklung (Re sultat von Stufe I), von 

den bestehenden Handlungsoptionen und deren Aus wir kungen (Re-

sultat von Stufe II) sowie eine Bewertung dieser Handlungsoptionen, 
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d. h. eine Abwägung ihrer Vorteile und Nachteile, ihrer Kosten und 

ihres Nutzens (Resultat von Stufe III).  

In aussenpolitischen Entscheidungssituationen ist die Entwick -

lung der Lage kaum je ausschliesslich von den Handlungen des analy-

sierten Akteurs abhängig: d.h. der rekursive Prozess des Entschei-

dungsablaufs wird zusätzlich überlagert durch die gleich zeitig statt-

findenden auto nomen Veränderungen des Entscheidungsumfeldes. 

Dieser Wandel des internationalen Umfeldes und seine Verarbeitung 

durch die Entscheidungsträger steht, wie in der Einleitung an gedeutet, 

im Zentrum dieser Unter suchung. Veränderungen des internationalen 

Umfeldes sollten Anpassungen, Adaptationen der Situationsdefini tion 

auslösen, da der Akteur ansonsten zunehmend weltfremd wird und 

sein Handeln als Mittel zur Ver wir klichung seiner Ziele nicht mehr 

taugt, und somit ineffektiv wird. Die Unfähigkeit neue Infor mation so 

zu verarbeiten, dass die subjektive Situationsdefini tion diese Verän-

derungen der Umwelt an gemessen nachvoll zieht und damit re alitäts-

getreu bleibt, ist deshalb eine wesentliche Ursache ineffektiven Han-

delns.  

Die in der Einleitung skiz zierte Fragestellung kann so in einem 

Input-Output-Konzept etwas präziser formuÓÐÌÙÛɯÞÌÙËÌÕȭɯȬ(Õternatio-

naler WanËÌÓɁɯÌÙÚÊÏÌÐÕÛɯÈÓÚɯ(ÕÍÖÙmationsimpuls auf der Input -Seite 

des Entscheidungssystems. Auf der Outputseite stehen die 

Veränderungen der Situationsdefini tion. Betrachtet man deren 

Formation aus dynamischer Perspektive, so wird sie im Idealfa ll in 

einem fort laufenden Prozess bayesischer Inferenz aufdatiert (Frei & 

Ruloff 1988: 196; Maoz 1990: 165ff). Neu hinzukommende Information, 

wozu auch der feedback über die Auswirkungen eigenen Han delns 

gehört, wird hinsichtlich ihrer Bedeu tung evaluiert und führt zu einer 

stetigen Adaptation der Si tuationsdefinition. Einschätzungen der Ein-

tretenswahrscheinlichkeit von Erei gnissen und Entwicklungen werden 

dabei fort laufend modi fiziert, neue Handlungsoptionen wer den ent-

wickelt, bestehende ausgeschieden und An passungen bei den Prog-

nosen ihrer mutmasslichen Effekte vorgenommen. Entsprechend 

verändert sich auch die Eignung von Handlungsoptionen zur Ver wir k-
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li chung bestimmter Ziele, müssen die Chancen und Risiken, die einer 

Situation innewohnen, anders eingeschätzt werden.  

Diese Adaptations- bzw. Lernprozesse, die in Reaktion auf die 

Veränderung des Umfeldes ablaufen, sind der Untersuchungsgegen-

stand und die Situationsdefinition bzw. deren Qua lität figuriert dabei 

als abhängige Variable. Zwischen dem Erfolg einer Entscheidung und 

der Qualität des Wissens über die Umwelt besteht dabei ein enger Zu-

sammenhang: Die Wahrscheinlichkeit, dass die foreign policy outcomes 

wunschgemäss ausfallen ist umso höher, je stärker aussenpoli tische 

Entscheidungen in der Realität verankert sind (Brecher et al. 1969: 81). 

Dies wiederum hängt davon ab, ob es dem Entscheidungssystem ge-

lingt, Information aus dem Umfeld korrekt zu ver arbeiten und die 

Situationsdefini tion dadurch an den Wandel der Ver hältnisse zu adap-

tieren. 

Man kann sich kontrafak tisch eine Organisation vorstellen, deren 

Handeln ausschliesslich durch das Wissen, das sie über ihre Umwelt 

bereits hat, determiniert wird  ɬ die also blind ist, keine neue Informa-

tion aufnimmt und damit auf Ver änderungen der Umwelt kognitiv 

nicht reagiert. Derartige Organisationen verhalten sich dann, in den 

6ÖÙÛÌÕɯ*ÈÙÓɯ#ÌÜÛÚÊÏÚɯȹƕƝƚƗȺɯȬȭȭȭrather like mere projectiles entirely ruled 

and driven by their past.Ɂɯɬ was, wenn sich das Ziel bewegt, d.h. die Um-

welt sich wandelt, meist nicht zum gewünschten Ergebnis führt.  

Der Prozess, der die Realität des operational environment in das 

mentale Modell, das die aussenpoli tischen Entscheidungsträger davon 

haben, transformiert, ist nun allerdings nicht auto matisch, wie etwa 

das photographische Aufnahmeverfahren, das ein Bild der Umwelt auf 

den Film bannt. Die Betonung der Subjektivität der Situations de-

finition aussenpoli tischer Akteure im vorhergehenden Kapitel geschah 

nicht ohne Grund: Die klare Unterscheidung zwischen dem 

individuellen oder kollektiven Konstrukt der Si tuationsdefinition und 

ËÌÙɯȬ6ÐÙklichÒÌÐÛɁɯÐÚÛɯÞÌÚÌÕÛÓÐÊÏȭɯ 

Die psychologische Kognitionsforschung hat zur Genüge gezeigt, 

dass selbst elementarste menschliche Wahrnehmungsprozesse (Sehen, 

Hören etc.) eine aktive mentale Tätigkeit involvieren, die einen mehr 



Aussenpolitische Entscheidung und Informationsverarbeitung 

 13 

oder weniger grossen Spielraum für die Wahrnehmung desselben 

Sachverhalts durch unterschiedliche Personen oder auch durch diesel-

be Person zu unterschiedli chen Zeitpunkten zulassen.  

Das Ziel des Informationsverarbeitungsprozesses, der die subjek-

tive Situationsdefinition er zeugt, besteht letztlich darin, ein über - und 

durchschaubares, geordnetes Abbild der Umwelt zu schaf fen, mit 

dessen Hilfe das Entscheiden mit ver nünftigem Aufwand mög lich ist 

(Holsti 1977: 12; Vertzberger 1990: 43). Verkürzenden Abbildungen der 

Realität, deren pragmatische Funktion es ist, Entscheidungen zu er-

möglichen, haben Modellcharakter (Stachowiak 1973): Sie können 

mehr oder weniger adäquat sein.  

Das Umfeld, von dem sich aussenpolitisch Verantwortliche ein 

Bild machen müssen, weist nun eine Reihe von Merkmalen auf, die es 

erheblÐÊÏɯÌÙÚÊÏÞÌÙÌÕȮɯÚÐÊÏɯËÈÝÖÕɯÌÐÕɯȬÎÜÛÌÚɁɯÔÌÕÛÈÓÌÚɯ,ÖËÌÓÓɯÏÌÙ-

zustellen und die richtige Balance zu fin den zwi schen pragmatischer 

Verkürzung und Wir klichkeitstreue. 

Die internationale Umwelt ist zunächst in verschiedener Hinsicht 

hochkomplex. Sie ist geprägt durch zahl reiche unterschiedliche Ak-

teure, die zudem meist auf einem hohen Aggregationsniveau stehen, 

deren Handeln also durch eine grosse Zahl von Basiseinheiten, d.h. In-

dividuen, vermittelt durch komplexe Prozesse beeinflusst wird. Staat -

en aber auch inter- und supranationale OrganisatioÕÌÕɯÜÕËɯ-&.ɀÚɯ

sind Beispiele für derartige Akteure. Jene Individuen, die als ihre 

physischen Repräsentanten agieren, sind meist in komplexe zwei- oder 

Mehrebenenspiele eingebunden (Putnam 1988), was die Vorhersage 

ihres Handelns zusätzlich erschwert.  

Die Gegenstandsbereiche sind hochinterdependent. Das interna-

tionale Umfeld generiert eine Über fülle von Infor mationsimpulsen, de-

ren Bedeutung oft schwer abzuschätzen ist. Im täglichen Informations-

strom kann Wichtiges von Nebensächlichem, Wahres und Falsches nur 

schwer unterschieden werden. Das beËÌÜÛÜÕÎÚÛÙÈÎÌÕËÌɯȬ2ÐÎÕÈÓɁɯÞÐÙËɯ

ÝÖÕɯ Ȭ+åÙÔɁɯ ĹÉÌÙlagert. Dennoch muss diese Information aber 

zumindest po tentiell ver arbeitet werden (Vertzberger 1990: 31).  
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Das internationale Umfeld ist nicht statisch; es verändert sich 

rasch und oft in unerwarteter Weise. Es ist aufgrund seiner hohen 

Komplexität auch im ÔÌÙɯȬÕÌÜɁȮɯËȭÏȭɯËÐÌɯ5ÌÙänderungen beschränken 

sich nicht auf eine, wenn auch schnelle, so doch überblickbare Abfolge 

einiger weni ger Standardsituationen: Die Geschichte wiederholt sich 

nicht. Es gibt deshalb auch kaum Gelegenheit zu experimentellem 

Probehandeln, welches eine Abschätzung der Kon sequenzen bestimm-

ter Optionen erlauben wür de. Das Agieren im internationalen Umfeld 

lässt sich nicht simulieren ɬ im Gegensatz etwa zu demjenigen des 

Flugzeugkapitäns, der es zwar ebenfalls mit einer hochkomplexen, 

rasch variablen Wirklichkeit zu tun hat, die sich aber im wesentlichen 

in der Wieder holung einer grossen, aber überblickbaren Zahl von 

Standardsituationen erschöpft.  

Es ist überdies auch oft unklar, welche aussenpolitischen Hand-

lungsoptionen überhaupt bestehen und welche Auswirkungen sie 

haben. Aussenpolitische Entscheidungen sind deshalb, in der Termino-

logie der formalen Entscheidungstheorie, in aller Regel weder Ent-

scheiËÜÕÎÌÕɯȬunder certaintyɁɯȹËÐÌɯ ÜÚwir kungen der Alterna tiven 

ÚÐÕËɯ ÉÌÒÈÕÕÛȺɯ ÕÖÊÏɯ ȬÜÕËÌÙɯ ÙÐÚÒɁɯ(man weiss zumindest über die 

Wahrscheinlichkeitsverteilung der outcomes Bescheid, die mit einer be-

stimmten Alter native verbunden sind) sondern Entscheidungen under 

uncertainty wenn nicht sogar fuzziness (Maoz 1990: 60).  

Hinzu kommt, dass auch im Nachhinein in  aller Regel schwierig 

abzuschätzen ist, wie erfolgreich eine Entscheidung war. In sehr viel 

höherem Masse als bei Organisationen, die an einem ökonomischen 

Markt operieren, ist deshalb die Effizienz des aussenpoli tischen Ent-

scheidungsapparates schwer zu erfassen: Dementsprechend ist auch 

Ȭ+ÌÙÕÌÕɁɯ ÐÔɯ ĹÉÓÐÊÏÌÕɯ ÚÛÙÌÕÎÌÕɯ 2ÐÕÕÌɯ ÌÐÕÌÙɯ ÚÛÌÛÐÎÌÕɯ 5ÌÙhaltens-

optimierung (Deutsch 1977) erschwert (Levy 1994: 292; March & Olsen 

1976: 54ff; Vertzberger 1990: 205ff). Der für unsere Problematik we-

sentliche Unterschied zu einer wirt schaftlichen Unternehmung besteht 

in der Natur des feedbacks der Umwelt (Etheredge 1981). Eine Unter-

nehmungsleitung, die ihre Si tuationsdefinition nicht ada ptiert, und 

deshalb unangemessen handelt, erhält von der Umwelt einen un miss-
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verständli chen feedback in Form sinkender Mark tanteile, Gewin ne und 

was dergleichen Kenngrössen des Erfolgs mehr sind ɬ letztlich droht 

ihr das Verschwinden vom Markt. Dies gi lt so nicht für eine Organi -

sation, die Aussenpolitik macht.  

Erschwert ist aber nicht nur die Ermittlung der Faktenlage, 

sondern auch die Bewertung von Handlungsoptionen. Die Zieldefini -

tioÕÌÕɯÚÐÕËɯÖÍÛɯÜÕÒÓÈÙɯȹȬ-ÈtioÕÈÓÌÚɯ(ÕÛÌÙÌÚÚÌɁȮɯȬ6ÖÏÓÍÈÏÙÛɁɯÌÛÊȭȺȭɯ5ÖÙɯ

allem aber sind sie meist selbst das Resultat eines komplexen innen-

politischen Aggregations prozesses, dessen Resultate oft einen breiten 

Interpretationsspielraum offen lassen.  

Fassen wir zusammen: Aussenpolitische Entscheidungsprobleme 

sind geradezu klassische Beispiele für schlechtdefinierte (ill -structured) 

EntscheidungsprobÓÌÔÌɯȹ5ÖÚÚɯȫɯ#ÖÙÚÌàɯƕƝƝƖȯɯƖƖȺȮɯÐÕɯËÌÕÌÕɯÌÐÕɯȬÙÈtio-

ÕÈÓÌÚɁɯ$ÕÛÚÊÏÌÐËÌÕɯÐÔɯÚÛÙÌÕÎÌÕɯ2ÐÕÕÌȮɯËÈÚɯÈÜÍɯÝÖÓÓÚÛåÕËÐÎÌÙɯ(Õfor-

mation, d.h. auf objektiver Kenntnis der Welt und der Aus wir kungen 

sämtli cher verfügbarer Hand lungsoptionen beruht, aufgrund begrenz-

ter Ressourcen nicht denkbar ist (Herek et al. 1987: 203f; Hudson & 

Vore 1995; Jervis 1976; Steinbruner 1974: 16). 

Für eine Theorie, die auf die Erklärung ɬ und letztlich Prognose ɬ 

aussenpoliti scher Entscheidungen hinzielt, muss dies zur Folge haben, 

dass das Hauptinteresse dem Informationsverarbeitungsprozess gelten 

muss, welcher der eigentlichen Entscheidung vorgelagert ist. Welche 

Entscheidung bei bekannter Situationsdefi nition getrof fen wird, ist im 

Grunde genommen trivial. Der sog. option selection stage (Sylvan & Voss 

1998), auf den sich die rational choice-Literatur und die Spiel theorie üb-

licherweise ausrichtet, ist weit weniger interessant als jene Phase des 

Entscheidungsprozesses, in der die Situation durch die beteilig ten 

Akteure deÍÐÕÐÌÙÛɯ ÞÐÙËȮɯ ÐÕɯ ËÌÙɯ ÝÖÕɯ ÐÏÕÌÕɯ ÒÖÕÚÛÙÜÐÌÙÛɯ ÞÐÙËȮɯ ȬÞÈÚɯ

ĹÉÌÙÏÈÜ×Ûɯ2ÈÊÏÌɯÐÚÛɁɯȹ'ÖÓÚÛÐɯƕƝƛƛȰɯ3ÈÉÌÙɯƕƝƝƜȺɯ 

In dieser Phase werden die Informationsimpulse, d.h. die Roh-

informatio n aus dem Umfeld zu einem Modell verarbeitet, das einfach 

genug ist, um Entscheidungen zu erlauben. Dieser Prozess der Infor-

mationsverarbeitung und Komp lexitätsreduk tion wird durch 

kognitive Heuristiken und vor handene Informations inhalte gesteuert, 
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welche in ihrer Kombination die Si tuationsdefinition und damit das 

Handeln der aussenpoli tischen Akteure prägen (Brecher et al. 1969: 86; 

Snyder et al. 1962: 104; Vertzberger 1990). Das genaue Zusammen-

wirken dieser Variablen wird in Kapitel 3 a usführlich dargestellt wer -

den. 

Die vorliegende Arbeit schliesst sich so an eine gemässigt 

konstruktivi stische Forschungstradi tion an, wie sie etwa durch (Vertz -

berger 1990) oder den neueren Sammelband von Sylvan und Voss 

(1998) repräsentiert wird. Wir legen unseren Erörterungen ein kogniti -

ves Modell des Entscheidungsprozesses zugrunde, in dem die 

schliesslich getroffene Entscheidung weitgehend da von abhängt, wie 

die Welt im Wahr nehmungs- bzw. Informa tionsverarbeitungsprozess 

strukturiert bzw. kon struiert wird.  

Eine ebenfalls entscheidungstheoretisch fundierte Alternative zu 

dieser Sichtweise, die den Wahrnehmungsprozess in den Mittelpunkt 

stellt, hat Zeev Maoz in seinem umfangreichen Werk über aussen-

politische Entscheidungsprozesse (Maoz 1990) vorgeschlagen. Für ihn 

sind Entscheidungen nur im oben beschriebenen Sinne kognitiv ge-

prägt, wenn sie unter höchstem Druck gefällt werden müssen. Bei 

mitt lerem Entscheidungsdruck werde gemäss einem analytischen, in 

seinen Resultaten überlegenen rational actor-Modell entschieden, wäh-

rend niederer Entscheidungsdruck zu ky bernetischem, das heisst re-

gelbasiertem Entscheidungsverhalten führen soll. Die Annahme dieser 

Entscheidungsmodellkonkurrenz scheint aber aus verschiedenen 

Gründen wenig fruchtbar. Zunächst wird dadurch die Theorie bildung 

durch schwierige, um die Empirie weitgehend unbe kümmerte Ab -

grenzungsprobleme kompliziert.  

#ÌÙɯ5ÌÙÚÜÊÏɯ,ÈÖáɀɯȹƕƝƝƔȺɯÖ×ÌÙÈÛÐÖÕÈÓÌɯ*ÙÐÛÌÙÐÌÕɯÍĹÙɯËÐÌɯ4ÕÛÌÙ-

scheidung dieser Entscheidungsverfahren anzugeben, überzeugt über-

dies wenig. Vor allem aber sind wir vielleicht einfach etwas pessi misti-

scher, was die Kapazitäten und Möglichkeiten men schlicher Entschei-

dungsträger angesichts der beschriebenen grundlegenden Rahmen-

bedingungen des internationalen Umfeldes angeht. Dessen hohe Kom-

plexität nötigt sie in jedem Fall zu kogni tivem, konstruierendem Ent-
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scheidungs- und In formationsverarbeitungsverhalten ɬ wobei Unter -

schiede in der Quali tät natür lich sehr wohl möglich sind.  

Die Realitätstreue von Situationsdefinitionen  

Wie bei jedem Modell bemisst sich die Qualität einer Situationsdefini -

tion letztlich nach deren Realitätstreue, im Bezug auf jene Aspekte, 

welche in der Entscheidungssituation relevant sind. Dieses Konzept, es 

wurde bereits erwähnt, dient hier als abhängige Variable.  

Die Realitätstreue einer Situationsdefinition ist kein einfaches 

KonáÌ×Ûȯɯ#ÐÌɯȬ6ÐÙÒÓÐÊÏÒÌÐÛɁȮɯÈÓÚÖɯËÌÙɯ5ÌÙÎÓÌÐÊÏÚÔÈÚÚÚÛÈÉȮɯÞÐÙËɯËÌÔɯ

wissenschaftlichen Beobachter auch nicht geoffenbart. Von einigen 

Vertretern der Aussenpolitikforschung wird deshalb vorgeschlagen, 

über weniger problematische, leichter messbare proxy-Variablen in -

direkt Zugriff auf das Konzept der Realitätstreue zu erhalten. Sie 

glauben, dem Problem auszuweichen, indem sie ersatzweise die 

Komplexität einer Situationsdefinition oder die Qualität des Pro zesses 

der sie erzeugt, zu messen versuchen. Angesichts der umfangreichen 

Forschungsliteratur zu diesen beiden Alternativen sollen  sie kurz dis-

kutiert werden.  

 

Die Komplexität von Situationsdefinitionen  

Die Komplexität einer Situationsdefinition wird vor allem in der 

kognitiv -entscheidungstheoretischen Aussenpolitikforschung eher for -

mal-quanti tativer Aus richtung als abhängige oder unabhängige Va-

riable verwendet. Worum geht es dabei? 

Das Vorgehen bei der Erfassung struktureller Merkmale von Si -

tuationsdefini tionen und damit auch von deren Komplexität ist im We -

sentlichen stets dasselbe. Auf die relevanten Aspekte wird mittels eines 

textanalytischen Codierverfahrens zugegriffen. Im einfachsten Fall 

werden Wortklassen, die auf kognitive Kom plexität hin deuten, ausge-

zählt; die Häufig keit, mit der sie erscheinen, bildet dann einen aller-

dings sehr grobschlächtigen und deshalb fragwürdigen (Holsti 1977: 
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51) Index für die Komp lexität des Weltbildes, welches sich im Text 

manifestiert. Metho disch ausgereifter, aber auch aufwendiger ist die 

Abbildung einer Argu mentationsstruk tur in einer  cognitive map, d.h. 

einer graphischen Darstellung der Kau salbezüge, die zwischen den 

mentalen Konzepten bestehen, welche der Akteur verwendet (Axelrod 

1976b; Bennet 1981: 160ff; Young 1996). Strukturell-formale Eigen-

schaften dieser Modelle von Modellen der Realität lassen sich dann, in 

eine geeignete mathematische Form überführt, (z.B. Matrixdarstellung) 

in Masszahlen ausdrücken (Astorino -Courtois 1995; Axelrod 1976a). 

Dabei wird oft eine Kombi nation verschiedener messbarer Teildimen-

sionen zur Erfassung des Konzepts der Komplexität verwendet: die 

kausale Verknüpft heit von Konzepten (Causal connectedness), Zykli zität 

(Cyclicality,  das Ausmass in dem Konzepte indirekt mit sich selbst 

kausal verknüpft sind), die kogni tive imbalance bzw. Wi dersprüchlich-

keit (zur Messung der Un sicherheit hinsichtlich der postulierten Kau -

salzusammenhänge) (Maoz 1990: 116ff.).  

Vorteilhaft ist dabei, dass die Messung von Eigenschaften von 

cognitive maps auf ordi nalem oder sogar metrischem Messniveau mög-

lich wird, und damit die Anwendung klassi ÚÊÏÌÙɯ ȬÏÈÙÛÌÙɁɯ ÚÖáÐÈÓ-

wissenschaftlicher Methodik. Dem stehen allerdings einige gewichtige 

Nachteile gegenüber. Zunächst ist für die Berechnung der erwähnten 

Komplexitäts masse eine relativ hohe Qualität des Datenmaterials 

Voraussetzung. Man benötigt Textmaterial, das sich für eine Codie-

rung eignet. Neben diesem eher forschungspragmatischen 

Gesichtspunkt stellt sich aber, viel grund sätzlicher noch, die Frage 

nach dem Nutzen derartiger Analysen. Zunächst stellen sich die 

Probleme der Validität und Reliabilität dieser Indikatoren: Messen die 

angegebenen Kennwerte tatsächlich verlässlich das zu erfassende 

theoretische Konstrukt und messen sie es in zuverlässiger Weise? ɬ 

eine Frage, die inhaltsanalytischen Verfahren ganz generell aufwerfen 

(Jervis 1969). Viel wichtiger aber ist die Frage nach dem Erkenntnis-

gewinn, den diese meist sehr aufwendigen Messversuche abwerfen. 

Methodischer Rigorismus als Selbstzweck kann nicht das Ziel sein. 

Dahinter verbirgt sich letztlich die Frage, wie in teressant und wesent-
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lich die EigenÚÊÏÈÍÛɯ Ȭ*ÖÔ×ÓÌßÐÛåÛɁɯ ÌÐÕÌÙɯ 2ÐÛÜÈÛÐÖÕÚËÌÍÐÕÐÛÐÖÕɯ ÐÔɯ

Gesamtzusammenhang einer Theorie aussenpoli tischer Entschei-

dungsfindung überhaupt ist. Allein  die Tatsache dass sie ɬ vergleichs-

weise ɬ leicht messbar ist und dass bereits eine umfangreiche Literatur 

dazu existiert, bürgt dafür nämlich noch keines wegs.  

In der Regel, so beispielsweise von (Maoz 1990: 323ff), wird argu-

mentiert, dass die Komplexität einer Situationsdefinition, bzw. eines 

belief-systems einen Einfluss auf die Entscheidungsqualität hat. Die 

cognitive complexity hätte so den Status einer proxy-Variable für die 

Qualität der Entscheidung: Je komplexer die Situationsdefiniti on eines 

Ak teurs, desto analytischer dessen Entscheidfindung und desto 

adäquater das daraus resultierende Handeln. 2 Auf den ersten Blick 

mag dies plausibel klingen: Die inter nationale Umwelt ist (un endlich) 

komplex und ent sprechend ist ein Modell davon um so besser, d.h. 

realitätsnäher, je komplexer und dif ferenzierter es ausgestaltet ist. 

Diese Annahme ist allerdings aus mehreren Gründen in Frage zu 

stellen. Erstens werden die Inhalte, die letztlich entscheidend sind, 

völlig ausgeblendet: Es kann sehr wohl so sein, dass ein Modell zwar 

hoch komplex ist ɬ aber dennoch unzutreffende Relationen zwischen 

seinen Elementen postuliert (Levy 1994: 295). Andererseits kann ge-

rade hohe Komplexi tät und Differenziertheit problematisch sein, wen n 

es etwa unter Zeitdruck Ent scheidungen zu fällen gilt: Der 

pragmatische Aspekt eines Modells, d.h. der Zweck dem es dienen 

soll, wird so ebenfalls ausgeblendet. Der Zusammenhang zwischen 

Komplexität und Qualität einer Situations definition kann also 

keinesfalls rein logisch-argumentativ begründet, sondern müsste auf 

                                           
2Einige Autoren (Astorino -Courtois 1995; Guttieri et al. 1995; Suedfeld & 

Tetlock 1977; Vertzberger 1990: 134) gehen sogar noch einen Schritt weiter, indem 

sie einen Zusammenhang zwischen der Komplexität und der Ent schei-

dungsqualität in einem bei nahe ethischen Sinne postulierten: Je komplexer, mit 

anderen Worten, je differenáÐÌÙÛÌÙȮɯ ÑÌɯ ÞÌÕÐÎÌÙɯ ȬÚÊÏÞÈÙá-ÞÌÐÚÚɁɯ ÎÌÔÈÓÛɯ ËÐÌɯ

Situationsdefinition  eines Entscheidungsträgers ist, desto weniger konfliktiv bzw. 

umso kooperativer sollten seine EntÚÊÏÌÐËÜÕÎÌÕɯÚÌÐÕȭɯ2ÊÏġÕɯÞåÙÚɀɯɬ aber dass hier 

der Wunsch der Vater des Gedankens gewesen sein muss, steht wohl ausser Frage. 
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jeden Fall empirisch überprüft werden ɬ womit man wieder beim dor -

nigen Problem einer Messung der abÏåÕÎÐÎÌÕɯ5ÈÙÐÈÉÓÌɯȬ1ÌÈÓÐÛåÛÚ-

ÛÙÌÜÌɁɯÈÕÎÌÓÈÕÎÛɯÞåÙÌȭɯ 

Als Fazit aus dem Gesagten ergibt sich: Die Komplexität eignet 

sich als zentrale abhängige Variable kaum. Man wird Guttieri et. al. 

(1995: 421) recht geben müssen, wenn sie feststelÓÌÕȯɯȬno particular level 

of complexity is good, valuable, or successful per se, its preferability is 

dependent on the particulars of the situationɁȭɯSie in einem Forschungs-

konzept wie dem unseren als zentrale abhängige Variable zu postu-

lieren, wäre deshalb verfehlt. 

 

Prozess- anstelle von Ergebnisqualität? 

Die Überprü fung von Hypothesen ü ber Kausalbeziehungen zwischen 

der Angemessenheit einer Situationsdefinition und deren Ur sachen 

wird durch die man gelnde Messbarkeit erschwert. Dies wirft die Frage 

auf, ob dieses Konzept nicht entbehrlich ist: Man könnte auf die Eva -

luation des Resultats zum vorn herein verzichten und nur die Qualität 

des Prozesses evaluieren, mit anderen Worten Prozessrationali tät an-

stelle von Ergebnisrationalität als Massstab verwenden. Der problem-

behaftete Vergleich zwischen Realität und subjektiver Situationsdefini -

tion würde damit hinfällig, es ginge nur noch darum fest zustellen, ob 

im Prozess der Informationsverarbeitung Fehler unter laufen. Diese 

Alternative er scheint auf den ersten Blick verlockend; bei näherem 

Hin sehen ergeben sich dadurch aber keine Vorteile für die praktische 

Forschungsarbeit. 

Für die Qualität der Entscheidung bleibt letztlich die Qualität des 

Resultats des Informationsverarbeitungsprozesses, d.h. diejenige der 

Situationsdefinition aus schlaggebend. Hält man daran fest, so wäre zu 

fordern, dass die verwendeten Kriterien für Pro zessrationalität derart 

eng zu definie ren sind, dass ihre Verletzung auf jeden Fall zu einer 

mangelhaften Situationsdefinition führt: Sonst könnte es vorkommen, 

dass man Prozessrationalität diag nostiziert, das Ergebnis aber dennoch 

mangelhaft ausfällt, wo durch der Wert der gewonnenen Resultate 
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fragwür dig wird. Der Zusammenhang zwischen der Ver letzung der 

Prozessrationalität und einer Fehlper zeption sollte nach dieser Argu-

mentation nicht empirisch, sondern womöglich lo gisch begründet 

werden können.  

Dieser Logik folgen einige der operationalen Defini tionen des Ka-

talogs von Infor mationsverarbeitungsfehlern, der im An schluss an 

(Janis 1982; Janis & Mann 1977) in der sog. groupthink-Forschung ver-

wendet wird (Schafer & Crichlow 1996: 430). Dort wird als eines der 

Indizien für man gelhafte InformationsverarbeiÛÜÕÎɯÉÌÐÚ×ÐÌÓÚÞÌÐÚÌɯȬËÐÌɯ

Nicht erwägung an sich vorhandener OptioÕÌÕɁɯ ÎÌÕÈÕÕÛȭɯ 4m zu 

ermitteln, ob dies zutrifft, benötigt man allerdings eine Vor stellung da-

von, was in der gegebenen Situation denn sonst noch für Optionen be-

standen hätten ɬ ÞÖáÜɯËÐÌɯȬÙÌÈÓÌɁɯ2ÐÛÜÈÛÐÖÕɯáÜÔɯÎÌÎÌÉÌÕÌÕɯ9ÌÐÛpunkt 

dennoch evaluiert werden muss. Man gew innt so eigentlich nichts.  

Verzichtet man auf das Erfordernis des logischen Zusammen-

hangs, indem man auch rein formale, ohne Rekurs auf die Realität er-

mit telbare Kriterien zulässt, deren Verletzung mangelnde Prozess-

qualität und damit erhöhte Wahr scheinlichkeit von Fehlperzeptionen 

indiziert, so ver ringern sich die Probleme der Operationalisierung da -

durch nicht wesentlich. Die Problematik zeigt der bereits erwähnte, an 

sich interessante Versuch von Maoz (1990: 224, 230), Kriterien für die 

Unterscheidung eines qualitativ meist 3 überlegenen analytischen Ent-

scheidungsprozesses von suboptimalen kybernetischen und kogni-

tiven Verfahren zu ent wickeln. Als kenn zeichnendes Unterscheidungs-

merkmal für einen analytischen Prozess der Aufdatierung einer Lage-

analyse nennt er beispielsweise die relativ strikte Anwendung der 

Prinzipien Bayesischer Inferenz, d.h. konkret die logisch konsistente 

Verwendung probabili stischer Begriffe zur Einschätzung der 

Wahrscheinlichkeit zukünfti ger Ereignisse oder die unverzerrte 

Auswahl der berücksichtigten Informationen.  

                                           
3 Weil er in der Regel, aber keineswegs immer, jene Strategie erzeugt, welche 

das objective game ɬ ein spieltheoretisches Konzept ɬ als optimal identifiziert. Siehe 

oben, und (Maoz 1990: 449ff).  
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Es stellt sich die Frage, ob dies wirklich aussagekräf tige und mit 

vernünftigem Aufwand in der Empirie der Aussen poli tik 

beobachtbare Merkmale sind ɬ und ob sie tatsächlich In formations -

verarbeitungsprozesse auszeichnen, die den Umständen entsprechend 

angemessene Situationsdefini tionen liefern. Es ist zu bezweifeln, ob die 

Verwendung eines derart akademischen Konzeptes fruchtbar sein 

kann und m ehr erzeugt als methoËÐÚÊÏÌɯȬÞÌÐÚÚÌɯ$ÓÌÍÈÕÛÌÕɁȭɯ$ÚɯÐÚÛɯÐÕɯ

diesem Zusammenhang vielleicht ganz bezeichnend, dass das For-

schungsÒÖÕáÌ×Ûɯ ,ÈÖáɀɯ ÉÐÚÏÌÙɯ ÜÕÚÌÙÌÚɯ 6ÐÚÚÌÕÚɯ ÕÖÊÏɯ ÕÐÊÏÛɯ ÐÕɯ

grösserem Massstab für empirische Arbeiten ver wendet worden ist ɬ 

trotz des Lobes das ihm für seine beeindruckende formal-methodische 

sophistication von Vertretern einer stark theorieorientierten Aussen-

politik forschung zuteil geworden ist (Schneider 1997: 119).  

Als Fazit ergibt sich: So problematisch es auch sein mag ɬ auf das 

Konzept der Realitätstreue der Situationsdefinition wird man nicht 

zugunsten einer Prozessquali tät verzichten können, da über die Zu -

sammenhänge zwischen den beiden zuwenig gesicherte Erkenntnisse 

vorliegen. 

 

Das Verhältnis der Situationsdefinition zur Realität  

Situationsdefinitionen sind, wie bereits ausgeführt, Modelle der Re ali -

tät, die im Verlauf von Entscheidungsprozessen gebildet werden und 

welche die kogni tive Grund lage von Entscheidungen sind. Die zentra-

le Eigenschaft jedes Modells, jene die über seinen Nutzen entscheidet, 

ist sein Verhältnis zur Realität, die es abzubilden beabsichtigt, mit an -

deren Worten seine Wirklich keitstreue. Eine Situationsdefini tion ist 

nicht Selbstzweck: Sie soll erfolgreiches Handeln ermöglichen, und das 

tut sie grundsätzlich, je realitätsgerechter sie istɭbei gleichzeitiger 

möglichster Sparsamkeit.  

GrundÚåÛáÓÐÊÏɯÐÚÛɯËÈÝÖÕɯÈÜÚáÜÎÌÏÌÕȮɯËÈÚÚɯȬÍÌÏÓÌÙÏÈÍÛÌɁɯ$ÕÛschei-

dungen, d. h. solche, die nicht das vom Handelnden gewünschte out-

come erzeugen, letztlich auf Fehlperzeptionen bzw. in irgend einer 
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Weise mangelhafte Situationsdefini tionen zurückzuführen sind. Dieser 

Zusammenhang begründet letztlich das wissenschaftliche Interesse an 

den Situationsdefinitionen aussenpoli tischer Entscheidungsträger: 

Wahrnehmungen der inter nationalem Umwelt sind aus den bereits ge-

nannten Gründen besonders fehleranfällig, und sie können po tentiell 

gravierende Folgen haben ɬ man denke etwa an den Ausbruch von 

Kriegen, verursacht durch eine Fehleinschätzung der Absichten oder 

des Potentials des Gegners. Fehlperzeptionen, d.h. mangelnde Wirk -

lichkeitstreue von Situationsdefinitionen und ihre Ursachen sind 

deshalb seit den bahnbrechenden Studien von Robert Jervis (1969; 

1976) auch Gegenstand der foreign-policy Forschung: (Vertzberger 1990) 

gibt einen Überblick, ebenso wie eine Typologie der Fehlperzeption.  

Will man sich unter den Eigenschaften von Situationsd efinitionen 

auf eine einzige, wesentliche Dimension beschränken, so ist deren 

Realitätstreue zweifellos jene, welche sich aufdrängt. So einleuchtend 

dieses Konzept aber intuitiv auch sein mag, so leicht es auch fällt, 

Beispiele für eklatante Fehlperzeptionen der Entscheidungsträger 

einzelner Staaten anzuÍĹÏÙÌÕȮɯÚÖɯÚÊÏÞÐÌÙÐÎɯÐÚÛɯÌÚȮɯËÌÕɯȬ ÉÚÛÈÕËɁɯáÞÐ-

schen Wirklichkeit und Ab bild, das Ausmass der Fehlperzeption in 

intersubjektiv eini germassen kontrollierter Weise zu erfassen, d.h. mit 

anderen Worten, die Variable zu messen.  

Der Haupt grund dafür wurde bereits ge nannt. Es ist der Um-

stand, dass im UntersuchungsbeÙÌÐÊÏɯȬ ÜÚÚÌÕ×ÖÓÐÛÐÒɁɯËÐÌɯȬ1ÌÈÓÐÛåÛɁɯ

besonders schwer zu erfassen ist ɬ und dass dies selbstredend nicht 

nur für den  Politiker oder Beamten im Aussenmini sterium gilt, 

sondern auch für den wissenschaftlichen Beobachter. Das sehr grund-

sätzliche philoÚÖ×ÏÐÚÊÏÌɯ/ÙÖÉÓÌÔɯËÌÙɯȬ$ßÐstenz einer objektiven Wirk -

lichÒÌÐÛɁȮɯËÈÚɯÚÐÊÏɯÐÕɯËÐÌsem Zusammenhang stellt (Vertzberger 1990) 

bleibt hier ausgeklammert; es geht ausschliesslich um forschungsprag-

matiÚÊÏÌɯ Ú×ÌÒÛÌȭɯ(ÕɯËÌÙɯ%ÖÙÚÊÏÜÕÎÚ×ÙÈßÐÚɯÐÚÛɯËÐÌɯȬÖÉÑÌÒÛÐÝÌɯ1ÌÈÓÐÛåÛɁɯ

stets die Wahrnehmung der Situation durch den be obachtenden 

WissenschaftÓÌÙȯɯȬɀReÈÓÐÛàɀɯÐÚɯÈɯÛÌÙÔɯÞÏÐÊÏɯÔÈàɯÉÌɯÈ××ÓÐÌËɯÛÖɯÛÏÌɯÈÕÈÓàÚÛɀÚɯ

observation of the operational environmentɁɯ(Brecher et al. 1969: 81). Dies 
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gilt selbstverständlich auch dann, wenn er diese Auf gabe delegiert, 

etwa mittels einer Expertenbefragung.  

Wenn die Wahrnehmung durch den Beobachter die Vergleichs-

basis ist, an der die Qualität der Situationsdefinition des unter suchten 

Ak teurs gemessen wird: Kann man davon ausgehen, dass der Be-

obachter eine zumindest akkuratere Situationsdefiniti on erstellen kann 

als der Akteur?  

Im Vergleich mit dem Ent scheidungsträger hat der Beobachter in 

der Tat Vorteile: Es kann sein, dass er umfassender informiert ist als 

der Entscheidungsträger, weil er die Information in der Re gel nicht 

unter Entscheidungsdruck verarbeiten muss oder weil ihm reichere 

Quellen zur Verfügung stehen. Oft ist er weni ger befangen, weil er sich 

nicht wie der Politiker auf eine Sichtweise festlegen muss, um vor 

seiner constituency als vertrauenswürdig zu gelten. Vor allem aber ver-

fügt er zumindest bei histori schen Ereignissen über den benefit of 

hindsight (Vertzberger 1990: 37), was ihm erlauben sollte, ein objekti-

veres Bild der Gegebenheiten zu einem bestimmten Zeitpunkt zu er -

zeugen. Er weiss, wie es herausgekommen ist, weiss deshalb auch 

welche Einschätzung der Lage und welche Prognose der zukünf tigen 

Entwicklung zu einem be stimmten Zeitpunkt korrekt ge wesen wäre. 

Schwieriger wird es allerdings, wenn weitere, eher hypothetische 

Komponenten der Situationsdefinition ein bezogen werden, wie z. B. 

der Katalog der an sich vorhandenen Handlungsoptionen und die 

Effekte nicht ausgeführter Op tionen.  

Selbst wenn man davon ausgeht, dass eigenÛÓÐÊÏÌɯ Ȭ²ÉÌÙ-

rasÊÏÜÕÎÌÕɁȮɯËÐÌɯÚÐÊÏɯÐÕɯÒÌÐÕÌÙɯ6ÌÐÚÌɯÈÕÒĹÕËÐÎÌÕȮɯÌÏÌÙɯÚÌÓÛÌÕɯÚÐÕËȮɯÉÌ-

steht gerade wegen des benefit of hindsight aber die Gefahr, dass der 

Forscher die Vieldeutigkeit von In formationen unterschätzt und damit 

auch die Schwierigkeit ihrer Bewertung zu  dem Zeitpunkt, zu dem sie 

entscheidungsrelevant waren. Im Rückblick ist ja in der Regel leicht(er) 

zu sagen, welche Anzeichen eine bestimmte Entwicklung nahe legten, 

und wie sie zu deuten waren: Die Un übersichtlichkeit der Lage und 

die Viel falt ihre r Entwick lungsmöglichkeiten wird im Rück blick zur 

temporal und kausal wohl strukturierten historischen story mit einem 
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roten Faden. Der benefit of hindsight besteht zudem nur bei Prozessen, 

von denen mit einiger Berechtigung behauptet werden kann, dass sie 

abgeschlossen sind.  

Bezeichnend ist in diesem Zusammenhang, dass die Forschung, 

soweit sie das Konzept der Realitätstreue der Situationsdefinition ver -

wendet, sich meist auf Fälle bezieht, in denen angesichts der histori -

schen Entwicklung  ein breiter Konsens darüber besteht, dass eklatante 

Fehlperzeptionen foreign policy failures verursachten. Auf der Basis 

dieses Konsenses wird dann versucht, die Gründe für die Fehlperzep-

tion zu ermit teln. (Vertzberger 1990), um ein Beispiel zu nennen, illu -

striert sein Standardwerk über die aussenpolitische Infor mationsverar-

beitung (bzw. ihre Patho logien) mit zahlreichen Beispielen aus der 

amerikanischen Vietnampolitik oder dem israe li schen Verhalten vor 

dem Ausbruch des Jom Kippur -Krieges.  

So wichtig und interessant er auch aus normativer Perspektive 

sein mag: Der direkte Vergleich zwischen Realität und Modell ist mit 

zahlreichen Problemen behaftet, die sich methodisch ɬ d. h. gemessen 

an den Ansprüchen einer quantitativ orientierten Sozialwissenschaft ɬ 

nicht in beÍÙÐÌËÐÎÌÕËÌÙɯ6ÌÐÚÌɯÓġÚÌÕɯÓÈÚÚÌÕȭɯ,ÈÖáɀɯ(1990: Kapitel 8) 

ÝÌÙÚÜÊÏÛɯÌÐÕɯËÌÙÈÙÛÐÎÌÚɯȬÏÈÙÛÌÚɁɯ*ÙÐÛÌÙÐÜÔɯÍĹÙɯËÐÌɯÚÜÉstanzielle Quali-

ÛåÛɯÌÐÕÌÙɯ$ÕÛÚÊÏÌÐËÜÕÎɯÜÕËɯËÈÔÐÛɯËÈÚɯȬÖÉÑÌÒÛÐÝÌɁɯ ÜÚÔÈÚÚɯËÌÙɯ%ÌÏÓ-

perzeption mit Hilfe spieltheoretischer Konzepte zu entwickeln. Er 

vergleicht dazu die tatsächliche Strategie eines Staates in einer Inter-

aktionssituation mit der jenigen, welche ihm die theoretische Lösung 

eines objective game nahelegen würde: Stimmen sie nicht überein, so 

muss eine Fehlperzeption vorliegen. 

Dies mag als Denkspiel interessant sein, und in gewissen, vor 

allem mili tärischen Konflikten einen begrenzten Illustrationswert 

haben (Maoz gibt als Beispiel die Agadir-Krise von 1911). Er muss aber 

selbst zugeben, dass die Lockerung der sehr strikten Bedingungen in 

Richtungɭauch dann noch sehr beschränkterɭRealitätsnähe sehr 

problematisch wäre. Würde etwa Kooperation zwischen den Spielern 

zuÎÌÓÈÚÚÌÕȮɯÚÖɯÞåÙÌɯȬvirtually any outcome of the [objective] game a 

theoreÛÐÊÈÓÓàɯÊÖÙÙÌÊÛɯÖÜÛÊÖÔÌɁ (Maoz 1990: 462) ɬ die Messlatte würde so-



Kapitel 2 

26 

zusagen zerfliessen, was exemplarisch die Fragwürdigkeit des Ver-

fahrens beleuchtet. 

 

Die Erklärungsparadigmen der Aussenpolitikforschung  

Die foreign policy analysis hat sich als eigenständiger Forschungszweig 

innerhalb der Wissenschaft von den internationalen Beziehungen seit 

den 50er Jahren entwickelt: (Neack et al. 1995) und detailli erter (Rosati 

1995) geben einen Überblick über die Theoriegeschichte. Ihr Ziel ist in 

einem sehr allgemeinen Sinne die Erklärung des aussenpoli tischen 

Verhaltens von Staaten. Im Rahmen dieses Forschungsfeldes haben 

sich verschiedene Teilzweige ausdifferen ziert, die sich mit der 

Problematik auf un terschiedlichen Analyseebenen und mit unter -

schiedlichen Schwerpunkten, was die erklärenden Variablen angeht, 

befassen. Von Interesse für unsere Fragestellung sind jene Ansätze, die 

das aussenpolitische Verhalten von Staaten auf der Mikroebene der 

Entscheidungsträger, bzw. deren Situationsdefini tionen zu erklären 

trachten.4  

Der Beginn der Entwicklung dieses Forschungszweiges war 

wesentlich durch die Reaktion auf Forschungsparadigmen gekenn-

zeichnet, die das aussenpoliti sche Verhalten von Staaten durch ein 

ÙÈÛÐÖÕÈÓɯÝÌÙÍÖÓÎÛÌÚɯȬÕÈtionales InteÙÌÚÚÌɁɯËÌÚɯÈÓÚɯÜÕÐÛåÙɯÎÌËÈÊÏÛÌÕɯ Ò-

ÛÌÜÙÚɯȬ2ÛÈÈÛɁɯáÜɯÌÙklären versuchten (Morgenthau 1985). Diese Sicht-

weise blieb nicht lange unbestritten: Einwände wurden vorgebracht, 

die sich insbesondere gegen die beinahe anthropomorphe, mono-

lithische Sicht des StaaÛÌÚȮɯÔÐÛɯÚÌÐÕÌÔɯÌÐÎÌÕÌÕɯȬ6ÐÓÓÌÕɁɯáÜÔɯ²ÉÌÙleben 

im anarchischen Habitat des internationalen Systems und damit zur 

                                           
4 Für eine Diskussion jener Ansätze, die sich mit dem Einfluss der Innenpolitik 

bzw. der gesellschaftlichen Verhältnisse oder dem Einfluss der Position eines 

Staates im internationalen System auf einer Makroebene, d.h. meist im zwischen-

staatlichen Vergleich befassen, vgl. die Übersicht bei (Gerner 1995).  
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Macht sowie den Objektivismus dieser Position wandten (Gerner 

1995). Gerade das Ende des Kalten Krieges hat zudem in aller Deut-

lichkeit gezeigt, dass derÈÙÛÐÎÌɯȬ!ÐÓÓÈÙË-!ÈÓÓɁɯ,ÖËÌÓÓÌɯÌÐÕÌÕɯÉÌÎÙÌÕáÛÌÕɯ

Erklärungswert haben (Hudson &Vore 1995). Die Entwicklung dieser 

Disziplin steht aber auch in einem nor mativen Zusammenhang: Man 

hoffte (und hofft) mit Hilfe der ge wonnenen Erkenntnisse zur 

Ȭ5ÌÙÉÌÚÚÌÙÜÕÎɁɯÈÜÚÚÌÕpoli tischer Entscheidungen beitragen zu kön-

nen (Axelrod 1976b; Vertzberger 1990).  

5ÐÌÓÓÌÐÊÏÛɯÈÔɯ×ÙåÎÕÈÕÛÌÚÛÌÕɯÞÜÙËÌɯËÐÌɯ$ÚÚÌÕáɯËÐÌÚÌÚɯȬÔÐÒÙÖ-

ÚÒÖ×ÐÚÊÏÌÕɁȮɯ%ÖÙschungsparadigmas, das auch dieser Arbeit zugrunde 

liegt, von (Snyder 1954) zum AusËÙÜÊÒɯ ÎÌÉÙÈÊÏÛȯɯ ȬThe key to the 

explanation of why the state behaves the way it does, lies in the way its 

decision makers as actors define their situationɁȭɯ$ÚɯÔÜÚÚɯÈÓÚÖɯÍÌÚÛgestellt 

werden, welche Akteure am aussenpoli tischen Entscheidungsprozess 

parti zipieren und wie sie die Situation definieren, bzw. wahr nehmen 

(Axelrod 1976b: 19; Neack et al. 1995: 19; Snyder 1954).  

Im Rahmen des Paradigmas, das durch diese Fragestellungen 

aufgespannt wird, ent wickelte sich in den vergangenen vierzig Jahren 

eine rege Forschungstätigkeit. Die Theorien lassen sich nach der 

zentralen Erklärungsvariable in drei Gruppen ein ordnen (Gerner 1995; 

Hudson & Vore 1995; Maoz 1990: 50ff; Voss & Dorsey 1992). Das 

aussenpolitische Verhalten eines Staates wird beeinflusst durch:  

 

1. Psychologi sche Konstitution und kognitive Prozesse indivi -

dueller Ak teure. Die Forschung in diesem Gebiet weist drei 

Schwerpunkte auf:  

 Personality theories.  Sie befassen sich mit dem Einfluss, welche die 

indivi duelle, idiosynkratische Persönlichkeits struk tur von  Ent-

scheidungsträgern auf ihr aussenpolitisches Handeln bzw. ihre 

Perzeption der inter nationalen Umwelt hat. Detaillierte Über -

sichten über diese Forschungsrichtungen bieten (Maoz 1990:51ff; 

Vertzberger 1990: 172ff; Winter 1992). Als Beispiel kann etwa die 

sogenannÛÌɯȬÉÐÙÛÏ-order-ÛÏÌÖÙàɁɯËÐÌÕÌÕȮɯËÐÌɯËÈÚɯÈÜÚÚÌÕpolitische 

Verhalten von Staatsmännern mit der indi vidualpsycho logischen 
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5ÈÙÐÈÉÓÌɯȬ1ÈÕÎɯÐÕɯËÌÙɯ1ÌÐÏÌÕÍÖÓÎÌɯËÌÙɯ&ÌÉÜÙÛÌÕɯÐÕɯÌÐÕÌÙɯ%ÈÔÐÓÐÌɁɯ

in Verbindung bringt (Hudson 1992).  

 Cognit ive theories (im engeren Sinne). Die Vertreter dieser Richtung 

argumentieren nicht mit Persönlichkeitseigenschaften von Ent-

scheidungsträgern sondern mit Faktoren, die grundsätzlich jedem 

Kognitionsprozess inhärent sind: der Notwendigkeit der Kom p-

lexitätsreduk tion durch Informationsverarbeitungs heuristiken, 

der Neigung ko härente Situationsdefinitionen zu bilden, wider -

sprüchliche InformaÛÐÖÕɯȬËÐÌɯÕÐÊÏÛɯÐÕÚɯ!ÐÓËɯ×ÈÚÚÛɁɯáÜɯÝÌÙnach-

lässigen sowie der Tatsache, dass immer schon Vorstellungen vor-

handen sind, die zur Deutung neuer Informationen verwendet 

werden (Jervis 1976; Kahnemann et al. 1982; Steinbruner 1974). An 

diesem Punkt setzen die 

 Belief-system theories an. Sie gehen davon aus, dass die schliesslich 

beobachtbaren Inhalte der Situationsdefinitionen von den belief 

systems der Entscheidungsträger beeinflusst werden, d.h. den 

Wissensbeständen, die sie über die Welt bereits haben. Im Unter-

schied zu den personality theories werden diese Wissensbestände 

aber durch Sozialisation erworben: Sie werden nicht an der Per-

sönlichkeitsstruktur fest gemacht, sie sind später erworbenes Er-

fahrungswissen im weiteren Sinne. Gesellschafts-, Schicht- und 

zeittypische Schemata, historische Analogien und Metaphern, 

haben aus dieser Perspektive einen erheblichen Einfluss auf die 

Deutung der aktuellen Situation (Jervis 1976; Shimko 1995; Sylvan 

& Chan 1984). Relativ grosses Gewicht wird in der neueren For-

schung auf die systematisch-formale Codierung relevanter 

Wissensbestände gelegt (Axelrod 1976b; Sylvan & Chan 1984; 

Young 1996; Young 1998; Young & Schafer 1998). 

  

2. Strukturen des sozialen, organisationellen, politischen 

Umfeldes aussenpoli tischer Entscheidungsträger. Gegenstand 

der Forschung ist hier der Einfluss von:  

 Struktur und Zusammensetzung (kleiner) Entscheidungsgremien auf 

kollek tive Situationsdefinitionen und damit aussenpolitische Ent -
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scheidungen. Die bekannteste und meistdiskutierte Hypothese in 

diesem Bereich ist die sogenannte groupthink-Hypothese von E. L. 

Janis (Janis & Mann 1977), die besagt, dass die Rahmenbedingun-

gen, unter denen in Kleingruppen Entscheidungen getroffen wer -

den, einen Einfluss auf die Qualität der In formationsverarbeitung 

und damit die Entscheidfindung habe n (Gaenslen 1992; Herek et 

al. 1987; Schafer & Crichlow 1996; Vertzberger 1990: 241 ff). 

 Organisationsstrukturen und büro krati schen Abläufen (Standard 

Operating Pro cedures), in denen Informationen aufbereitet und 

gefiltert werden und konsen suelle Interpretationen der Wirk lich-

keit zwischen Individuen und bürokra tischen Untereinheiten aus-

gehandelt werden (Allison 1971; Ripley 1995). Entscheidende An-

stösse sind hier von der ökonomischen Organisationstheorie 

(March 1988; March & Olsen 1976) ausgegangen, die sich mit 

Einschränkungen auch auf eine aussenpoli tische Bürokratie über-

tragen lassen; (Etheredge 1981) bietet eine Übersicht. Neuerdings 

hat sich hier auch ein Forschungszweig entwickelt, der sich der 

Methodik der Arti ficial Intelligence-Forschung bedient, um regel-

hafte Entscheidungsabläufe zu modellieren. Man vergleiche 

(Hud son 1991) für einige Beispiele dieser einigermassen esoteri -

schen Forschungsrichtung.  

 

3. Einflüsse der Entscheidungssituation.  Die breite Literatur dazu 

befasst sich vor allem mit dem naheliegenden Einfluss, den 

Krisensituationen, d.h. situationsimmanenter erhöhter Entschei-

dungsdruck auf Ent scheidungsprozesse, auf die Perzeption der 

Situation, auf die Wahr nehmung der Ha ndlungsalternativen und 

die Informationsverarbeitungs - und Entscheidungsquali tät haben. 

Eine Diskussion der Resultate dieser Forschungsrichtung findet 

sich bei (Gerner 1995: 28ff). Anwendungsbeispiele bieten (Guttieri 

et al. 1995; Maoz 1990: S 18ff; Walker & Watson 1994).  

 

Diese Forschungszweige weisen methodisch einige gemeinsame 

Charakteristiken auf. ZuÕåÊÏÚÛɯÞÌÙËÌÕɯÒÈÜÔɯÑÌɯȬÏÈÙÛÌɁɯ3ÏÌÖÙÐÌÕɯÍÖÙ-
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muliert. Deduktiv her geleitete generelle Hypo thesen, bei der sinnvoll 

operationalisierbare Variablen mit einander in einen Kausalzusammen-

hang gebracht werden, der dann empirisch überprüft wird, sind selten. 

AnÎÌÉÖÛÌÕɯÞÌÙËÌÕɯÐÔɯÞÌÚÌÕÛÓÐÊÏÌÕɯȬÚÊÏÞÈÊÏÌɯ3ÏÌÖÙÐÌÕɁɯȹweak theo-

ries), deren Zweck vor allem darin be steht, die richtigen Fragen zu stel-

len, die Empirie zu struk turieren und relevante Dimensionen zu eruie-

ren. Es handelt sich um Kataloge, laundry lists von Faktoren, bzw. Be-

schreibungen von Mechanismen, die auf die Formierung von Situa-

tionsdefinitionen, bzw. aussenpoli tische Entscheidungen einen 

Einfluss haben könnten (Haney 1995). Oft handelt es sich überdies um 

An leihen bei Dritt wissenschaften (Psychologie, Wahrnehmungsfor -

schung, Künstliche Intelli genz), in denen über die verwendeten Kon-

zepte keine Einigkeit besteht. Dadurch werden kon zeptionelle und 

termin ologische Konfusionen in die Aussenpolitik forschung im por-

tiert, was für das ungeübte Auge oft nicht ohne weiteres ersichtlich ist 

(Bennet 1981: 159; Holsti 1977: 20). Die Aussenpolit ik forschung ist 

damit dem Vor wurf des Mangels an theoretischer Eleganz und 

Sparsamkeit (parsimony) ausgesetzt (Holsti 1977: 21; Maoz 1990: 82ff; 

Schneider 1997).  

Entsprechend wird der Bezug zur Empirie meist nicht durch sys -

tematisch erhobenes Material hergestellt, sondern durch anekdotische 

Evidenz zur Wir kung einzelner Faktoren in konkreten Ein zelfällen. Es 

gibt allerdings erwähnenswerte Ausnahmen. Herek et al. (1987) z. B. 

haben versucht, Informationsverarbeitungsmängel im Entscheidungs-

prozess mit dem Erfolg aussenpoli tischen Handels der USA in ausge-

wählten Krisensituationen seit dem zweiten Weltkrieg zu ver knüpfen. 

Die Einordnung der einzelnen Variablen geschah dabei aufgrund einer 

Sichtung der Sekund ärliteratur (Ver arbeitungsmängel) und einer 

Expertenbefragung (was den Erfolg bzw. Miss erfolg einer Entschei-

dung angeht). Dieses Design ist, was nicht verwundert, auf erhebliche 

Kritik ge stossen, die bei der Zuordnung der Variab lenwerte in  einzel-

nen Fällen ansetzte (Herek et al. 1989; Schafer & Crichlow 1996; Welch 

1989).  
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Nicht alle in der Übersicht enthaltenen Ansätze liefern Erkennt -

nisse, die sinnvoll in ein Modell zur Erklärung der Inhalte und der An -

gemessenheit von Situationsdefinitionen in Reaktion auf Verän derun-

gen des internationalen Umfeldes integriert werden können. Gewisse 

Erklärungsfaktoren können auch aus den rein forschungspragma-

tischen Gründen der Angemessenheit an das gewählte Design und den 

Untersuchungsgegenstand aus den Erörterungen zum vorneherein 

ausgeschlossen werden.  

Die personality theories sind allenfalls für eine ver gleichende 

Analyse stark personalisierter aussenpolitischer 

Entscheidungssysteme (sei es im selben Staat für unterschiedliche 

Regierungen oder zwischen Staaten) geeignet. Ein Akteur, wie etwa 

der amerikanische Präsident, der einen dominanten Einfluss auf die 

Gestaltung der Aussenpolitik haben kann und des sen Situa-

tionsdefinition  deshalb besonders interessiert, existiert in der Schweiz 

aus den bekannten Gründen (bundesrätliches Kollegialsystem etc.) 

nicht. In dieser Arbeit ist über dies die Einheit der Untersuchung die 

Reaktion eines Entscheidungssystems auf Impulse internationalen 

Wandels; auch die Untersuchungsanlage eignet sich deshalb kaum für 

die Anwendung dieser Ansätze. Sie werden deshalb im folgenden 

nicht mehr diskutiert.  

Sehr viel fruchtbarer dürften dagegen die Resultate der cognitive 

theories sein, weil sie Aussagen über die Verarbeitung von Information 

machen: Die beschriebenen Heuristiken beeinflussen letztlich, wie 

stark die bereits vorhandenen Wissensbestände, die beliefs auf die 

Inhalte der Situationsdefinition einwirken. Cognitive theories und belief-

system-Ansätze ergänzen sich deshalb. Ihrer Appli kation stehen allen-

falls Probleme der Datenbeschaffung entgegen: Über schweizerische 

aussenpoli tische Entscheidungen und ihre Träger ist sehr viel weni ger 

öffentlich zugängliches Material als z. B. in den USA vorhanden, das 

sich als empirische Grundlage für die Rekonstruktion von belief-systems 

eignen würde; wir verzichten deshalb auch auf den Versuch einer Co-

dierung.  
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Dieser Mangel rührt unter anderem einfach daher, dass die 

schweizerischen aussenpolitischen Ak teure sehr viel weniger Gegen-

stand öffentlichen und wissenschaftlichen Interesses als etwa eine 

amerikanische Admini stration sind. Ihre Mit glieder sind hinsichtlich 

ihrer Berichterstattung über ihre Beteiligung an aussenpoli tischen Ent-

scheidungen und deren Ablauf auch sehr viel weniger offenherzig als 

die amerikanischen Eliten: Sie schreiben in aller Regel nicht un-

mittelbar nach dem Ausscheiden aus dem Amt Memoiren ɬ wenn 

überhaupt. Dieses Material, das die empirische Basis für einen erhebli -

chen Teil der amerikanischen Forschungsli teratur darstellt, fehlt des -

halb, von wenigen punktuellen Aus nahmen abgesehen.  

Es ist auch nur Informationsmangel, wel cher dem Einbezug jener 

Ansätze entgegensteht, welche organisationelle Faktoren und Eigen-

schaften des politischen Systems für die Erklärung aussenpoli tischer 

Entscheidfindung und Situ ationsdefinition in An schlag bringen. Dies 

in unter schiedlichem Ausmass: Während sich über die Meinungsbil -

dung in Klein gremien allenfalls anekdotische Evidenz bei der Befra-

gung von Entscheidungsträgern beibringen lässt, sind die Organisa-

tionsstrukturen und büro kratischen Abläufe ver hältnismässig leicht zu 

ermit teln, die Rahmenbedingungen des politischen Systems natür lich 

ohnehin. Die dritte in der Übersicht genannte Variablen gruppe 

schliesslich, die situations immanenten Rahmenbedingungen des Ent-

scheidungsprozesses, werden selbstverständlich ebenfalls in das Mo-

dell eingehen müssen. 



 

3 Die Adaptation aussenpolitischer 

Situationsdefinitionen: ein Modell 

Im ersten Abschnitt des letzten Kapitels wurde bereits skizziert, dass 

eine Situationsdefinition eines Entscheidungssystems zu einem be-

stimmten Zeitpunkt (St 0) eine Funktion der Situationsdefinition  zu 

einem früheren Zeitpunkt (S t-1) sowie des verarbeiteten Informations-

inputs aus dem Entscheidungsumfeld ist.  

In einer sich wandelnden Umwelt ist eine reali tätsfremde, unan-

gemessene Situationsdefini tion auf Mala daptationsprozesse zurückzu-

führen. Eine zu einem bestimmten Zeitpunkt an gemessene Situations-

defini tion hält mit der Ent wick lung der Umwelt nicht Schritt, sie wird 

nicht aufdatiert und entfernt sich dadurch von der Re alität. Der 

Entscheidungsträger wird zunehm end weltfremd. Ein hypo thetisches 

Entscheidungssystem, bei dem dies anders wäre, das von allem An-

ÍÈÕÎɯÈÕȮɯËȭÏɯȬÐÔÔÌÙɯÚÊÏÖÕɁɯÌÐÕÌɯÎÙÜÕËsätzlich realitätsfremde Si-

tuationsdefinition aufgewiesen hätte, ist zwar theoretisch denkbar. In 

der Praxis hätte es sich aber wahrscheinlich längst selber um seine Exi-

stenz gebracht, weil es dem Konkur renzdruck besser adaptierter Ak-

teure erlegen wäre.  

Wenn die Ursache der Unangemessenheit einer Situationsdefini-

tion realiter stets ein derartiger Maladaptationsprozess ist, so bedeutet 

dies, dass ihre Erklärung in den Mechanismen und Prozeduren, den 

Heuristiken gesucht werden muss, welche die Auf nahme neuer 

Information aus dem Umfeld steuern. Die Frage ist also: Wodurch 

werden Störungen dieses Adaptationsprozesses verursacht?  

Um diese Frage zu beantworten, muss man sich im klaren 

darüber sein, was dieser Anpassungsprozess letztlich leisten muss: Er 

hat nämlich zwei Funktionen zu erfüllen, die miteinander bis zu einem 



Kapitel 3 

34 

gewissen Grade unvereinbar sind, die in einem trade-off-Verhältnis 

zueinander stehen. Einerseits soll er die Aufnahme neuer Information 

und damit die Adaptation des Systems an den Wandel der Umwelt 

sicherstellen, andererseits hat er aber auch eine Stabilisierungs-

funktion. Ein gewisses Mass an Konstanz gehört zu den wesentlichen 

Eigenschaften einer Situationsdefinition, d.h. eines Modells der 

Lebensumwelt. Dessen pragmatischer Zweck besteht ja darin, Orien -

tierung zu ermöglichen und Kom plexi tät zu reduzieren ɬ und Komp -

lexität hat nicht zuletzt auch einen zeitlichen As pekt. Ceteris paribus 

erfüllt ein Mo dell, das im Verlauf der Zeit stabil bleibt, den Zweck der 

Komplexitätsreduktion bes ser als eines, das auf den gering sten 

Anstoss von aussen in Frage gestellt wird.  

Die Funktion des Informationsverarbeitungsprozesses ist es des-

halb, den schwierigen Ausgleich zu schaffen zwischen diesen beiden 

Zielen. Stabilisiert er zu stark, indem er die Durchlässigkeit des 

Systems gegenüber neuer Information übermässig vermind ert, kommt 

es zu einem Phänomen, das als cognitive closure bezeichnet wird. Das 

Entscheidungssystem vermag sich kognitiv an ein verändertes Umfeld 

nicht anzupassen, sein Handeln wird dadurch mit hoher Wahr schein-

lichkeit dys funk tional. Ist das System dagegen zu offen, verliert es die 

Orientierung, das Modell der Umwelt erfüllt seinen prag matischen 

Zweck nicht mehr.  

Die Krisenhaftigkeit der Entscheidungssituation und damit der 

Stress, dem das System unterworfen ist, hat die Funktion einer 

intervenierenden Variable. Es ist davon auszugehen, dass Stress den 

Grad der Filterung, d.h. das Ausmass der Durchlässigkeit des Wahr-

nehmungsapparates beeinflusst. Je grösser der Stress, desto geringer 

ist die Bereitschaft zur Modifikation und desto grösser ist  die Neigung 

des Entscheidungssystems zur Stabilisierung, d.h. zur cognitive closure. 

Der Stress ist nicht die einzige Variable, die diesen Effekt haben kann. 

Es handelt sich aber um die einzige, von der man annehmen darf, dass 

sie generell wirksam ist. Bei gewissen Mechanismen treten andere 

Variablen mit der selben Wirkung hinzu. In den folgenden Abschnitten 

wird all dies ein gehend diskutiert; an dieser Stelle geht es bloss darum, 
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die Grund relationen zwi schen den Variablengruppen dar zustellen. 

Das bisher Gesagte kann in Hypothesenform fol gendermassen 

formuliert werden (siehe auch Abbildung 2): 

'ƕȯɯ Ȭ)Ìɯ ÈÜÚÎÌ×ÙåÎÛÌÙɯ ËÐÌɯcognitive closure, je geringer die Durch-

lässigkeit eines Entscheidungssystems für Information, desto stär-

ker prägt das vorhandene belief-system die Inhalte der Situations-

definition und desto stabiler und mit hin un angemesÚÌÕÌÙɯÐÚÛɯËÐÌÚÌȭɁɯ 

'ƖȯɯȬ)ÌɯÞÌÕÐÎÌÙɯÈÜÚÎÌ×ÙåÎÛɯËÐÌɯcognitive closure, desto stärker prägt 

der aktuelle In formationsinput di e Inhalte der Situationsdefinition 

und desto adaptierter und damit an gemessener ist diese in der 

1ÌÎÌÓɁɯ 

'Ɨȯɯ ȬCognitive closure wird durch Heuristiken der Informations -

verarbeitung auf in dividueller und systemischer Ebene verursacht. 

Sie bewirken cognitive closure um so eher, je stärker der Stress ist, 

unter dem die Individuen oder das SysÛÌÔɯÚÛÌÏÌÕɁɯ 
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Abbildung 2: Ein integriertes Modell der Adaptation von Situations defi-

nitionen  
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Wie man sich nun das Zusammenwirken dieser Variablen konkret 

vorzustellen hat, soll ein einfaches Beispiel veranschaulichen.  

Zu den Heuristiken, die einem Ak teur zur Reduktion von Kom -

plexität und zur Schonung von mentalen oder organisationellen Res-

sourcen zur Verfügung stehen, gehört die Verminderung der Zahl der 

voneinander unabhängigen Informationsquellen, die er berücksichtigt, 

um sich ein Bild von der ak tuellen Situation zu machen. Eine einfache 

Variable also. Über den Zusammenhang zwischen ihr und der Di men-

ÚÐÖÕɯȬ Õgemessenheit der SituationsdeÍÐÕÐÛÐÖÕɁɯÓåÚÚÛɯÚÐÊÏɯÚ×Ìkulieren: 

Es ist plausibel anzunehmen, dass ein Akteur, der sich nur auf sehr 

wenige Quellen stützt, tendenziell eher zu Fehlperzeptionen neigt, 

weil die Vielfalt des Inputs fehlt. Man braucht sich bloss den Grenzfall 

vorzustellen, in dem er keine Quelle berücksichtigt, also auch keinen 

Input aufnimmt. Dann verhält dieser Akteur sich wie das bereits 

erwähnte Projektil von Deutsch (S. 12): Die cognitive closure ist 

maximal, er schliesst sich von der Umwelt völlig ab. Wenn sich diese 

verändert, ist die Wahrscheinlichkeit gross, dass sie unter seiner sub-

jektiven Situationsdefinition gleich ÚÈÔɯȬÞÌÎÙÖÓÓÛɁȰɯÌÐÕÌɯ,ÈÓÈdaptation 

ist die Folge ɬ dies ist der Preis, den die maximale Stabilisierung (S t ist 

in diesem Falle St-1!) und Ressourcenschonung einfordert.  

Umgekehrt verläuft der trade-off zwischen Stabilisierung und 

Adap tation am anderen Ende der Varianz: Eine zu grosse Zahl von 

Quellen führt dazu, dass die kognitive Ver arbeitungskapazität über for-

dert wird, indem das Indi viduum, von der In formations menge ver-

wirrt und überfordert, die Orien tierung ver liert. Zwischen diesen bei-

den Extremen liegt der breite Bereich, in dem die Beschränkung der 

Quellenzahl unproblematisch ist, ihre Überfülle aber auch keine 

Verwirrung stiftet. Abbildung 3 stellt diesen Sachverhalt graphisch dar.  

Wenn ein Zusammenhang zwischen den beiden Variablen 

besteht, so ist er jedenfalls nicht li near ɬ und zudem ist der Bereich, in 

dem offen ist, ob überhaupt ein Zu sammenhang besteht, 

wahrscheinlich sehr breit.  
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Abbildung 3: Der Zusammenhang zwischen der Quellenzahl und der Wahr -

scheinlichkeit einer Mal adaptation der Situationsdefinition  

 

Angesichts der generellen Tendenz des kognitiven Apparats zur 

Reduktion von Kom plexität konzentriert sich die Suche nach Ursachen 

von Fehlperzeptionen ausschliesslich auf jenen Bereich der Varianz, in 

dem eine zu geringe Informationsmenge verarbeitet wird und die Si -

tuationsdefinition deshalb zu ausgeprägt vergangenheitsbezogen ist. 

)ÌÙÝÐÚɯȹƕƝƛƚȯɯƕƜƛȺɯÚÛÌÓÓÛɯáÜɯÙÌÊÏÛɯÍÌÚÛȯɯȬactors are more apt to err on the side 

of being too wedded to an established view and too quick to reject discrepant 

information, than to make the opposite error of too quickly alternating their 

ÛÏÌÖÙÐÌÚȭɁ  

Aber selbst dann, wenn man bloss das eine Ende der Varianz be-

rücksichtigt, wird die Bil dung von wirklich griffigen Hypothesen er -

schwert, da es kaum möglich ist, zu entscheiden, an welchem Punkt 

für ein bestimmtes Entscheidungssystem der Knick in der Kurve liegt 

und an sich notwendige Mechanismen Schaden zu stiften beginnen, 

Stabilisierung zur Erstarrung, zur cognitive closure führt. Dies bedeutet 

gleichzeitig, dass die Postulierung von for malen Kriterien oder Schwel -

lenwerÛÌÕɯÍĹÙɯȬÙÐÊÏÛÐÎÌɁȮɯȬÒÖÙÙÌÒÛÌɁɯ(Õformationsverarbeitung wenig 



Kapitel 3 

38 

sinnvoll ist ɬ Es sei an die Ausführungen im Exkurs über die 

Prozessrationali tät, S. 20 ff. erinnert.  

Wie viele Quellen das konkret untersuchte Entscheidungssystem 

berücksichtigt, d.h. welcher Punkt auf der Kurve in Abbildung 3 sein 

Verhalten beschreibt, hängt von sehr vielen Faktoren ab. Bei Indivi -

duen mögen Persönlichkeitsmerkmale eine Rolle spielen, bei Organi-

sationen die mentalen und organisatorischen Ressourcen, die ihr zur 

Verfügung stehen etc. Ein zumindest plausibler, einfacher Zusammen-

hang besteht mit der Krisenhaftigkeit der Situation (also der we sent-

lichen Rahmenbedingungsvariable): Man kann davon ausgehen, dass 

eine Zunahme von Stress tendenziell eine Verschiebung von K1 nach K2 

verursacht, und damit die Wahrschein lichkeit von cognitive closure 

tendenziell zunimmt.  

Die bisherige Diskussion bezog sich ausschliesslich auf die 

Informations heuristik der Quellenzahlverminderung sowie die Krisen -

haftigkeit der Situation auf der unabhängigen Seit e, die Wahrschein-

lichkeit, dass diese cognitive closure begünstigen, und damit die Adap -

tation der Situationsdefinition behindern und somit deren An ge-

messenheit potentiell beeinträchtigen. Inhaltliche Aspekte blieben 

bisher völlig ausgeblendet. Um Aussagen darüber machen zu können, 

müsste man wissen, welche Quellen denn nun am Ende berücksichtigt 

werden und welchen In formationsinput diese Quellen liefern ɬ und 

diese Frage kann nur beantwortet werden, unter Rückgriff auf das 

belief-system des Akteurs. Die Quellenauswahl wird beispielsweise auf 

individueller Ebene davon ab hängen, welche Quellenklassen er für 

glaubwürdig hält ɬ und damit von den Vor stellungen, dem Bild, das er 

von der Um welt bereits hat. 

Insgesamt ergibt sich als Fazit: Die Zusammenhänge zwischen 

den Variablen sind, selbst wenn man ein derart einfaches, univariates 

Beispiel wählt, hochkomplex. Für die Forschung bedeutet dies: Die 

em×ÐÙÐÚÊÏÌȮɯÔÌÛÏÖËÐÚÊÏɯȬÏÈÙÛÌɁɯ*ÖÙÙÖboration von Zu sammenhängen, 

wie dem diskutierten, mag allenfalls in Experimentalsituationen gelin -

gen, in denen andere Variablen strikte kontrolliert werden können. In 

der Empirie der Aussenpolitik forschung dürfte dies dagegen sehr 
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schwer fallen, bzw. mit sinn vollem Auf wand überhaupt unmöglich 

sein. Als Forschungsstrategie bleibt der argumentativ abgestützte 

Plausibilitäts nachweis.  

Auch der Praktiker, der an einer Verbesserung seiner kognitiven 

Leistungen durch die Anwendung von Forschungs resultaten inter-

essiert ist, darf aus diesem Grunde keine einfach applizierbaren Faust-

regeln erwarten. Der wich tigste Beitrag der Wissenschaft dürfte viel -

mehr darin bestehen, dass sie die Mechanismen und Tendenzen, die 

zu kognitiven Fehlleistungen führen können, aufzeigt, und sie damit 

bewusst machen kann. 

*** 

Das abstrakte Grundmodell, das im vorhergehenden Unterkapitel 

entwickelt wurde, kann durch eine Fülle z. t. auch empirisch belegter 

Erkenntnisse der Forschung in verschiedener Hinsicht ganz erheblich 

konkretisiert und angereichert w erden. Das folgende Kapitel bietet 

eine Übersicht, die als Werkzeugkasten für die empirische Analyse in 

den Fallstudien dient.  

In einem ersten Unterkapitel (S. 39 ff.) setzen wir uns mit der 

Phänomenologie und Kategorisierung der Elemente von Situations-

definitionen auseinander. Daraufhin wer den die Heuristiken der In for-

mationsverarbeitung erläutert, die im Kon text aussenpolitischer Ent -

scheidfindung eine Rolle spielen. Es wird dabei unterschieden zwi-

schen denjenigen, die auf indivi dueller Ebene (S. 46 ff.) und den jeni-

gen, die auf systemischer Ebene angesiedelt (S. 54 ff.) sind. Das Haupt -

augenmerk gilt dabei ihren poten tiellen negativen Au swirkun gen auf 

die Angemessenheit der Situationsdefinition. In einem letzten Unter -

kapitel (S. 63 ff.) werden schliesslich auch die vorhandenen Erkennt-

nisse über den Einfluss der situationellen RahmenÉÌËÐÕÎÜÕÎɯȬ*ÙÐÚÌÕ-

haftÐÎÒÌÐÛɁɯÈÜÍɯËÐÌɯ(Õformationsverarbeitung resümiert.  

Inhaltselemente von Situationsdefinitionen 

Gemäss unserem Grundkonzept sind die Inhalte der Situationsde-

finition S t-1, bzw. die beliefs von Entscheidungsträgern eine Variable, 
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ohne die eine Erklärung der aktu ellen Inhalte von St0 nicht möglich ist 

ɬ und damit auch nicht eine Er klärung des aussenpoli tischen Han-

delns, das diese Situationsdefinition erzeugt.  

In diesem Kapitel kann es nun nicht darum gehen, Aussagen über 

diese konkreten Inhalte zu machen; dies ist Aufgabe der Fallstudien. 

Sondern nur darum, eine Kategorisierung von Aspekten einer Situa-

tionsdefinition zu geben, eine Klassifi kation nach Merkmalen, die für 

die vorliegende Untersuchung wichtig sind.  

Situationsdefinitionen,  bzw. deren Elemente können hinsichtlich 

folgender drei Di mensionen kategorisiert werden:  

 

1. Aktualitäts bezogenheit bzw. Konstanz in zeitlicher Hin sicht,  

2. Bezug auf die Elemente der Entscheidung (Fakten, Normen 

oder Al ternativen) und schliesslich  

3. hinsichtlich ihrer Träger (Einzel person oder eine Mehrzahl von 

Personen).  

 

Situationsbezogenheit  

!ÐÚÏÌÙɯÞÜÙËÌÕɯËÐÌɯ!ÌÎÙÐÍÍÌɯȬ2ÐÛÜÈÛÐÖÕÚdefiniÛÐÖÕɁɯÜÕËɯȬbelief-systemɁɯÐÕɯ

etwas unscharfer Weise so verwendet, als ob sie austauschbar wären. 

Dies ist möglich, weil der Zusammenhang zwischen der Situa -

tionsdefinition (genauer: S t-1) mit dem belief-system eines Akteurs in der 

Tat sehr eng ist: Das belief-system (i.e.S.) ist ein Teil der Situationsdefini -

tion und zwar jener, der verhält nismässig allgemeine und über die Zeit 

hinweg konstante Aussagen enthält und sich so zwischen St-1 und St 

nur unmerklich verändert.  

Korrekter, und je nach Untersuchungsziel und Datenlage auch 

geboten, ist es aber, mit Jervis (1976) zwei Komponenten einer Si-

tuationsdefinition an zusetzen und zu unterscheiden zwischen den ak-

tuellen Vorstellungen des Akteurs von seinem un mittelbaren Um feld, 

dem evoked set, und den beliefs im engeren Sinne.  
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Das evoked set umfasst dabei jene Vorstellungen, die der Entschei-

dungsträger zu einem bestimmten Zeit punkt gerade präsent hat, sein 

aktuelles Bild vom Gegenstandsbereich, auf den sein Aufmerksam-

keitsfokus gerichtet ist. Als Beispiel mag die Konfrontation eines 

Entscheidungsträgers mit einer akuten Krisensituation, etwa einer Gei-

selnahme durch Flugzeugentführer dienen. Zum evoked set dieses Ak-

teurs gehören dann etwa dessen Vorstellungen vom gegenwärtigen 

Standort und der Betankung des Flugzeugs, der Zahl der Geiseln, der 

Bewaffnung de r Terroristen, ih rem genauen Aufenthaltsort in der 

Maschine etc. Die Annahmen bezüglich all dieser Parameter sind sehr 

konkret auf die aktuelle Situation bezogen und sehr kurzfristig wan -

delbar, wenn neue Informationen hin zukommen ɬ und sie können für  

die Erklärung des Handelns des Ak teurs bezüglich dieses Problems 

natürlich hochrelevant sein. Misserfolge bei Geiselbefreiungsaktionen 

können oft nur durch Fehlperzeptionen im Bereich des evoked set 

erklärt werden. Entsprechend ist dieses vor allem von Interesse, wenn 

es darum geht, Aspekte des Mikromanagements von akuten Krisen-

situationen ɬ mit bisweilen weitreichenden Folgen ɬ zu untersuchen 

und zu erklären (Beispiele bei Jervis 1976: 203ff).  

Von diesen flüchtigen und deshalb oft auch analytisch schwer 

erfassbaren Elementen einer Situationsdefinition sind die dauer haf-

teren beliefs im  engeren Sinne zu unterscheiden. Sie sind abstrakter, 

verallgemeinernder Natur und be ziehen sich meist nicht auf einzelne 

Objekte sondern auf Objektklassen. Es versteht sich von selbst, dass die 

Grenze zwischen evoked set und belief fliessend ist: Es kommt auch auf 

den Zusammenhang an, wo die Grenze gezogen werden muss. Im 

obigen Beispiel würden als beliefs etwa die Vorstellungen des Akteurs 

über die von Terroristen bestimmter Herkunft oder im Allgemeinen zu 

erwartenden Hand lungsweisen gehören, aber auch normative Grund-

sätze, die sich auf die angemessene Reaktion auf die Ereigniskategorie 

Ȭ%ÓÜÎzeugentfühÙÜÕÎɁɯÉÌáÐÌÏÌÕȭɯ#ÌÙɯ Éstraktionsgrad der beliefs ist 

nach oben unbegrenzt. Es gehören dazu beispielsweise auch die opera-

tional code beliefs, die in der Literatur eine gewisse Rolle spielen (Maoz 

1990: 127; Vertzberger 1990: 114 ff; Walker 1977: 131). Der Fragen-



Kapitel 3 

42 

katalog zu ihrer Ermit tlung ɬ áȭɯ!ȭɯȬWhat ist the role of chance in human 

ÈÍÍÈÐÙÚɯÈÕËɯÏÐÚÛÖÙÐÊÈÓɯËÌÝÌÓÖ×ÔÌÕÛȳɁɯÖËÌÙɯȬIs the future predictable? In what 

sense and to what extent?Ɂɯ(nach Maoz 1990: 115) ɬ zeigt, dass es sich 

dabei um beliefs auf einer sehr abstrakten Metaebene handelt.  

Die vergleichsweise Permanenz der beliefs hat verschiedene Vor-

teile forschungspragmatischer Natur. Einerseits sind sie für den Beo-

bachter oft leichter zugänglich, weil die Quellenkategorien zahl reicher 

sind. Beliefs können aus Akten, Reden und Schriften der Ak teure 

rekonstruiert werden, während man für die Ermit tlung des evoked set 

oft auf Interviews mit ihnen oder allenfalls auch sehr detaillierte 

(Tonband)Protokolle von Vorgängen angewiesen ist. black boxes, 

welche derartige Protokoll e der Entwicklung des evoked sets in den 

Cockpits von Flugzeugen aufzeichnen, sind aber in den Büros aussen-

politischer Entscheidungsträger eher die Ausnahme.5 Anderer seits 

spielt bei Vorstellungen aus dem evoked set der Zeitpunkt, auf den sie 

sich beziehen, oft eine sehr grosse Rolle. Bei beliefs ist dies angesichts 

ihrer Konstanz meist sehr viel weniger der Fall, eine gewisse Un-

schärfe des zeitlichen Bezugs zwischen der Äusserung eines Akteurs 

und der Entscheidung, bzw. Situationsdefinition, die erklärt werden 

soll, ist zulässig, was meist sehr erwünscht ist.  

 

Bezug auf die Elemente der Entscheidung: Fakten, Alternativen 

oder Normen  

Im entscheidungstheoretischen Modell (siehe S. 6ff.), das dieser Arbeit 

zugrunde liegt, werden drei Arten von Elementen der Situations -

definition identifiziert. Sie umfasst zum einen Wissen über den Zu -

stand der Welt und ihr Funk tionieren, über die Kausalzusammen-

hänge, die in ihr herrschen, d.h. mit anderen Worten Faktenwissen. 

Dieses Wissen ermöglicht die Prognose zukünftiger Ent wick lungen 

wie auch die Abschätzung der Aus wir kungen eigenen Handelns. Die 

                                           
5 Dazu gehörte etwa der amerikanische Präsident Richard Nixon; er liess von 

seinen Beratungen Tonbandprotokolle anfertigen ɬ deren Inhalt ihm dann im Ge -

folge der Watergate-Affäre zum Verhängnis wurde (Woodward & Bernstein 1976).  
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Situationsdefinition umfasst weiter Vorstellungen über die Hand lungs-

alternativen, und schliesslich normative  Vorstellungen, über die Ziele, 

die erreicht werden sollen.6 Diese drei Inhaltskategorien lassen sich mit 

unterschiedlichen Graden der Konkretheit sowohl auf der Ebene des 

evoked set wie jener des belief-systems eruieren.  

Komplexe kognitive Struk turen, die aufeinander bezogene Ele-

mente aller drei Kategorien von beliefs umfassen, werden als Schemata 

bezeichnet. Sie erlauben dem Akteur, eine aktuelle Situation in einer 

generalisierten, typischen wiederzuerkennen, sie zu gliedern und 

durch gespeicherte Elemente zu ergänzen, ihre zukünf tige Entwick -

lung zu prognos tizieren sowie angemessene Reaktionsweisen zu ent-

wickeln (Jervis 1976; Larson 1994). Schemata können sich auf Situatio-

nen beziehen (sog. scripts). Grundsätzlich fällt in dies e Kategorie jede 

 ÕÞÌÐÚÜÕÎȮɯËÐÌɯÉÌÚÈÎÛɯȬÐÕɯ2ÐÛÜÈÛÐÖÕɯ7ɯÐÚÛɯàɯáÜɯÛÜÕɁȰɯÔÈÕɯÒġÕÕÛÌɯÝÐÌÓ-

leicht von einer standard operating procedure (siehe S. 59) auf individuel-

ler Ebene sprechen.  

Mit einem Spezialfall der scripts hat sich die Forschung besonders 

intensiv beÍÈÚÚÛȯɯËÌÕɯÏÐÚÛÖÙÐÚÊÏÌÕɯ ÕÈÓÖÎÐÌÕȮɯËÌÕɯÚÖÎȭɯȬ+ÌÏren der 

&ÌÚÊÏÐÊÏÛÌɁɯȹ)ÌÙÝÐÚɯƕƝƛƚȰɯ5ÌÙÛáÉÌÙÎÌÙɯƕƝƝƔȯɯƖƝƚÍÍȺȭɯ9ÜɯÜÕÛÌÙscheiden 

sind makrohistorische scripts, allgemeine Lehren der Geschichte (z.B. 

Aggression zahlt sich nie aus), und mikrohistorische scripts, die sich 

auf konkrete historische Situationen bzw. Situationsklassen beziehen. 

Schemata können sich aber auch auf Akteure beziehen. Sie werden 

dann als Personae oder Stereotypen bezeichnet (Vertzberger 1990: 

156ff). Ein Beispiel wäre z. B. die persona Ȭ'ÐÛÓÌÙɁɯȹ%ÙÌÐɯȫɯ1ÜÓÖÍÍɯƕƝƜƜȺȭɯ

Übertragen auf einen beliebigen machtlüsternen Potentaten ɬ von Nas-

ser bis Saddam Hussein ɬ liefert sie eine allgemeine Charakteristik des 

Ak teurs, die eine Prognose seines Handelns zulässt (z. B. reagiert auf 

                                           
6 Diese Unterscheidung ist  mit derjenigen von Goldstein und Keohane (1994) 

weitgehend kompatibel. Sie unterscheiden ebenfalls drei Kategorien: world views, 

principled beliefs, sowie causal beliefs. Letztere umfassen das Faktenwissen über das 

Funktionieren der Welt; world views,  conceptions of possibility, spannen den Raum 

der möglichen Handlungsalternativen auf. Principled beliefs schliesslich erlauben 

dem Individuum die Auswahl einer Hand lungsalternative. 
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Konzessionen nur mit neuen Forderungen), eine Auswahl von Reak-

tionsweisen (Kompromisse eingehen/ hart bleiben) und geben auch 

gleich vor, welche davon Erfolg verspricht (nämlich kom promisslose 

Unnachgiebigkeit).  

Schemata vereinfachen die Aufgabe des Entscheidungsträgers, in-

dem sie eine Paketlösung oder einen shortcut des Entscheidungsprob-

lems bieten: Ist das passende Schema einmal ermittelt, so ist damit von 

der Analyse der Situation, über die Suggestion von Hand lungsalterna-

tiven, bis zur deren Auswahl und Recht fertigung alles vor gegeben. In-

dem sie ein abgekürztes Entscheidungsverfahren anbieten, erfüllen 

Schemata eine nützliche, sogar unentbehrliche Funktion. Sie ermögli -

chen eine ressourcenschonende Bewäl tigung von Routinegeschäften.  

Die (unkritische) An wendung von Schemata kann aber Ursache 

von Fehlperzeptionen sein, weil die Analyse von Situationen, die Ex-

ploration von Han dlungsalternativen verfrüht abgebrochen wird. Hat 

der Entscheidungsträger ein passendes Schema gefunden, so glaubt er 

Ȭ!ÌÚÊÏÌÐËɯáÜɯÞÐÚÚÌÕɁȮɯÞÈs unter Umständen trügerisch sein kann. Die 

Entscheidung für ein bestimmtes Schema geht deshalb meist mit der 

Betonung passender Aspekte der Situation einher, während gleich -

zeitig widersprechende ausgeblendet werden müssen (siehe auch S. 

49ff). Handlungsoptionen, die an sich existieren, werden nicht eva -

luiert und die normativen Vorstellungen, die im Schema impliziert 

sind, nicht überprüft. Weil der Akteur durch die Anwendung eines 

Schemas die SituÈÛÐÖÕɯȬÐÔɯ&ÙÐÍÍɁɯáÜɯÏÈÉen glaubt, sind die abgeleiteten 

Vorstellungen über die Beschaffenheit der aktuellen Situation oft ge -

genüber neuer Information resistent ɬ er glaubt sich durch die histori -

sche Evidenz legitimiert.  

 

Individuen und Kollektive als Träger von beliefs  

Ein belief-system, bzw. eine Situationsdefinition  ist letztlich immer 

einem indivi duellen Akteur zu geordnet: Nur ein solcher kann streng -

genommen als Subjekt, als dessen physisch existenter Träger erschei-

nen. Dennoch kann es unter Umständen sinnvoll sein, vom belief-
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system eines Kollektivs zu sprechen: Dann nämlich, wenn es sich um 

Vorstellungen handelt, die seinen Mitgliedern gemeinsam sind. Man 

spricht dann von shared beliefs. Die Gruppen, die als Träger in Frage 

kommen, können von unterschiedlicher Grösse und Struktur sein: 

Ethnien, Staatsvölker, politische Grup pierungen, sowie, für unser 

Thema von besonderem Interesse, Organisationen oder deren Unter-

einheiten aber auch Entscheidungsgremien. Erst das Vorhandensein 

von Gemeinsamkeiten des belief systems (oder der Situationsdefinition 

überhaupt) bei ihren Mit gliedern stiftet Identi tät und Ko häsion, macht 

eine Gruppe erst zur Gruppe. Indem shared beliefs einen gemeinsamen 

Referenzrahmen zur Verfügung stel len, machen sie koordiniertes, ziel-

gerichtetes Handeln erst möglich, homogenisieren aber gleichzeitig 

das innerhalb einer Organisation vorhandene Meinungsspektrum. Das 

bezweifeln gruppen spezifischer beliefs kann mit Sanktionen belegt sein, 

und wird des halb oft vermieden ɬ wir werden darauf im folgenden 

Unterkapitel noch zurück kommen.  

Die shared beliefs einer Organisation, bzw. einer Unter einheit kön-

nen sich auf die Aussenwelt, das operational environment beziehen. 

Wichtig für das In formationsverarbeitungsverhalten sind aber auch 

Vorstellungen bezüglich der Rolle und Ziele der eigenen Einheit, wie 

z.B. ErhalÛÜÕÎɯÌÐÕÌÙɯÉÌÚÛÐÔÔÛÌÕɯȬ,ÐÚÚÐÖÕɁȮɯÖÙÎÈÕÐÚÈtioneller Auto -

nomie, Budgetmaximierung etc. (George 1981: 112). Der Umstand, 

dass diese beliefs bei der Verarbeitung von In formation über das 

Umfeld stets präsent sind, kann dazu führen, dass die von einer 

(Unter)Einheit ver tretene Situationsdefinition durch ihre Interessen 

ȬÌÐÕÎÌÍåÙÉÛɁɯÐÚÛȭɯ9ȭɯ!ȭɯÒÈÕÕɯËÐÌɯ!ÌËÌÜÛÜÕÎɯÌÐÕÌÙɯ$ÕÛÞÐÊÒÓÜÕÎɯĹÉÌÙ-

tri eben werden, wenn sie eine Ressourcenallokation zu gunsten der 

eigenen Einheit impliziert (Vertzberger 1990: 198). Das Informations-

verarbeitungsverhalten wird aber auch beeinflusst durch Stereotypen, 

Einschätzungen, die sich auf die eigene oder andere Gruppen inner-

halb der Organisation beziehen. Sehr verbreitet ist z.B. eine Über-

schätzung der Qualität und Relevanz des Outputs der eigenen Einheit 

im Vergleich mit dem jenigen andeÙÌÙȯɯÌÐÕÌɯȬwe are the bestɁ-Mentali tät. 
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Dies kann dazu führen, dass Informationsinput, der von andern Ein -

heiten ausgeht, unberücksichtigt bleibt  

Die Beispiele zeigen, dass es mitunter schwierig sein kann, shared 

beliefs von organisationellen Regeln und Heuristiken der Informations -

verarbeitung analy tisch zu trennen. Dies ist darauf zurückzuführen, 

dass letztere, bildlich gesprochen, oft gleichsam zur Hardware 

mutierte ehemalige Software darstellen (vgl. dazu auch S. 58 ff).  

 

Informationsverarbeitung des Individuums  

Den delikaten Ausgleich zu schaffen zwischen den beiden gleicher-

massen imperativen Forderungen der Wahrnehmung und Ver arbei-

tung von Ver änderungen des Umfeldes durch das Individuum und 

der Stabilisierung seiner Situationsdefinition: Dies wäre ideal erweise 

die Funktion der Heur istiken der Verarbeitung von Infor mation, die in 

diesem Abschnitt dargestellt werden. Bei der Diskussion des Beispiels 

wurde es bereits angetönt: Wegen ihrer negativen Konsequenzen für 

die Angemessenheit der Situationsdefinition proble matisch werden 

diese Heuristiken in der Praxis nur dann, wenn sie Infor mationsim-

pulse, die auf eine Veränderung der Situation hindeuten, abblocken. 

Cognitive closure ist die Folge, die subjektive Situationsdefini tion wird 

nicht adaptiert, und die Wahr scheinlichkeit un angemessenen Han-

delns nimmt deshalb zu.  

Was die Forschung in diesem Zusammenhang bietet, sind empi-

risch mehr oder weniger untermauerte, generelle Tendenzen des indi -

viduellen Informations verarbeitungsapparates, gewisse Informations-

kategorien bei der Verarbeitung zu bevorzugen oder zu ver nach-

lässigen, die je nachdem wie stark sie zur Geltung kommen, Ur sache 

von cognitive closure sein können. Grundsätzlich kom men drei Urs-

achen für Verzerrungen in Frage: Informations input wird be nach-

teiligt, weil seine Verarbeitung an sich ressourcenintensiv und damit 

kostspielig ist oder weil er mit den vorhandenen Vorstellungen, der S t-1, 

im Wider spruch steht und deswegen deren Stabilität in zeitlicher 
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Hinsicht gefährdet. Oder aber, dies die dritte Mög lichkeit, Informa -

tionsinput bedroht die Einfachheit der Situationsdefinition und wird 

deshalb unterdrückt.  

 Ressourcenintensität als Selektionskriterium  

Zu den Heuristiken der Ressourcenschonung gehören einmal Selek-

tionsstrategien, um dem Problem des Missverhältnisses zwischen be-

schränkten mentalen und zeitlichen Ressourcen und der Fülle von In -

formations impulsen, die po tentiell verarbeitet werden könnten, zu be -

gegnen. Gerade für den aussenpoli tischen Entscheidungsträger auf 

höherer Hierarchiestufe, der jeweils parallel oder sequentiell Entschei-

dungen in ver schiedenen Gegenstandsbereichen treffen muss, ist das 

Problem des sog. information overload akut: Die Verrin gerung der Infor-

mationsmenge, die zur Aufdatierung der Si tuationsdefinition ver wen-

det wird, ist un umgänglich. Im Idealfall würde der Se lektionsmecha-

nismus die Informa tionsmenge nur soweit reduzieren wie nötig und ɬ 

vielleicht noch wichtiger ɬ keine Verzerrung der Informations inhalte 

verursachen: Die übrigbleibende Information sollte eine Art re prä-

sentative Zufallsstichprobe aus der Grundgesamtheit der an sich ver-

fügbaren Information sein.  

Die Forschung hat eine Reihe von Faktoren ermittelt, die auf dem 

Ni veau der Selektion zu systematischen Verzerrungen, d.h. zur Über- 

bzw. Unter allokation von Ressourcen für die Verarbeitung von In for-

mationen führen können (Vertzberger 1990: 56ff). Zunächst haben 

Individuen die Neigung,  die Zahl der Quellen zu beschränken, mög-

lichst wenige und möglichst immer die selben zu berücksichtigen. Dies 

schont Ressourcen: Einerseits muss weniger Input verarbeitet werden, 

und andererseits erübrigt sich die unter Umständen ebenfalls kost-

spielige Evaluation der Glaubwürdigkeit eines Informations -

lieferanten. Ist sie einmal etabliert, so bürgt die Qualität des Senders 

für die Quali tät seines Outputs. Problematisch kann dies allerdings 

werden, wenn es dazu führt, dass der Entscheidungsträger sich nur 

auf sehr wenige Quellen stützt, wenn ihm allenfalls be stehende Zu-

sammenhänge zwischen Quellen, die er für unabhängig voneinander 
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hält, nicht bewusst sind, wenn die Flexibilität bei der Auswahl der In -

formationsquellen verloren geht, wenn die Verlässlichkeit benutzter 

Quellen über längere Zeit nicht überprüft und umgekehrt die Glaub -

würdig keit neuer potentieller In formationsquellen nicht evaluiert 

wird.  

Die Ressourcenschonung ist nicht nur Anlass für eine Selektion 

der Quellen, sondern auch für die Tendenz, gewisse 

Informationstypen be vorzugt zu berücksichtigen (Vertzberger 1990: 

56ff): Generell lässt sich sagen, dass Information, die vom Indi viduum 

mit relativ gerin gem mentalem Aufwand ver arbeitet werden kann, 

eher berücksichtigt wird, als jene, die einen hohen Auf wand erfordert. 

Information über dra matische Ereignisse wird eher berücksichtigt bzw. 

überbewertet als unspektakuläre; konkrete, anekdotische Information 

eher als abstrakte, auf statistischer Generalisierung beruhende 

(Kahnemann et al. 1982: 111; Maoz 1990: 201); eindeutige eher als 

mehrdeuti ge; Informationen über Mit glieder von Eliten scheinen eher 

berücksichtigt zu wer den, als solche über den Mann auf der Strasse; 

Informationen, die bereits Aussagen über Kausalzusammenhänge be-

inhalten, werden eher zur Kenntnis genommen, als Rohinformationen. 

Die Problematik dieser Selektionstendenzen besteht darin, dass sie 

gegenüber Entwick lungen, die sich vermittelt durch In formations-

typen anÒĹÕËÐÎÌÕȮɯËÐÌɯÕÐÊÏÛɯȬÐÕÚɯ ÜÎÌɯÚ×ÙÐÕÎÌÕɁȮɯÉÓÐÕËɯÔÈÊÏÌÕȮɯÜÕËɯ

damit cognitive closure nach sich ziehen können. 

Indi viduen haben die Neigung sich zu einem bestimmten 

Zeitpunkt auf einen Gegenstandsbereich zu konzentrieren: Auch dies 

schont mentale und zeitliche Ressourcen. Informationsinput, der sich 

nicht auf den Gegenstand bezieht, auf den der Fokus des Individuums 

gerichtet ist, wird deshalb oft nicht verarbeitet. Vor allem auf hö heren 

Hier archiestufen ist mit diesem Phänomen, sogenanntem crowding-out 

zu rechnen. Es zieht cognitive closure bezüglich Entwicklungen nach 

sich, die in Bereichen ablaufen, die ausserhalb des Aufmerksamkeits-

fokus liegen. 
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Stabilitätsgefährdung und -sicherung als Selektionskriterium  

Individuen sind grundsätzlich bestrebt, ihre Si tuationsdefinition zu 

stabilisieren, um die Erfüllung ihres Zwecks, die Orien tierung in einer 

komplexen Welt sicherzustellen. Dies hat Auswirkungen auf den Um -

gang mit Input . Ist dieser mit den vorhandenen Vorstellungen im 

Einklang, d.h . konsonant, stellt er die Stabilität nicht in Frage, ja bestä-

tigt sie sogar: Eine Revision der Situationsdefinition erüb rigt sich. Ist 

der Input dagegen dissonant, d.h. mit den vorhand enen Vorstellungen 

im Wider spruch, müsste er eine Veränderung der Situationsdefinition 

auslösen, was aber tendenziell eher vermieden wird. Dissonante Infor -

mation ist aber, wenn man das Verhältnis zu den vorhandenen 

Wissensbeständen als KriteÙÐÜÔɯÕÐÔÔÛȮɯÐÔɯÌÐÎÌÕÛÓÐÊÏÌÕɯ2ÐÕÕÌɯȬÕÌÜÌɁɯ

Information: unerwartete Ver änderungen des Entscheidungsumfeldes 

manifestieren sich stets als dissonanter Informationsinput. Dessen Ab-

wehr hat deshalb in der Regel eine Maladaption der Situationsde-

finition  zur Folge.  

Ein Indiz für die Macht des Bestrebens von Individuen zur Er hal-

tung ihres belief-systemsȮɯÜÕËɯËÈÔÐÛɯËÌÙɯȬ-ÌÜÛÙÈÓÐÚÐÌÙÜÕÎɁɯËÐÚÚÖÕÈÕÛÌÙɯ

Information ist die Viel zahl von Tricks und rhetorischen Strategien im 

mentalen Arsenal, die diesem Zweck dienen können (Jensen 1982: 39ff; 

Jervis 1976: 291ff). Informationsinput kann so interpretiert wer den, 

dass er ins System passt und mit den vorgefassten Meinungen 

kompatibel ist. In formation kann zwar als dissonant er kannt wer den, 

gleichzeitig w ird aber ihre Validität in Zweifel gezogen, z. B. in dem 

man die Glaubwür digkeit der Quelle, die Relevanz für den Problem-

bereich etc. bezweifelt. Dissonanter Input kann eine Suche nach Infor-

mation auslösen, welche die vorhandenen beliefs stützt, und so die Wir -

kung ersterer aufhebt: eine Strategie die als bolstering bezeichnet wird 

(George 1981: 38).  

Eine besondere Form dieser Strategie ist die Bildung von Ad-hoc 

Erklärungen: Die dissonante Information wird ein gebettet in eine 

Theorie, die den aktuellen Spezialfall erklärt, wodurch vermieden 

wird, dass zenÛÙÈÓÌɯ$ÓÌÔÌÕÛÌɯËÌÙɯȬ3ÏÌÖÙÐÌɯĹÉÌÙɯËÐÌɯ6ÌÓÛɁɯÔÖËÐÍÐáÐÌÙÛɯ

werden müssen. Die Bildung von Ver schwörungstheorien bei denen 
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unerwünschte Ereignisse auf die Machenschaften einer kleinen, nicht 

repräsentativen Gruppe zurückge führt werden (Jervis 1976: 301) ist ein 

bekannter Spezialfall dieser Strategie. Es ist aber auch möglich, den 

Revisionseffekt dissonanter Information aufzufangen, in dem nur das 

direkt betroffene Element der Situationsdefinition modi fiziert wird, ein 

systematisches Durchdenken der Konsequenzen für weitere Elemente 

aber unterbleibt. Das Resultat ist eine in sich wider sprüchliche 

Situationsdefinition.  

Das Ausmass der Abwehr dissonanter Information wird be ein-

flusst durch den Stellenwert, den die betroffenen, d.h. potentiell revi -

sionsbedür ftigen Wissensbestände für das IndiviËÜÜÔɯÏÈÉÌÕȭɯ)ÌɯȬÛÌÜ-

ÙÌÙɁɯËÐÌɯ5ÌÙåÕËÌÙÜÕÎɯÌÐÕÌÙɯÉÌÚÛÐÔÔÛÌÕɯ5ÖÙstellung oder Erwartung 

für einen Entscheidungsträger ist, desto stärker wird seine Abwehr 

dissonanter Information sein, die sich darauf bezieht (Jervis 1976: 

297ff).  

Auf den Preis einer Veränderung von Elementen eines belief-

systems haben verschiede Faktoren einen Einfluss. Je grundlegender 

etwa bestimmte normative oder faktenbezogenen Wissensbestände 

eines Akteurs sind, desto kostspieliger ist ihre Modifikation: Ihre 

Veränderung würde sein ganzes Weltbild über den Haufen werfen. 

Die Abwehr dissonanter In formation, die erfolgt, weil ein Akteur dies 

vermeiden möchte, wird als wishful thinking bezeichnet (Maoz 1990: 

198). Oft sind dies auch jene beliefs, die von Dritten (z. B. einem 

hierarchisch übergeordneten principal ) mit der Person des Akteurs ver-

bunden werden, von denen oft sogar in der breiten Öffentlichkeit be -

kannt ist, dass er sie vertritt (Vertzberger 1990: 122): Ihre Revision ist 

deshalb beÚÖÕËÌÙÚɯÒÖÚÛÚ×ÐÌÓÐÎȮɯÞÌÐÓɯÚÐÌɯÌÐÕÌÕɯȬ&ÌÚÐÊÏÛÚ-ɁȮɯÉáÞȭɯ&Óaub-

würdig keitsverlust auslösen kann ɬ was einen Politiker bisweilen 

sogar seine Position kostet. Es ist auch davon auszugehen, dass beliefs, 

die zum Bestand der identitätsstiftenden shared beliefs einer Gruppe 

zählen, der das Individuum angehört, besonders resistent sind, weil 

ihre Änderung möglicherweise Sank tionen der anderen Gruppenmit -

glieder nach sich zieht.  
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Dissonante Information kann sich auf irgendein Ele ment der 

Situation beziehen. Im Hin blick auf die Lernfähigkeit des Systems neh-

men Informationen über die Effekte, den Erfolg eigener Handlungen 

(sogenannter feedback) eine Sonderstellung ein. Sind sie dissonant, so 

weisen sie den Entscheidungsträger darauf hin, dass bereits seine St-n, 

d.h. seine Situationsdefiniti on vor der Hand lung, die zur aktuellen 

Situation geführt hat, in irgendeinem Punkt mangelhaft war. Negativer 

feedback stellt das belief system deshalb besonders stark in Frage ɬ was 

entweder dazu führt, dass eine UmorienÛÐÌÙÜÕÎɯȬÜÕÛÌÙɯËÌÔɯ#ÙÜÊÒɯËÌr 

EviËÌÕáɁɯÌÙÍÖÓÎÛɯÖËÌÙɯËÈÚÚɯÚÐÊÏɯËÐÌɯ ÉÞÌÏÙɯÚÖÎÈÙɯÕÖÊÏɯÝÌÙstärkt. Um-

gekehrt verstärkt positiver und damit kon sonanter feedback den 

Glauben an die Gültigkeit vor handener Wissensbestände in beson-

derem Masse, er ist harte, durch den Erfolg eigener Handlungen 

gedeckte Evidenz für deren Angemessenheit, was Ursache zukünftiger 

Maladaptation sein kann (Jervis 1976: 278ff; Vertzberger 1990: 121). 

 

Die Vermeidung der Komplexitätszunahme als 

Selektionskriterium  

Die Neigung des Individuums dissona nte Information abzu wehren 

(bzw. konsonante zu bevorzugen) ist primär auf das Bestreben zurück-

zuführen, die Situationsdefin ition in temporaler Hinsicht zu sta bili sie-

ren, d.h. deren Veränderung womöglich zu vermeiden. Mentale Res-

sourcen werden dadurch geschont, die Orientierungsleistung ɬ der 

eigentliche Zweck eines Modells ɬ gefördert. Dieser diachronische As-

pekt wird er gänzt durch den synchronischen der strukturellen Komp -

lexität eines Modells: Auch hier muss davon ausgegangen werden, 

dass das Individuum danach trachtet, sie so gering zu halten wie 

möglich. Auch dies hat Kon sequenzen für den Umgang mit In forma-

tionsinput. Dem Individuum stehen ver schiedene Strategien zur Ver-

fügung, um diese Komplexität im weiteren Sinne zu red uzieren: sie 

werden mit dem Sammelbegriff des kognitiven Stils ( cognitive style) 

bezeichnet (Maoz 1990; Vertzberger 1990: 133ff). Der Begriff ist aus der 
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stark fragmentierten psychologischen, bzw. Kognitionsfor schung ent-

lehnt, was dazu führt, dass manche Konzepte sich überschneiden und 

kovariieren (Bennet 1981). 

Wesentlich geprägt wird der kognitive Stil durch die kognitive 

Komplexität (cognitive complexity): Sie bezieht sich auf das Ausmass der 

Multi dimensionalität bei Denk - und Urteil svorgängen (Bennet 1981: 

153ff). Etwas populär geÚÈÎÛȮɯÎÌÏÛɯÌÚɯÜÔɯËÐÌɯȬ'ÖÓáÚÊÏÕÐÛÛÈÙÛÐÎÒÌÐÛɁɯ

einer Situationsdefinition, bzw. eines belief-systems (vgl. dazu auch das 

Kapitel über die abhängige Variable S. 17 ff.). Als Folgen, bzw. Symp-

tome geringer kognitiver Kom plexität wer den genannt: Schwarz-

weiss-Denken, Manichäismus, die Neigung Komplexität, d.h. Un ge-

wissheit und Inkonsistenz zu re duzieren. Daraus ergibt sich Intoleranz 

gegenüber Ungewissheit, die Unfähigkeit alternative Konzeptuali sie-

rungen von Problemen zu akzeptieren, und damit mangelnde Offen -

heit gegenüber neuer Information (Vertzberger 1990: 134).  

Ein weiterer Aspekt des kognitiven Stils ist das Auflösungs - oder 

Diffe renzierungsvermögen (category width) der Konzepte, die im belief-

system eines Individuums verwen det werden (Bennet 1981: 150). So hat 

z.B. ein Modell, dass nur zwi schen politisch Linken und Rechten 

unterscheidet, eine grössere Kategorienbreite als eines, das feinere 

Diffe renzierungen vornimmt, indem es z.B. das rechte Ende des 

Spektrums in verschiedene Untergruppen auflöst. Der Effekt der Kate-

gorienbreite auf die Neigung zur cognitive closure ist vermutlich ambi -

valent: Ein Ak teur mit einem belief-system hohen Auf lösungsvermö-

gens ist zwar möglicherweise toleranter gegenüber neuer Information, 

es besteht aber gleichzeitig die Gefahr, dass in einem sehr 

differenzierten Modell In formationsinput als Spezialfall isoliert wird 

und so möglicherweise notwendige Ada ptationen des gesamten 

Systems unterbleiben (Levy 1994: 295).  

Die Feldabhängigkeit (field dependence) ist eine weitere Dimension 

des kognitiven Stils. Ist sie hoch, so gelingt es nicht, Informationsinput 

aus dem Kontext, in dem er steht, zu lösen (Bennet 1981: 150ff). Ein 

Beispiel: Ein Individuum, das bei der Bewertung der Glaubwürdigkeit 

von In formation völlig auf die Glaub würdigkeit der Quelle abstellt 
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und es deswegen unterlässt, die sachliche Glaubwürdigkeit der In for-

mation im Einzelfall zu überprüfen, weist ein hohes Mass an field de-

pendence auf: d.h. die Glaubwürdigkeit der Quelle und des Inhalts 

werden nicht als getrennte Dimensionen wahrgenommen Dies kann 

dazu führen, dass eine unvoreingenommene Verarbeitung von In for-

mationsinput unterbleibt ɬ was sich auf die Qualität der Situationsde-

fini tion negativ auswirken kann.  

Einen Einfluss auf die Informationsverarbeitung hat auch die 

Offenheit/  Geschlossenheit des belief-systems eines Akteurs. Dieses 

wird als geschlossen bezeichnet, wenn der Akteur glaubt, sein Wissen 

über den Objektbereich sei vollständig (Vertzberger 1990: 133): Er neigt 

dann zu judgemental overconfidence (Maoz 1990: 202, 328), dazu die Ver-

arbeitung neuer In formation f ür überflüssig zu halten, weil er der 

Angemessenheit seiner Situationsdefinition vertraut. Dieser As pekt ist 

deshalb interessant, weil er kaum mit der Kom plexität kovariiert: Ge -

ÚÊÏÓÖÚÚÌÕɯÒÈÕÕɯÚÖÞÖÏÓɯÌÐÕɯÚÐÔ×ÓÌÚɯȬ2ÛÈÔÔtischÞÌÓÛÉÐÓËɁɯÞÐÌɯÈÜÊÏȮɯ

für un seren Untersuchungsbereich wahrscheinlich relevanter, dasjeni-

ge eines Experten sein ɬ es ist in diesem Zusammenhang bezeichnend, 

dass innovative Problemlösungen oft von Nicht -Fachleuten stammen, 

die Problemen unvoreingenommener begegnen (Jervis 1976: 196).  

Verringerung der strukturellen Komplexität, Erweiterung von Ka -

tegorien, Erhöhung der Feldabhängigkeit oder Geschlossenheit eines 

belief-systems: Im Grunde genommen handelt es sich auch hier um 

(meist unbewusst gewählte) unterschiedliche Strategien zur Reduktion 

des Verarbeitungsaufwands, zur Schonung mentaler und emotionaler 

Ressourcen und letztlich zur Stabilisierung der Situationsdefinition Sie 

sind nicht an sich problematisch, können es aber unter Umständen 

werden. Ob dies geschieht, ist wiederum von verschiedenen Faktoren 

abhängig. Eine Rolle spielen wahrscheinlich Persönlichkeitsmerkmale 

wie z.B. die Intelligenz. Wich tig ist aber vor allem auch der Ent-

scheidungsdruck. In akuten Krisen situationen nim mt die Tendenz zur 

Vereinfachung in der Regel zu, und entsprechend die Toleranz gegen-

über Informationen ab, die in die erwähnten Kategorien fallen (Maoz 

1990; Walker & Watson 1994).  
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Informationsverarbeitung im System 

Im vorhergehenden Kapitel w ar das Individuum und seine men tale 

Ausstattung die Einheit der Untersuchung. In formations verarbeitung 

und Entscheidung sind in der Aussenpolitik aber meist nicht die Sache 

eines Einzelnen, sondern das Resultat der Bemühungen von Kollek -

tiven. In den meisten Fällen existiert ein Exekutivor gan, eine Regie-

rung, die einen Staat nach aussen repräsentiert. Sie steht einer aussen-

politischen Bürokratie vor, ist aber auch in das aussenpolitische Ent-

scheidungssystem eines Landes eingebunden.  

 Die Informationsverarbeitung des Indi viduums ist ein 

komplexer, Vor gang, der durch eine Vielzahl mit einander kom-

binierbarer Heuri stiken beeinflusst wird. Betrachtet man nun aussen-

politische Entscheidungssysteme in ihrer Gesamtheit, oder auch nur 

deren Subsysteme, und versucht die Mechanismen, die den Umgang 

mit In formationsinput und damit die ent scheidungsrelevante Situa-

tionsdefinition beeinflussen, zu erfassen, so nimmt der Grad der 

Kompli kation noch zu.  

Die vorliegende Untersuchung  befasst sich mit dem aussenpoli -

tischen Exekutivapparat. Die Erörterungen in den folgenden Ab -

schnitten beziehen sich deshalb primär auf das Verhältnis der autori -

sierten Spitze dieses Apparates zur unterstellten Verwaltung, sowie 

auf das Regelwerk, welches deren Arbeitsweise prägt. Die Überlegun-

gen aber, wie sich in den Fallstudien zeigen wird, problemlos auf das 

aussenpolitische Entscheidungssystem eines Staates insgesamt über-

tragen werden.  

Für unsere Problematik am sinnvollsten ist es, die aussenpoli-

tische Bürokratie als Organisation zu betrachten, welche die Erwei-

terung der begrenzten Kapazitäten der politischen Entscheidungs-

träger an ihrer Spitze bezweckt. Sie vermehrt die Ressourcen, die jenen 

zur Bildung der politik relevanten Situationsdefini tion und zur Im p-

lementation von Entscheidungen zur Ver fügung stehen, indem sie bei-
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spielsweise Informationen zuhanden der Entscheidungsträger 

sammeln und aufbereiten und sie als Delegierte an Konferenzen und 

Verhandlungen vertreten. 

Beschränkt man sich auf den Aspekt der Informationsverarbei-

tung, bzw. Entscheidvorbereitung, kommt der Bürokratie aus dieser 

Perspektive eine ähnliche Funktion zu, wie den im letzten Kapitel be -

handelten kognitiven Heuristiken: Sie soll für den Entscheidungsträger 

einerseits Komplexität reduzieren, andererseits aber soll sie ihm auch 

erlauben, seine Situationsdefinition zu adaptieren. Auch hier be steht, 

ähnlich wie beim Individuum ein trade-off zwischen diesen beiden 

Funktionen und auch hier ist davon auszugehen, dass die Gefahr vor 

allem darin besteht, dass das KomplexitätsreËÜÒÛÐÖÕÚáÐÌÓɯȬĹÉÌÙÌÙÍĹÓÓÛɁɯ

wird ɬ zuungunsten der Ada ptation an veränderte Verhältnisse. 

Wie sich eine (Unter-)Organisation in diesem Spannungsfeld ver-

hält, hängt davon ab, wer in diesen Prozess überhaupt involviert ist, 

d.h. der Akteurs konstellation, und da von, wie diese Akteure handeln. 

Dies wiederum wird im konkre ten Fall beeinflusst durch die expliziten 

oder auch impliziten An weisungen und Erwar tungen des 

Vorgesetzten einer Einheit oder Organisation, d.h. generell jenem 

Akteur, zu dem ihre Angehörigen in einem Autoritäts -, bzw. einem 

principal-agent-Verhältnis stehen. Eine ebenso wichtige Rolle spielen 

aber auch die Strukturen und Prozeduren, welche die Organisation 

prägen.  

Beide Faktoren können Akteurskonstellationen erzeugen und Ver-

haltensweisen auslösen, die sich mittelbar negativ auf die An ge-

messenheit jener Situationsdefinition aus wirken, die schliesslich der 

Aussenpolitik eines Landes zugrundeliegt, d.h. in der Regel jene der 

poli tisch legitimierten Ent scheidungsträger an der Spitze der Büro-

kratie.  

Diese sind im übrigen selbst wiederum agents und zwar hin sicht-

lich jener Ak teure, die sie als principals dazu legitimiert haben, im 

Namen des Staates aussenpolitisch zu handeln. Sie sind auch in das 

Regelsystem des politischen Systems eingebunden. Manche der Ver-

haltensweisen, die auf der Beamtenebene Maladaptationen der Situa-
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tionsdefinition verursac hen können, können deshalb auch auf der 

Ebene der Regierung auftreten.  

 

 

Das Principal-Agent Verhältnis 

Beginnen wir mit jenen Problemen, die sich aus dem principal-agent-

Verhältnis ergeben. Dieses impliziert, dass vorgesetzte Entscheidungs-

träger ihren Untergebenen gegenüber weisungsberechtigt sind, d.h. 

letztere haben aufgrund einer Abmachung, eines Arbeitsvertrages z.B., 

die Kontrolle über einen Teil ihres Ver haltens abgetreten, indem sie 

sich verpflichten, anweisungsgemäss zu handeln. Um den Untergebe-

nen dazu zu veranlassen, sich an die Weisungen zu halten, stehen ihm 

Sanktionsmittel (Entlassung, Versetzung, etc.) zur Verfügung ɬ es han-

delt sich ja meist um disjunkte Autoritätsrelationen in der Ter mino-

logie Colemans (1994), d.h. die Interessen von principal und agent stim-

men nicht zum vorn herein überein.  

Dieses Autoritätsverhältnis kann nun dazu führen, dass der vor -

gesetzte Entscheidungsträger seine eigenen Informationsverarbei-

tungspathologien in die Organi sation (oder Unterorganisation) proji -

ziert, der er vorsteht. Deren Wirkung wird da durch ampli fiziert. Ist z. 

B. die Intoleranz des Vorgesetzten gegenüber dissonanter Information 

hoch (vgl. oben) und dies bei seinen Untergebenen bekannt, z.B. weil 

Überbringer schlechter Nachrichten in irgendeiner Weise Schaden ge-

ÕÖÔÔÌÕɯÏÈÉÌÕȮɯÚÖɯÞÌÙËÌÕɯËÐÌÚÌɯÌÐÕɯȬËÖÕɀÛɯÔÈÒÌɯÞÈÝÌÚɁ Kommuni -

kationsverhalten an den Tag zu legen und keine Meinungen vertreten, 

die mit dem belief-system des Vorgesetzten in Widerspruch stehen.  

Dissonante Information wird dadurch weggefiltert, bevor sie den 

Vorgesetzten erreicht. Wird dies zur generellen Attitüde in einer 

Organisation, so kann dies zur cognitive closure der Situationsdefinition 

an der Spitze führen (Vertzberger 1990: 194). Die Wirkung dieses 

Mechanismus kann noch gesteigert werden, wenn nicht nur 

dissonante Information versickert, sondern über dies konsonante 
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Information mit sykophantischem Ei fer geradezu gesucht wird, weil 

vom principal eine Belohnung irgendwelcher Art dafür zu er warten ist 

ɬ was den bias, die Verzerrung zugunsten der bestehenden Situations-

defini tion, noch akzentuiert (George 1981). Das Bestreben, Sanktionen 

durch einen principal zu vermeiden, kann auch auf andere Weise zu 

Verzerrungen beitragen: Es kann z.B. dazu führen, dass Bedrohungen 

übertrieben werden, weil man befürchtet, im Falle einer zu optimi sti -

schen Prognose zum Sündenbock für unterlassene Massnahmen 

gemacht zu werden ɬ ein PhänoÔÌÕȮɯËÈÚɯÈÓÚɯȬÏÌËÎÐÕÎɁɯoder salopper 

und anschauÓÐÊÏÌÙɯ Ȭcover your assɁ-Verhalten bezeichnet wird 

(Halperin 1974: 144f).  

Die Möglichkeiten vorgesetzter Entscheidungsträger, ihre Situa -

tionsdefinition durch organisatorische Massnahmen zu stabilisieren 

und damit Maladaptationen V orschub zu leisten, sind mannigfaltig: 

Entscheidungen über den Aus/Einschluss von Personen in Beratungs-

gremien, Personalentscheidungen, die Allokation von finanziellen und 

personellen Ressourcen ɬ all dies kann dazu führen, dass abweichende 

Meinungen  keine Advokaten haben, entsprechend nicht diskutiert 

werden und damit die politik relevante Situationsdefinition gegen 

Veränderungen faktisch immunisiert wird.  

Eine vieldiskutierte Informationsverarbeitungspathologie, die we -

sentlich auf die Wir kung von Autoritätsrelationen zurückzuführen ist, 

ÐÚÛɯÈÜÊÏɯËÌÙɯÚÖÎÌÕÈÕÕÛÌɯȬgroupthinkɁ (Janis 1982; Janis & Mann 1977; 

Schafer & Crichlow 1996). Mit diesem Begriff wurde das in den Be ra-

tungsgremien der amerikanischen Präsidenten auftretende Verhalten 

benannt, das als Ursache offensichtlicher Fehlentscheidungen, wie 

etwa der Schweinebuchtinvasion und den ver späteten Rückzug aus 

Vietnam in Frage kommt (Vertzberger 1990: 234).  

Groupthink setzt eine verhältnismässig kleine und überschaubare 

Gruppe voraus, die unter hohem Entscheidungsdruck in einer akuten 

Krisensituation steht. Die Mit glieder messen der Zugehörigkeit zur 

Gruppe und der Anerkennung durch die anderen Gruppenmitglieder 

grossen Wert bei. Der Bestand an shared beliefs ist wegen ideologischer 

oder sozialer Homogenität der Gruppen mit glieder hoch. Schliesslich 
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wird das Gremium durch eine starke und par teiische Führerpersön-

lichkeit geprägt (Vertzberger 1990: 242).  

Unter diesen Voraussetzungen wird, so die groupthink-Hypothese, 

die Gruppe zu Überoptimismus und Selbstgerechtigkeit neigen, sowie 

dazu, die einmal for mulierte kollek tive Situationsdefinition zu ra tiona-

lisieren, um sie gegen widersprechende Informationen zu härten. 

Einige Mitglieder übernehmen die Rolle vo n gate-keepers, die sie gegen 

dissonante Informationen abschirmen. Die Mit glieder der Gruppe 

zensieren ihre Zweifel an der Richtigkeit der vorherrschenden Mei -

nung selbst; auf Abweichler wird Druck ausgeübt. (Janis 1982; 

Vertzberger 1990: 242ff). Diese Verhaltensweisen lassen das Entschei-

dungsgremium den Kon takt zur Wirk lichkeit ver lieren, weil eine 

Adap tation der kolle kti ven Situationsdefinition im Lichte neuer Evi -

denz unterbleibt. Nicht zu fällig ist die ausschlaggebende Bedingung 

für  groupthink eine Führungspersönlichkeit, die einerseits Sanktions-

möglichkeiten hat (etwa den Aus schluss von Mitgliedern aus der 

Gruppe) und die parteiisch ist, d.h. deren beliefs bekannt sind (Vertz -

berger 1990). Das Verhalten der Gremiumsmitglieder erlaubt dem prin-

cipal letztlich nichts anderes als die Abwehr dissonanter Infor mation, 

das bolstering der bestehenden Situationsdefini tion an Dritte zu de le-

gieren, wodurch er sich von seiner eigenen Unsicherheit durch die Illu -

sion einer sozialen Legitimierung und Stabi li sierung seiner Situations-

defini tion befreien kann. 

 

Strukturen und Prozeduren der Organisation  

Ausser den Erwartungen und Anweisungen der aktuellen Vor gesetz-

ten wird das Verhalten der Akteure in einer Organisat ion oder einem 

Entscheidungsystem, wesentlich durch dessen Strukturen, Regeln und 

Prozeduren beeinflusst. Manche Autoren sind sogar der Ansicht, dass 

diese Rahmenbedingungen von ausschlaggebender Bedeutung für die 

Qualität der Informationsverarbeitung und da mit aussenpoli tischer 

Entscheidungen sind (Schafer & Crichlow 1996: 427). Ihr Zweck ist es, 
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Kontinuität zu schaffen, und da durch für den ein zelnen Akteur Kom -

plexi tät zu reduzieren.  

Diese Strukturen und Prozeduren  reflektieren Vorstellungen und 

Ideen der Vergangenheit ɬ sie sind sozusagen Verknöcherungen, büro-

kratische Umsetzungen der belief-systems von Generationen frü herer 

Entscheidungsträger (Goldstein & Keohane 1994). Und genauso, wie 

ein Schema (siehe S. 43) auf indivi dueller Ebene in einer sich wandeln-

den Umwelt im Laufe der Zeit tendenziell un angemessen zu werden 

droht, kön nen auch organisationelle Strukturen und Prozeduren 

obsolet werden. Sie sind dann problematisch, weil sie die Rezeptivität 

des Systems für Informationsinput vermindern.  

Inbegriff büro kratischer Ablaufregulierung sind die sog. standard 

operating procedures ȹ2./ɀÚȺȭɯ2ÐÌɯÓÌÎÌÕɯáȭɯ!ȭɯÍĹÙɯËÐÌɯÌÐÕzelnen Akteure 

fest, wann, worüber, gestützt auf welche Quellen, in wel chem Format 

Informationen gesammelt und aufbereitet wer den müssen, und wel-

chen Adressaten das Resultat zur Kenntnis gebracht werden soll. Ein 

Beispiel: Der desk-officer mit dem Zu ständigkeitsbereich Zentralafrika 

soll zuhanden seines Vorgesetzten monatlich einen Bericht über die 

dortige Lage verfassen, der, die relevanten Botschaftsberichte zusam-

menfassend, einen Umfang von zwei Schreibmaschinenseiten haben 

soll. Die Stabilität und Berechenbarkeit des Verhaltens der Individuen, 

die durch derartige Vor schriften erzeugt wird, erleichtert die Koor di -

nation innerhalb einer Organi sation. Die damit ver bundene Produk -

tion von Akten erweckt zudem den Eindruck der Be triebsamÌÐÛȭɯ2./ɀÚɯ

können aber auch Ursachen von cognitive closure werden, wenn sie 

anderswo benötigte Ressourcen mit der Sammlung und Aus wertung 

von Infor mationen über Sachbereiche binden, die angesichts veränder-

ter Umstände irrelevant geworden sind, oder wenn Ou tput in un ge-

eigneter Form produziert wird. 7  

                                           
7 5ÎÓȭɯÍĹÙɯÌÐÕɯËÌÛÈÐÓÓÐÌÙÛÌÚȮɯÒÖÕÒÙÌÛÌÚɯ!ÌÐÚ×ÐÌÓɯËÌÙɯ2ÌÓÌÒÛÐÖÕÚÞÐÙÒÜÕÎɯÝÖÕɯ2./ɀÚɯ

die Beschreibung des Informationsverar beitungsprozesses, der 1962 zur 

Entdeckung der sowjetischen Raketenstationierung auf Kuba führte bei (Allison 

1971: 118ff). 
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2./ɀÚɯÚÐÕËɯÕÜÙɯÌÐÕɯ!ÌÐÚ×ÐÌÓɯËÌÙɯÐÕÚÛÐÛÜÛÐÖÕÌÓÓÌÕɯȬ2×ÌÐÊÏÌÙÜÕÎɁɯ

alter belief-systems: Die Ressourcenzuteilung innerhalb eines Aussen-

mini steriums oder dessen institutionelle Struktur sind aber in d er 

Regel ebenso Produkte der Vergangenheit und so davon bedroht, 

obsolet zu werden, und die Fähigkeit zur angemessenen Reaktion auf 

ein sich wandelndes Umfeld zu mindern. Die Stabilität von Strukturen 

und Prozeduren kann durch verschiedene Mechanismen gefördert 

werden; oft sind sie in Gesetzes- oder Verordnungstexten festgehalten, 

so dass ihre Anpassung nicht durch administratives fiat erfolgen kann, 

sondern ein komplexer und lang wieriger Prozess ist, der weitere 

Akteure des politische Systems involviert wie etwa das Parlament.  

Nicht zuletzt schaffen diese Strukturen oft vested interests bei 

denjenigen Akteuren, die in irgend einer Weise Nutzen aus dem status 

quo ziehen, indem z.B. ihr Arbeitsplatz vom Fort bestand einer be-

stimmten SOP abhängig ist oder der Wert ihres Fähigkeitskapitals und 

ihr Einfluss durch Veränderungen gefährdet wird. Diese Akteure wer -

den sich in der Regel gegen Anpassungen zur Wehr setzen, sei es, 

indem sie solche zum vorneherein zu verhindern versuchen, oder 

indem sie im nachhinein Obstruktion be treiben, und so den Effekt 

einer Anpassung vereiteln.  

 

Das Zusammenwirken von Regeln und Autoritätsverhältnissen 

Zusammengefasst gibt es so zwei wesentliche Ursachen, die auf der 

Ebene von Systemen die Informationsverarbeitung zuhanden des Ak-

teurs behindern können, dessen Situationsdefinition politikrelevant ist: 

Das Verhalten der principals und das Regelwerk dieses Systems.  

Diese beiden Grundursachen stehen in einem komplexen, poten-

tiell spannungsreichen Verhältnis zueinander und ihre kombinierte 

Auswirkung ist schwer progno stizierbar. Zwar schränken die Struk-

turen und Prozeduren des Entscheidungssystems die Verfügungs-

macht des principals normalerweise ein. Ein neuer Aussenminister 

kann die Ressourcenallokation, die personellen Besetzungen seines 

Mini steriums nicht nach Gutdünken verändern. Genausowenig, kann, 
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um ein Beispiel auf der Ebene des politischen Systems insgesamt zu 

geben, ein Parlament selbst Verhandlungen führen oder die Stimm be-

völkerung in der Schweiz ɬ der Souverän! ɬ über das Inkraft setzen 

jedes Staatsvertrages entscheiden. Die Auto rität dieser principals wird 

durch die Ver fassungsregeln über die Kompetenzausscheidung und 

das Referendum gezügelt.  

Die Kombinationen dieser beiden Faktoren kann sich auf das 

Informations verarbeitungsverhalten sehr unterschiedlich auswirken. 

Es ist einerseits möglich, dass sie sich zusammen in ihrer negativen, d. 

h. cognitive closure begünstigenden Auswir kung verstärken. Je uneinge-

schränkter die strukturell gegebene Autorität des principals ist, desto 

eher werden sich bei seinen Untergebenen die Verhaltensweisen von 

Höflingen einstellen, die ver tretenen Meinungen sich denjenigen des 

Chefs angleichen ɬ mit allen negativen Aus wirkungen, die ei ne der-

artige Homogenisierung auf die Offenheit gegenüber neuer und disso -

nanter Information hat. Es ist andererseits aber auch durchaus vorstell-

bar, dass die beiden Faktoren in einem Konkurrenzverhältnis zu ein-

ander stehen. Die Orientierung an Strukturen und Pro zeduren kann 

die Projektion von In formationsverarbeitungspathologien des 

principals in der Organi sation bremsen. Deren Regeln können beispiels-

weise die Teilnahme bestimmter Akteure an Sitzungen ex officio verlan-

gen und entziehen so dem principal ein wesentliches Instrument zur 

eigenmächtigen Gestaltung seines sozialen Umfeldes. Die Entstehung 

von groupthink, die begünstigt wird, wenn der principal die Kontrolle 

über den Ein- und Aus schluss der Mitglieder seines Beratungsgre-

miums hat, kann so z. B. verhindert werden.  

Umgekehrt kann die Autorität des principals aber auch zu gering 

sein. Die Organisation kann dann der Umsetzung der besseren Ein-

sicht, der aktuelleren Situationsdefinition eines principalsȮɯÌÐÕÌÚɯȬÕÌÜÌÕɯ

!ÌÚÌÕÚɁɯÌÙÍÖÓÎÙÌÐÊÏɯ6ÐËÌÙstand entgegensetzen und so optimierende 

Veränderungen des Informationsverarbeitungsverhaltens unterbinden.  

Abschliessend ist überdies zu erwähnen, dass eine bestimmte Ver-

haltensweise, die sich auf den Output einer Organisation negativ aus-

wirken, sowohl auf die eine wie die andere Grundursache ɬ oder auf 
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beide kombiniert ɬ zurückgeführt werden kann. Erst die Ana lyse des 

konkreten Falls lässt eine Entscheidung zu. In der Literatur (Vertz -

berger 1990: 205) wird beispielsweise auf die Problematik hin gewiesen, 

die sich aus einem ungünstigen Verhältnis von Input aus dem operative 

environment zum sog. feedwithin  innerhalb einer Organisation er gibt. 

Als feedwithin wird dabei Information bezeichnet, die sich nicht a uf die 

Umwelt bezieht, sondern auf die Organi sation selbst: Dinge wie Per-

sonalentscheidungen, Ressourcenzuteilung, Ad ministration, Perfor -

manceevaluation etc. Eine gewisse Menge von feedwithin  ist für das 

Funktionieren einer Or ganisation notwendig; wenn dieser allerdings 

die verfügbaren Informationsverarbeitungsressourcen derart bean-

sprucht, dass für die Verarbeitung von In formation über die Umwelt 

kaum mehr Kapazitäten zur Ver fügung stehen, so begünstigt dies die 

cognitive closure des Systems.  

Im Extremfall ist die Organisation nur noch mit sich selbst be -

schäftigt. Information aus dem Umfeld wird nicht mehr verarbeitet 

und sie verliert den Kontakt dazu. Problematisch für die An passungs-

fähigkeit kann aber auch eine Vermi schung von Information über die 

Umwelt und feedwithin  sein, wenn etwa die Unter stützung einer 

bestimmten Situationsdefinition in einem Ent scheidungsgremium mit 

Zugeständnissen bei der Ressourcenzuteilung oder bei Personalfragen 

verknüpft w ird.  

Dieses Phänomen kann im konkreten Fall zweierlei Wurzeln 

haben. Es kann sich einerseits um eine, sich selbst, durch die Sozia-

lisierung neu ein tretender Ak teure fortzeugende, organisationelle Ge-

wohnheit handeln: In einer Organisation wie einem Aussenmini ste-

rium, dessen Leistungen nicht der Bewertung durch den Markt unter -

liegen, können sich derartige Verhaltensweisen bisweilen über lange 

Zeit halten. Es ist aber auch bekannt, dass dieses Phänomen im 

Gefolge von Reorganisationen auftritt, die  auf Anweisung der oder des 

principals durchgeführt werden. Die einzelnen Akteure werden da -

durch gezwungen, ihre zu künft ige Position im Autoritätsgefüge neu 

zu definie ren, der feedwithin  nimmt zwangsweise zu, es kann sich der 
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beschriebene Verdrängungseffekt einstellen. In diesem Fall würde der 

Kausalpfad auf das Verhalten des principals zurückführen.  

 

Rahmenbedingungen der Entscheidung  

In unserem Grundmodell der Formierung der Situationsdefinition 

(siehe S. 33 ff) kommt dem Entscheidungsdruck, dem Stress, der auf 

einem Individuum oder einem Entscheidungssystem lastet, die 

Funktion einer intervenierenden Variable zu. In der Regel bedeutet 

dies: Je stärker der Stress, desto stärker nehmen die Heuristiken und 

Prozeduren der Informationsverarbeitung auf individueller und 

organisationeller Ebene ihre Stabilisierungsfunktion wahr, desto weni -

ger Veränderungen lösen Informationsim pulse tendenziell aus. Die 

Dominanz der beliefs der Vergangenheit in einer Situationsdefini tion 

nimmt da durch relativ zu, und es besteht die Gefahr von Maladapta-

tionen.  

Stress entsteht in Krisensituationen. Diese wiederum sind durch 

zwei Vor aussetzungen gekennzeichnet (Holsti 1972): Sie treten einer-

seits dann auf, wenn eine Entwick lung des Umfeldes wichtige Wertdi -

mensionen des Entscheidungsträgers tangiert. Die mit der Entwick -

lung ver bundenen Risiken und Chancen nehmen zu, entsprechend 

sind Entscheidungen von grosser Tragweite zu fällen, im Extremfall 

ÒÈÕÕɯ ÌÚɯ ÜÔɯ Ƀ2ÌÐÕɯ ÖËÌÙɯ ÕÐÊÏÛɯ 2ÌÐÕɀɯ ÎÌÏÌÕȭɯ ÕËÌÙÌÙseits muss der 

Entscheidungsdruck hoch sein: Entscheidungen müssen innerhalb 

eines Zeithori zontes gefällt werden, der angesichts der Gewich tigkeit 

des Problems zu knapp bemessen scheint.  

Diese beiden Bedingungen erzeugen kombiniert eine Situation, in 

der einerseits angesichts der Bedeutung der Entscheidung eine Res-

sourcenausweitung für die Bil dung einer Situationsdefinition aus der 

Sicht des Akteurs wünschbar wäre, andererseits aber die Zeitnot eine 

Ressourcenkontraktion verursacht. Ak zentuiert wird dies zu sätzlich 

oft dadurch, dass Krisensituationen, zumal im aussenpoli tischen 

Bereich, auch durch eine Vermehrung der an sich zu verarbeitenden 
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Informationsmenge gekennzeichnet sind, indem z. B. die In-

formationsflüsse zwi schen den Akteuren auf internationaler Ebene wie 

auch innerhalb des aussenpoli tischen Apparates anschwellen (Holsti 

1972: 19).  

Dies lässt auch den obenerwähnten generellen Zusammenhang 

zwischen Stressniveau und der Qualität der Si tuationsdefinitions pro-

zesse plausibel erscheinen. Je weniger Ressourcen für die 

Aufdatierung einer Situationsdefinition zur Verfügung stehen, desto 

eher wird man sich auf bereits vorhandene Wissensbestände abstützen 

müssen. Das Individuum oder die Organisation ver sucht den 

situationsimmanenten Druck zu reduzieren, indem Information 

entweder gar nicht mehr ver arbeitet wird, oder so interpretiert wird, 

dass sie die Stabilität des belief-systems so wenig wie möglich i n Frage 

stellt.  

 Die Forschung liefert für diesen Zusammenhang denn auch 

etwelche Evidenz. So hat sich im psychologischen Laborexperiment 

gezeigt (vgl. die Übersicht bei Holsti 1972), dass Stresssituationen die 

Fähigkeit von Individuen vermindern, In formationsinput in sinn voller 

Weise zu verarbeiten. Es fällt ihnen z.B. schwerer sinnvolle von sinn-

loser Information zu unter scheiden, die Aufmerksamkeit gegenüber 

Information aus dem Umfeld nimmt ab, ebenso wie die Kom plexität 

der Problemdefinitio n. Komplementär dazu verstärken sich die 

Mechanismen kognitiver Rigidität: Die Toleranz gegenüber mehr deu-

tiger Informa tion nimmt ab, während die Neigung zunimmt, sich ver -

früht auf eine Handlungs option festzulegen, und diese gegenüber 

neuer Information zu immunisieren. Ebenso nimmt die Ten denz zum 

Gebrauch kogni tiver shortcuts, d.h. gespeicherter und verfügbarer 

Schemata und Stereotypen zu, weil Ent scheidungsträger aus Zeitnot 

neue Information nicht mehr an gemessen verarbeiten können, und 

deshalb auf vorhandene Wissensbestände zurückgreifen. 

Strittig ist allerdings, ob der negative Zusammenhang erst bei ver -

hältnismässig hohem Stressniveau einsetzt, vorher aber bis zu einem 

bestimmten Schwellenwert sogar positiv ist. In diesem Falle ergäbe 

sich eine invers U-förmige, kurvi lineare Beziehung zwischen dem Aus-
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mass von Stress und der Qualität von Entscheidungen sowohl von 

Indi viduen wie auch von Gruppen (Holsti 1972: 12; Maoz 1990: 318). 

Auch dafür lassen sich plausible Gründe angeben. Bei niedrigem 

Stressniveau, so die Argumentation, verlässt sich der Entscheidungs-

träger auf Routine-Problemlösungsmechanismen, die in oberfläch-

licher Diagnose und Alternativensuche resultieren. Die Entscheidungs-

quali tät ist gering, weil zu wenig mentale Ressourcen auf die Lösung 

eines Problems verwendet werden. Nimmt das Stressniveau zu, so er-

höht sich auch die Auf merksamkeit, die dem Problem gewidmet wird. 

Möglicherweise lässt der Zeithorizont auch noch eine Reallokation 

individueller oder organisationeller Ressour cen zur Bearbeitung eines 

bestimmten Problems zu; es können z. B. ad hoc Beratungsstäbe gebil -

det werden. Die Entscheidungsqualität kann dadurch erhöht werden. 

Nimmt das Stressniveau noch weiter zu, verringert sie sich aber aus 

den oben angegebenen Gründen jedenfalls rapide. 



 

4  Zum Vorgehen  

Die abstrakten Überlegungen des vorhergehenden Theorieteils gilt es 

nun im Kontakt mit der Em pirie umzusetzen. Rufen wir uns deshalb 

noch einmal in Erinnerung, wor um es geht. Auf der abhängigen Seite 

steht die politikrelevante, dem beobachtbaren aussenpoli tischen Han-

deln zugrundeliegende Situationsdefin ition zu einem bestimmten Zeit-

punkt. Zu er klären ist deren Angemessenheit sowie deren konkrete 

Inhalte. Als Erklärungsvariablen fungieren die Heuri stiken der Infor -

mationsverarbeitung auf individueller und systemi scher Ebene, die 

vorhandenen beliefs sowie, als intervenierende Variable, der Ent-

scheidungsdruck.  

 

Die Untersuchungsanlage 

Die in diesem Modell verwendeten Konzepte sind nicht im strengen 

Sinne operationalisiert ɬ man darf wohl berechtigte Zweifel daran he -

gen, ob sie es in konsensfähiger Weise überhaupt jemals sein können. 

Dies impliziert, dass eine Überprüfung von Hypo thesen im strengen 

Sinne nicht möglich ist. Das theoretische Modell hat deshalb in erster 

Linie die Funktion einer Suchhilfe, einer Topik. Es re duziert Komp -

lexität, indem es den Blick auf gewisse Aspekte der Empirie fokussiert 

und andere ausblendet. Es geht deshalb in erster Linie auch darum zu 

ermitteln, ob mit Hilfe dieses Konzepts eine fruchtbare Analyse 

aussenpoli tischer Situationsdefini tionen und Entscheidungen möglich 

ist. Soweit Erklärungen versucht werden, sind sie tentativ und beruhen 

auf der Plausibilität einer schlüssigen Argu mentation. Die Aussen-

politik forschung ist vorËÌÙÏÈÕËɯÑÌËÌÕÍÈÓÓÚɯÒÌÐÕÌɯȬÙÌÐÍÌɁɯ6ÐÚÚÌÕschaft; 

die Lektüre der Forschungsli teratur zeigt, dass von einer fortschrei-
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tenden Kumulation und kon sensuellen Verfestigung eines Grund-

stocks von Erkenntnissen keine Rede sein kann.  

Die beiden folgenden Fallstudien sind deshalb explorativer Natur 

(Eckstein 1975) und beruhen auf einer Vorgehensweise, die in der 

Literatur als process-tracing bezeichnet wird (Foyle 1997). Untersucht 

werden die Situationsdefini tionsprozesse aussenpolitischer Entschei-

dungsträger, die innerhalb eines bestimmten Zeitraums hinsichtlich 

eines abgrenzbaren Ausschnitts des internationalen Umfeldes, bzw. 

eines zusammengehörigen Ereignisstranges ablaufen. Genaugenom-

ÔÌÕɯÚÐÕËɯËÐÌɯÚÖɯËÌÍÐÕÐÌÙÛÌÕɯ%åÓÓÌɯȬ1ÈÏÔÌÕÍåÓÓÌɁȭɯ#ÐÌɯ4ÕÛÌÙsuchungs-

einheiten im strengen Sinne sind die Situationsdefinitionen, die zu 

einem bestimmten Zeitpunkt bezüglich des betrachteten Ereignis-

stranges aussenpolitisch handlungsrelevant waren. Es handelt sich 

also um verschachtelte, sog. embedded case studies (Yin 1994: 25).  

Mit dieser Untersuchungsanlage wird eine Abfolge von Situa -

tionsdefinitionen er fasst, was die Analyse von (Mal)Adap tationspro-

zessen ermöglicht, die in unserem theoretischen Konzept eine zentrale 

Rolle spielen. Es eröffnet sich zumindest potentiell die Mög lichkeit, 

dass auch auf der Seite der unabhängigen Variablen Varianz vor -

handen ist, etwa indem die Situation wechselnde Stressniveaus auslöst 

oder indem sich durch Wechsel in der personellen Besetzung von 

Spitzenämtern auch Änderungen in den organi sationellen Heuristiken 

der Informa tionsverarbeitung ergeben. Dies wäre bei einer statisch an-

gelegten Untersuchung einer einzigen Situationsdefinition nicht mög -

lich.  

Durch die Begrenzung auf einen hinsichtlich der Thematik ein -

heitlichen Ereignisstrang lassen sich Realität und korrespondierende 

Wahrnehmung vergleichsweise problemlos in Beziehung zueinander 

setzen. Als for schungspragmatischer Vorteil kommt hinzu, dass die 

sachliche Einheitlichkeit den kolla teralen Auf wand bei der Darstellung 

von historischen Fakten verringert. Es muss nicht für jede Situationsde-

finition ab ovo begonnen werden. Die Komplexitätsreduktion durch 

dieses Analysekonzept wird freilich durch einen Nach teil erkauft, der 

nicht verschwiegen werden soll: Indem Ereignisstränge und deren 
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Wahrnehmung iso liert, aus der Totalität der Situations definition 

aussenpolitischer Ent scheidungsträger herausgelöst werden, besteht 

die Gefahr, dass Querbezüge zwischen verschiedenen Gegenstandsbe-

reichen unberücksichtigt bleiben.  

Die Grundlage von Aussagen über die Angemessenheit der 

Situationsdefini tion ist eine kritische un d problembewusste Dar-

stellung des Ablaufs des Ereignisstranges. Parallel dazu wird die Ent-

wicklung der Inhalte der jeweiligen Situa tionsdefini tionen rekon-

struiert und gleichzeitig der Versuch gewagt, sie hinsichtlich ihrer An -

gemessenheit zu evaluieren. Diese Evaluation, d.h. die Feststellung, ob 

die aussenpoli tischen Entscheidungsträger die Entwicklungen des in -

terÕÈÛÐÖÕÈÓÌÕɯ4ÔÍÌÓËÌÚɯȬÙÐÊÏÛÐÎɁɯÖËÌÙɯȬÍÈÓÚÊÏɁɯÎÌËÌÜÛÌÛɯÏÈben, ist 

allerdings nicht der Zweck unseres Vorhabens, sondern bloss ein 

Mittel, ein erster Schritt in der Ar gumentationsfolge. Ergeben sich Hin-

weise auf FehlperzepÛÐÖÕÌÕȮɯÚÖɯÞÌÙËÌÕɯËÐÌÚÌɯÈÓÚɯȬ1åÛÚÌÓɁɯȹpuzzles) be-

handelt, welche die Frage nach den verursachenden Mängeln im In for-

mationsverarbeitungsprozess aufwerfen. Dieses Verfahren ist zweifel-

los mit Problemen behaftet. Es geht aber darum einerseits der Scylla 

höchster methodischer Stringenz ɬ und damit praktischer Irrelevanz 

wofür exemplarisch (Maoz 1990) stehen kann ɬ und der Charybdis 

eines atheoretischen, zeitgeschichtlichen Eklektizismus gleichermassen 

auszuweichen. Ein VorÎÌÏÌÕȮɯËÈÚɯÌÐÕɯ1åÛÚÌÓɯÕÈÊÏɯËÌÔɯ,ÜÚÛÌÙɯȬ6ÌÚ-

halb haben die Entscheidungsträger zum Zeit punkt X die Lage falsch 

eingeÚÊÏåÛáÛȳɁɯÈÕɯËÌÕɯ ÕÍÈÕÎɯÚÌÛáÛɯÜÕËɯËÈÕÕɯÕÈÊÏɯplausiblen, theorie-

geleiteten Lösungen dafür sucht, scheint dafür geeignet. Es ist in der 

Forschung im übrigen weit hin gängige Praxis, die methodisch zu 

hinter fragen man in der Regel nicht für nötig hält 8 ɬ was natürlich die 

viel interessantere Diskussion darüber, ob die vorgeschlagene Evalua-

tion im Einzelfall zutrifft, keineswegs aus schliesst.  

                                           
8 Vgl. z. B. die Fallstudie über die amerikanische Informationsverarbeitung im 

Vorfeld des japanischen Überraschungsangriffes auf Pearl Harbor in (Janis & Mann 

1977: 120ff). 
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Die Fälle 

Die beiden analysierten Rahmenfälle sind die schweizerische Reaktion 

auf den Verlauf der EWR-Verhandlungen von 1988-92 und den Pro-

zess der deutschen Wiedervereinigung 1989-90. Genaue inhaltliche 

und zeit liche Abgrenzungen finden sich zu Beginn der jeweiligen Fall-

studie. Beide entstammen der Zeit des säkulären Umbruchs der Wen-

de von den 1980er zu den 90er Jahren, einer Zeit also, während derer 

sich das internationale Umfeld in ver schiedenster Hinsicht sehr rasch 

wandelte. Es ist zu vermuten, dass Stärken und Schwächen des 

schweizerischen Entscheidungssystems im Umgang mit dem Phäno-

men internationalen Wandels deshalb besonders deutlich zu Tage 

treten.  

In beiden Fällen wird in erster Linie die Si tuationsdefinition und 

das aussenpoli tische Handeln des Exekutivapparates untersucht. Dies, 

obschon in einem politischen System wie dem schweizerischen die 

Untersuchung des Exekutivapparates nur zum Teil zu erklären ver -

mag, wie das Land schliesslich aussenpoli tisch auf Wandel im in terna-

tionalen Umfeld reagiert. Das tatsächlich beobachtbare aussenpoli -

tische Verhalten (foreign policy behaviour) der Schweiz wird je nach Ge-

genstandsbereich in unterschiedlichem Masse wesentlich auch von 

anderen innenpoli tischen Akteuren mit bestimmt ɬ dem Parlament, In-

teressengruppen und schliesslich, als schweizerischer Besonderheit, 

der Stimmbürgerschaft. Sie kann bekanntlich in den jenigen Fällen, in 

denen das Staatsvertragsreferendum dies vor sieht, die Ratifizierung 

ausgehandelter Verträge verhindern und damit das Re sultat eines Si-

tuationsdefinitionsprozesses der Exekutive im nachhinein poli tik un-

wirk sam machen.  

Trotz dieser Einschränkung bleibt eine Analyse des Exekutiv-

apparates von hohem Interesse. Einerseits ist er fraglos der wichtigste 

Akteur, wenn es um die kon krete Gestaltung der schweizerischen 

Aussenbeziehungen geht (Kriesi 1980; Wildhaber 1992). Dies gilt 
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natürlich besonders für das tagtägliche Management der Beziehungen 

zum Aus land mit den diplomatischen Mitteln (Be suche, Verhand-

lungen, Erklärungen etc.), für das der Bundesrat ohnehin die aus-

schliessliche Kompetenz hat. Die Exekutive als zu aussenpolitischem 

Handeln legitimierter Ak teur bildet im Normalfall die Schnittstelle 

zwischen Innen und Aussen. Die Einflüsse des übrigen politischen 

Systems der Schweiz werden deshalb, soweit für die Aussenpolitik 

relevant, in der Situationsdefinition der Exe kutive gespiegelt. Dies gilt 

beispielsweise auch im Falle eines negativen Volksentscheides über 

eine vom Bundesrat befürwortete Vorlage. Na tür lich ist es undenkbar 

für die Exekutive, einen Volks entscheid wie etwa die Ablehnung des 

EWR zu missachten. Das bedeutet aber nichts anderes, als dass die Si-

tuationsdefinition des Bundesrates so beschaffen ist, dass sie die 

Implementation der aussenpoli tischen HandlungsÖ×ÛÐÖÕɯȬ!ÌÐÛÙÐÛÛɯáÜÔɯ

$61ɁɯÈÜÚÚÊhliesst.  

Seit den untersuchten Ereignissen ist nun eine Dekade ver-

strichen. Dies schuf einerseits zeitliche Distanz, was erlaubte, zumin -

dest für den einen Fall, die Deutsche Wiedervereinigung, die Zu stim-

mung des EDA zu erhalten, auch interne Aktenstücke zu verwenden, 

die an sich erst nach Ablauf der normalerweise gültigen Sperrfrist ver -

fügbar geworden wären. Öffentlich zu gängliches Material wurde 

selbstverständlich ebenfalls verwendet.9 Andererseits war aber der 

zeitliche Abstand dennoch gering genug, um eine Befragung mancher 

der damals beteiligten Akteure zu zulassen ɬ eine beinahe unum-

gängliche Voraussetzung für eine Untersuchung dieser Art. Die ver -

gleichsweise Gegenwärtigkeit der untersuchten Fälle erhöht auch die 

Relevanz der Resultate für die aktuelle aussenpolitische Praxis.  

                                           
9 Sehr hilfreich war die sog. EDA-Agenda, ein monatlich erscheinendes Bul-

letin des Departements für auswärtige Angelegenheiten, das Reden und Zei-

tungsinterviews von Spitzen beamten und Bundesräten, Verlautbarungen, Ant wor -

ten auf Parlamentarische Anfragen etc. enthält. Periodisch erscheinende 

Registerbände erleichtern den Zugriff. Material aus dieser Quelle wird mit dem 

Verweis (EDA-Agenda) zitiert, wobei sich der Band aus der Datumsangabe beim 

Text ergibt.  
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Abgesehen von diesen Gemeinsamkeiten bildeten die beiden 

Ereignisstränge sehr unterschiedliche Herausforderungen für die 

schweizerische Diplomatie. Die Herausforderung durch die euro -

päische Integration konkretisierte sich im lang wierigen EWR-Ver-

handlungsprozess, in dem die Bestimmung des zukünftigen wirt -

schaftlichen und poli tischen Verhältnisses der Schweiz zum umliegen-

den Europa auf dem Spiel stand. Dieser Prozess, dem man sich, einmal 

involviert, kaum mehr entziehen konnte, setzte die Verantwor tlichen 

bis auf die höchste Stufe unter erheblichen Entscheidungsdruck und 

war so geeignet, Stress zu erzeugen ɬ nicht zuletzt auch we gen der 

einschneidenden innenpolitischen Impli kationen der getroffenen aus-

senpoli tischen Entscheidungen. Anders dagegen die deutsche Wieder-

vereinigung. Obschon es sich um eine Entwicklung handelte, wel che 

die strategische Landschaft Europas grundlegend veränderte, verhielt 

sich die Schweiz weitgehend passiv.  

Stand im einem Fall das aussenpolitische Entscheidungssystem 

unter Hochdruck, so konnte es sich im andern mit einer Zuschauer-

rolle begnügen. Die beiden Fälle unterscheiden sich also hinsichtlich 

der Ausprägung der inter venierenden VariaÉÓÌɯȬ2ÛÙÌÚÚÕÐÝÌÈÜɁȭɯ&Ì-

mäss unserem theoretischen Konzept würden wir also erwarten, dass 

die Wahrscheinlichkeit kognitiver Fehlleistungen im EWR -Fall höher 

ist als bei der Deutschen Wiedervereinigung. Der Vergleich zwischen 

den Fällen wird also imme rhin eine begründete Aussage über die Wir-

kung dieses intervenierenden Faktors zulassen. Die Bedeutung wei-

terer Parameter, die in unserem theoretischen Konzept eine Rolle spie-

len, mag dagegen eher der Vergleich unterschiedlicher Stadien inner-

halb der beiden Fälle zeigen, wo die ceteris paribus Bedingung eher er-

füllt ist.  

Gleichzeitig ist aber daran zu erinnern, dass der Hauptzweck der 

Fallstudien explorativer Na tur ist. Es ist sinnvoll, zwei derart unter -

schiedliche Fälle zu untersuchen, weil sich dabei auch erweisen wird, 

was der Ansatz unter sehr unterschiedlichen Bedingungen taugt und 

welcher Mehrwert sich durch eine Argu mentation in seinem Rahmen 
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ergibt. In Kapitel 7, den Schlussbemerkungen, soll dann eine Evalua-

tion versucht werden.  

 



 

5 Die EWR-Verhandlungen 1988-92 

Gegenstand dieser Fallstudie ist die Beschreibung und Erklärung des 

Verhaltens der Schweiz in Reaktion auf die Beschleunigung des euro-

päischen Integrationsprozesses seit der zweiten Hälfte der 80er und zu 

Beginn der 90er Jahre ɬ ein Schub internationalen Wandels, den man 

wohl ohne Über treibung als eine der bedeutendsten Herausforderun-

gen nicht nur für die un mittelbar damit kon frontierten aussenpoli -

tischen Verantwortlich en, sondern für das gesamte politische System 

der Schweiz seit dem Ende des zweiten Weltkriegs bezeichnen darf.  

Im Einklang mit der allgemeinen Zielsetzung dieser Ar beit wurde 

ein Zeitabschnitt gewählt, in dem der Exekutivapparat tat sächlich eine 

ausschlaggebende Rolle spielte und die Herausforderungen an ihn 

nicht primär innen poli tischer Natur waren. Schliesslich dürften Män -

gel und Quali täten der Informations verarbeitung und Entscheid fin -

dung, bzw. die Flexi bilität und An passungsfähigkeit der politik rele-

vanten Situationsdefini tion, in einer Phase sehr rascher Veränderung 

des internationalen Umfeldes besonders deutlich zu Tage treten.  

Diesen Anforderungen entspricht der durch die EWR -Verhand-

lungen geprägte Zeitraum von 1989-92 in idealer Weise. Während 

dieser Jahre wandelte sich die europäische integrationspolitische Land -

schaft tiefgreifend. Die Gemeinschaft erfuhr einen Ver tiefungsschub 

durch das Binnenmarkt programm 92. Gleichzeitig begann sich die 

Erweiterung der EG abzuzeichnen, während die EFTA komp lementär 

dazu im Begriff stand, einen Grossteil ihrer Mit glieder zu ver lieren. 

Parallel dazu und als wich tige Randbedingung ebenfalls relevant, 

führte der Umbruch in Ost europa und der Sowjetunion zu einer 

völligen Veränderung der geo poli tischen Grosswetterlage auf dem 

europäischen Kontinent.  
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In diese Zeit genereller Turbulenz fiel die Aushandlung des EWR -

Vertrages, welche für die Schweiz, bzw. ihre politischen Verantwort -

lichen eine sehr unmittelbare Konfrontation mit dem Wandel der in te-

grationspoli tischen Realitäten in Europa darstellte. Der Unter su-

chungszeitraum beginnt deshalb mit der Rede Jacques Delors' vor dem 

europäischen Parlament im Januar 1989, in der er den Impuls für den 

EWR-Verhandlungsprozess mit dem Angebot an die EFTA-Staaten 

ÎÈÉȮɯȬeine neue Form der Assoziation zu suchen, die in institutioneller Hin-

sicht stärker strukturiert sein sollte, mit gemeinsamen Entscheidungs- und 

Verwaltungsorganen.Ɂɯ#ÐÌɯ5ÌÙhandlungen endeten mit der Unter zeich-

nung des EWR-Vertragswerkes in Porto am 2. Mai 1992. Kurz darauf, 

am 26. Mai, reichte die Schweiz ein EG-Beitritts gesuch in Brüssel ein: 

Diese beiden Ereignisse markieren das Ende der Untersuchungs-

periode. Das EWR-Referendum und die vorausgehende Abstim-

mungskampagne wird somit ausgeschlossen, so interessant sie na-

türlich für die Frage nach dem foreign policy behaviour eines Staates 

unter den Bedingungen direk ter Demokratie wären.  

Dies auch deshalb, weil Analysen zu beinahe allen Aspekten 

dieser letzteren Phase einerseits bereits vorliegen (Goetschel 1994; 

Kriesi et al. 1993; Langejürgen 1993: Kapitel V; Moser 1999; Vatter 1994; 

Widmer & Buri 1992). Andererseits war der Wandel der bundes rät-

lichen Situationsdefini tion bezüglich der aussenpoli tischen Aspekte 

der Integrationsproblematik im Mai 1992 abgeschlossen.  

Hinzu kommt, dass im ausgewählten Zeitraum Re gierung und 

Verwal tung zwei fellos die Haupt akteure der schweizerischen Inte-

grationspoli tik waren. Sie konnten wegen der hohen Geschwindigkeit 

der Verhandlungen, deren Komplexität und Neuartigkeit mit für 

schweizerische Verhältnisse unüblicher Autonomie agieren (Sciarini 

1992: 313). Zweifellos standen sie unter innenpoliti schem Druck, sei es 

seitens des Parlaments, sei es seitens von Interessengruppen und 

Verbänden; aussenpolitisch relevant wurde dieser aber bloss vermittelt 

durch die Situationsdefinition der Exekutive. Demgegenüber wäre es 

verschroben, wenn man den Fokus für die Periode Sommer-Herbst 

1992 nicht wesentlich erweitern würde auf jene Akteure, die damals 
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auf die Integrations poli tik der Schweiz entscheidenden Einfluss nah-

men: namentlich Parteien, Verbände, Interessengruppen und schliess-

lich auch das Stimmvolk. Die Situationsdefinition der Re gierung war 

nur noch eine unter mehreren konkurrierenden ɬ und wie man weiss, 

jene, die sich nicht durchsetzen konnte. Das Verhalten der Behörden 

im Ab stimmungskampf ist über dies bereits Gegenstand einer Untersu-

chung (Goetschel 1994).  

Der zeitliche Rahmen dieser Fallstudie ist damit abgesteckt. Be-

züglich der inhalt lichen Stossrichtung der Studie gilt folgendes. Es 

kann nicht darum gehen, die Entscheidungsabläufe im Verlauf der be-

kanntlich ja enorm kom plexen und schwierigen EWR-Verhandlungen 

in allen Einzelheiten nachzuzeichnen: Dazu fehlten einerseits die Res-

sourcen, und andererseits liess die Quellensituation eine derartige Ver-

tiefung nicht zu. Die Fallstudie be ruht in haltlich im wesentlichen auf 

der vorhandenen Forschungsliteratur, anderen veröffentlichen Mate-

rialien sowie auf anonymisierten Inter views mit Mit arbeitern des EDA, 

des Integrationsbüros und des BAWI, die in hochrangiger Funktion an 

der Gestaltung der Integrationspoli tik im fraglichen Zeit raum beteiligt 

waren. Befragt wurden (mit Angabe ihrer seiner zeitigen Funktion): 

Franz Blankart (Staatssekretär, Chef BAWI); Klaus Jacobi, (Staats-

sekretär EDA); Jakob Kellenberger (Chef Integrationsbüro EDA/EVD); 

Mathias Krafft (Chef der Direktion für Völkerrecht im EDA); Philippe 

Nell (Sektionschef BAWI) sowie Bruno Spinner (stellvertretender Chef 

der schweizerischen Mission bei der EG in Brüssel).  

Eine weitere Einschränkung inhaltlicher Natur bes teht darin, dass 

sich die Analyse im wesentlichen auf die Politik der Schweiz in der 

institutionellen Frage beschränkt. Die Aus handlung der eigentlichen 

materiellen Inhalte des Vertrages bleibt dagegen weitgehend ausge-

blendet. Es war die Problematik der Ausgestaltung der In stitutionen 

des EWR, welche die Frage des zukünftigen Verhältnisses der Schweiz 

zur EG in voller Schärfe aufwarf und damit auch die zen trale Heraus-

forderung darstellte. Die Beschränkung auf diesen Bereich hat zudem 

den Vorteil, dass eine gewisse Einheit der Materie gewahrt bleibt und 
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die Argu mentation nicht durch inhaltliche Details unnötig beschwert 

werden muss.  

Die EWR-VerÏÈÕËÓÜÕÎÌÕɯ ÞÈÙÌÕɯ ÌÐÕɯ Ȭformidable défiɁɯ ÍĹÙɯ ËÐÌɯ

schweizerische Regierung und Verwaltung (Sc iarini 1992: 298). Diese 

Fallstudie wird des halb auch beispielhaft zeigen, wie das aussenpoli -

tische System auf eine Entwicklung mit erheblichem Stresspotential re-

agierte. Die beiden üblicherweise genannten Bedingungen für das Ent-

stehen von Stress ɬ Betroffenheit wichtiger Werte sowie ho her Ent-

scheidungsdruck ɬ waren in diesem Fall in hohem Masse gegeben (vgl. 

S. 63). Der Wandel des integrationspoli tischen Umfeldes betraf die 

Schweiz sehr stark, da die Verflochtenheit mit dem euro päischen 

Umfeld sowohl in wirt schaftlicher (Hauser & Bradke 1991) wie 

politischer und kul tureller Hin sicht bekanntermassen sehr hoch ist. 

Die Entscheidungen, die es in Reaktion auf die Entwick lungen des in-

tegrationspoli tischen Umfeldes zu treffen galt, hatten potentiell er heb-

liche Auswir kungen im Innern der Schweiz ɬ auf die Wirtschaft aber 

auch auf das politische System (z. B. direktdemokratische Institu -

tionen, Föderalismus) und nicht zuletzt auch a uf das schweizerische 

2ÌÓÉÚÛÝÌÙÚÛåÕËÕÐÚɯÈÓÚɯ2ÛÈÈÛÚÞÌÚÌÕȭɯ#ÐÌɯ ÜÚÚÈÎÌȮɯȬȭȭȭdas EWR-Abkommen 

ist das Ergebnis der wichtigsten internationalen Verhandlungen, an denen die 

Schweiz in ihrer jüngeren Geschichte je beteiligt warɁȮɯÞÌÓÊÏÌɯËÐÌɯ!ÖÛÚÊÏÈÍÛɯ

zur Genehmigung des EWR (Bundesrat 1992b: Kapitel I/ 2) einleitet, 

gibt dieser stark empfundenen Betroffen heit im übrigen be redten Aus-

druck.  

Der Entscheidungsdruck wurde durch zwei Faktoren erhöht: 

einerseits durch den raschen mehrdimensionalen Wandel des integra-

tionspolitischen Um feldes und andererseits durch die Einbindung in 

den EWR-Prozess. Nachdem die Entscheidung gefallen war, sich da-

rauf einzulassen, waren die schweizerischen Verantwort lichen gerade-

zu gezwungen, auf den Wandel zu reagieren. Eine non-decision, ein 

Ȭ ÜÚÚÐÛáÌÕɁɯËÌÙɯ$ÕÛwicklungen war kaum mehr möglich.  
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Abriss der Ereignisse 

Der folgende historische Überblick über die relevanten integ rations-

poli tischen Entwick lungen im Untersuchungszeitraum und ins beson-

dere den Ablauf der EWR-Verhandlungen stützt  sich im wesentlichen 

auf (Bundesrat 1992b; Langejürgen 1993) sowie (Nell 1994).  

Nach einer Phase der Stagnation, des Europessimismus und der 

inneren ZerstrittenÏÌÐÛȮɯËÌÙɯȬ$ÜÙÖÚÒÓÌÙÖÚÌɁɯÞåÏÙÌÕËɯËÌÙɯÚÐÌÉáÐÎÌÙɯÜÕËɯ

frühen achtziger Jahre gewann die EG gegen Mitte des Jahrzehnts 

neuen Schwung. Da es sich dabei um ein allgemein bekanntes Faktum 

handelt, mögen einige Stichworte an dieser Stelle genügen: Der interne 

Streit um den briti schen Haushaltsbeitrag wurde beigelegt, die Ge-

meinschaft wurde um Portugal und Spanien erweitert; die Kom -

mission lancierte das Binnenmarkt programm und schliesslich trat 

auch die institutionelle Reform der Ein heitlichen Europäischen Akte 

(EEA) 1987 in Kraft. Vor allem die beiden letzteren Ereignisse stellten 

in ihrer Kombination für die west europäischen Staaten ausserhalb der 

EG eine erhebliche Herausforderung dar. Vom Wegfall der Binnen-

grenzen für Waren, Dienstleistungen und Produktionsfaktoren inner -

halb der EG war ja, gerade weil er den Unternehmungen innerhalb der 

EG zu Vorteil gereichte, zumindest potentiell eine komparative Be-

nachteiligung der Nichtmitgliedstaaten zu erwarten. Na türlich galt das 

nur, wenn EG-92 nicht Papier blieb, wie andere Projekte mit gleicher 

Zielsetzung vorher, sondern tatsächlich zustande käme ɬ und das 

schien zumindest wahrscheinlicher angesichts der institutionellen 

Modi fikationen der EEA, die das Einstimmigkeitsprinzip im Minister -

rat lockerten und damit eine zü gige Verabschiedung der Massnahmen 

des ambitionierten Weissbuchprogramms in Aussicht stellten. 

Die Modalitäten der Weiterentwicklung der Beziehungen der EG 

zu den EFTA-Staaten waren durch den Rahmen der Luxemburger 

Erklärung von 1984 abgesteckt. Diese sah eine Intensivierung  des In-

formationsaustausches und gegenseitige Konsultationen vor, die 

gegebenenfalls in bilaterale oder multilaterale Ab kommen über wirt -

schaftliche Sachbereiche münden sollten (Bundesrat 1988: 301ff). Die 
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EG ɬ bzw. Kommis sar W. De Clercq ɬ hatte allerdings im Mai 1987 an 

einem EG-EFTA Treffen in Interlaken un missverständlich klar gemacht, 

dass die Weiterentwicklung des Verhältnisses zu den EFTA-Staaten 

keinesfalls die EG-EntscheidungsautonoÔÐÌɯ ÛÈÕÎÐÌÙÌÕɯ ËĹÙÍÌȯɯ ȬEC-

EFTA cooperation must always be in conformity with Community principles 

and legislation and avoid interference in Community decision-making so as to 

preserve the freedom to modify and adapt Community acts and to further 

develop Community legislationɁɯȹÕÈÊÏɯ2×ÐÕÕÌÙɯƕƝƝƕÈȯɯƖƗƝȮɯ%Üssnote 8).  

Vor diesem Hintergrund kam am 17. Januar 1988 der Vorschlag 

Jacques Delors vor dem Euro×åÐÚÊÏÌÕɯ/ÈÙÓÈÔÌÕÛɯȬȻËÌȼɯrechercher une 

nouÝÌÓÓÌɯÍÖÙÔÌɯËɀÈÚÚÖÊÐÈÛÐÖÕȮɯØÜÐɯÚÌÙÈÐÛɯ×ÓÜÚɯÚÛÙÜÊÛÜrée sur le plan institu-

tionnel, avec des organes communs et de décision et de gestion et ce, afin 

ËɀÈÊÊÙÖćÛÙÌɯÓɀÌÍÍÐÊÈÊÐÛõɯËÌɯÕÖÛÙÌɯÈÊÛÐÖÕȭɯ"ÌɯÚÌÙÈÐÛɯÚÖÜÓÐÎÕÌÙɯÓÈɯËÐÔÌÕÚÐÖÕɯ×ÖÓÐ-

ÛÐØÜÌɯËÌɯÕÖÛÙÌɯÊÖÖ×õÙÈÛÐÖÕɯËÈÕÚɯÓÌÚɯËÖÔÈÐÕÌÚɯËÌɯÓȿõÊÖÕÖÔÐÌȮɯËÜɯÚÖÊÐÈÓȮɯËÜɯ

financier, voire du culturelɁɯȹ9ÐÛÈÛɯÕÈÊÏɯ#Üɯ!ÖÐÚɯƕƝƝƖȯɯƕ4) einigermassen 

unerwartet. Ausgelöst wurde er wohl nicht zuletzt durch das Bei tritts -

gesuch Österreichs, das sich seit dem Sommer 88 abzeichnete und das 

der EG in einer Situation, in der die Vertiefung der Integ ration klar 

Vorrang hatte, wohl eher unwill kommen war.  

Dieser Vorschlag eines Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR) 

durch Delors wurde an der EFTA-Ministerkonferenz vom 14./15. März 

in Oslo grund sätzlich positiv aufgenommen, da er eine Chance zu 

bieten schien, einen globalen Zugang zu den Märkten der EG zu 

erlangen. Abgesehen von der Unschärfe der Aussagen DelorÚɀɯȹ6ÈÚɯ

ÏÈÛÛÌɯÔÈÕɯÚÐÊÏɯÜÕÛÌÙɯËÌÙɯȬÕÌÜÌÕɯ%ÖÙÔɯËÌÙɯ ÚÚÖáÐÈÛÐÖÕɁɯÝÖÙzustellen? 

Was verstand Delors unter codécision?) war allerdings problema tisch, 

dass die EFTA aufgefordert war, en bloc mit der EG zu verhandeln. Dies 

beding te eine Stärkung der schwachen Strukturen der Freihandels-

organisation, was nicht bei allen Mitgliedsländern auf grosse Begeiste-

rung stiess ɬ und am weni gsten in der Schweiz. Dennoch stieg man be-

reits im März auf einen in formellen Dialog mit der EG ein und rief eine 

ȬHigh level steering groupɁɯȹ'+2&ȺȮɯÌÐÕɯ&ÙÌÔÐÜÔɯÝÖÕɯ2×ÐÛáÌÕbeamten 

der EFTA-Länder und der EG-Kommission ins Leben, das sich mit den 
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inhaltlichen und institutionellen Aspekt en des geplanten Vertrags-

werkes befassen sollte.  

Ende September 1989 einigte man sich im Rahmen der HLSG 

darauf, dass der EWR inhaltlich auf dem sogenannten acquis com-

munautaire beruhen sollte, d.h. konkret einer noch genauer zu bestim-

menden Teilmenge des EG-internen Rechtes. Mit dieser Entscheidung, 

welche die Dominanz der EG in diesen Verhandlungen in aller 

Klarheit zum Aus druck brachte, war der erste entscheidende 

Wendepunkt des EWR-Prozesses erreicht. 

Zu klären waren nun, neben dem genauen Umfang des von den 

EFTA-Staaten zu übernehmenden Rechtsbestandes ɬ über den man 

sich vergleichsweise einig war ɬ vor allem in stitu tionelle Aspekte des 

zukünf tigen Vertragswerkes. Zentral waren dabei zwei Bereiche: einer-

seits die Frage der Schutzklauseln und Übergangs fristen für die Über -

nahme des acquis, andererseits aber die Frage der Kompetenzvertei-

lung bei der Wei terentwicklung der Vertrags inhalte. Hinweise auf die 

in dieser Beziehung kompromisslose Haltung der EG-Kommission gab 

die (zweite) Rede Jacques Delors vor dem Europäischen Parlament 

vom Januar 1990, in der er ausführte, dass sich eine Mitentscheidung 

letztlich nur aus dem Beitritt ergeben könne ɬ was in einem gewissen 

Widerspruch zu seinen Aussagen im Januar 1989 stand. Die tiefe Kluft 

zwischen der vor allem auf Drängen der Schweiz erhobenen EFTA-

Forderung einer Teilnahme am Entscheidungsprozess (sog. decision 

making) und der gegensätzlichen Haltung der Kom mission, die darauf 

beharrte, dass die Fortentwick lung des relevanten acquis den EG-Mit -

gliedern vor behalten bleiben solle und dass es für die EFTA Staaten 

allenfalls Konsultationsrechte bei der Entscheidvorbereitung ( decision 

shaping) geben könne, konnte bis zum Beginn der offi ziellen Ver-

handlungen i m Juni 1990 nicht überbrückt werden.  

Mittler weile hatte sich allerdings der Kontext, in dem diese Ver-

handlungen ablaufen würden, in mancherlei Hinsicht verändert. Zum 

einen war das strategische Umfeld in funda mentalem Wandel begrif -

fen: Der eiserne Vorhang war gefallen (Fall der Berliner Mauer im No -

vember 1989), die Sowjetunion hatte entscheidend an Einfluss ver-
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loren, ein Ende der Blockkonfrontation des Kalten Krieges begann sich 

anzukündigen. Die Position der EG wurde dadurch gestärkt. Gleich-

zeitig befand sie sich, nachdem sich eine erfolgreiche Umsetzung des 

Binnenmarkt programms im Vorfeld der Maastrichter Konferenz (9/  10. 

Dezember 1991) abzeichnete, in einer Phase innerer Stärke, und war 

deshalb auch eher bereit, neue Mitglieder aufzunehmen. Diese beiden 

Faktoren führten unter an derem dazu, dass neben Österreich, das be-

reits im Juli 1989 ein Beitrittsgesuch gestellt hatte, nun auch die skandi-

navischen EFTA-Staaten, Schweden und in seinem Gefolge auch Finn-

land und Norwegen die Voll beitritts option ernsthaft zu erwägen be-

gannen, und einer nach dem andern Beitritts gesuche einreichten (im 

Juli 1991 bzw. März 1992).  

Die Konsequenz dieser Entwicklungen war eine Schwächung der 

Verhandlungsposition der EFTA, da die meisten Mitgliedstaaten (mit 

Ausnahme Islands und der Schweiz) den EWR nur noch als Über-

gangslösung zur Vor bereitung auf den Beitritt be trachteten. Da sie da-

mit rechneten, von der Weiterentwicklung des acquis nur während 

einer begrenzten Zeitperiode ausgeschlossen zu sein, war die institu-

tionelle Aus gestaltung des Vertrags für diese Staaten nicht mehr von 

vorrangiger Bedeutung. An betrachts der bevorstehenden Beitrittsver-

handlungen waren sie zudem bestrebt, die EG nicht zu verärgern. 

Diese zunehmend divergierende Interessenlage machte die EFTA-

Koalition brüchig. Zwar hatte man auf dem EFTA -Gipfel in Göteborg 

(12./13. Juni 1990) eine Verhandlungsplattform verab schiedet, welche 

auch die FordeÙÜÕÎɯ ÌÐÕÌÚɯ ȬÌÊÏÛÌÕɯ ÎÌmeinsamen Entscheidungs-

mechaniÚÔÜÚɁɯÌÕÛÏÐÌÓÛȭɯ$ÚɯáÌÐÎÛÌɯÚÐÊÏɯÈÉÌÙɯÉÈÓËȮɯËÈÚÚɯËÐÌɯ$&ɯÐÕɯËÐÌÚÌÔɯ

Punkt komp romisslos hart blieb. Ebensowenig war sie gewillt, ein -

zelnen Staaten permanente Ausnahmeregelungen vom acquis zu ge-

währen, wie dies vor allem die Schweiz (im Bereich der Personen-

freizügigkeit) und Island (für die Fi scherei) forderten.  

Die Verhandlungen stagnierten deshalb bis in den Oktober 1990 

(Spinner 1991a: 241f.), d. h. bis die EG einer alten Forderung der EFTA 

ɬ und auch hier wieder vor allem de r Schweiz ɬ entsprach, und ver-

sprach, inhaltliche und in stitutio nelle Fragen parallel zu verhandeln ɬ 
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allerdings gegen das Zugeständnis des weitgehenden Verzichts auf 

permanente Ausnahmen. Dies erwies sich freilich als Scheinerfolg, da 

die EG, im Bewusstsein der zu ihren Gunsten veränderten Rahmenbe-

dingungen, zu substanziellen Kompromissen weder in der Institu-

tionenproblematik noch in inhaltlichen Fragen mehr bereit war.  

Die noch verbleibenden Monate der Verhandlungen bis zu ihrem  

(vor läufi gen) Abschluss im Oktober 1991 waren im wesentlichen da-

durch geprägt, dass die EFTA-Staaten, die an einem raschen Vertrags-

abschluss interessiert waren, ihre Forderungen Schritt für Schritt 

zurückáÖÎÌÕȭɯ2×åÛÌÚÛÌÕÚɯÕÈÊÏɯËÌÙɯÚÖÎÌÕÈÕÕÛÌÕɯȬÓÈÕÎÌn Nacht von 

!ÙĹÚÚÌÓɁɯȹƕƗȭɤ 14. Mai 1991) war es endgültig klar, dass die beinahe 

ausschliesslich von der Schweiz noch verfochtene Forderung nach 

einer substanziellen, gleichberechtigten Beteiligung an der Erarbeitung 

zukünftiger EWR -Regeln nicht mehr zur  Debatte stand. Den EFTA-

Staaten gelang es auch nicht, das Recht des individuellen opting out aus 

den Bestimmungen des Vertrags zu erlangen. Das individuelle ɬ im 

Gegensatz zum kollektiven ɬ opting out hätte es dem einzelnen EFTA 

Staat erlaubt, auch ohne Zustimmung der andern EFTA-Staaten 

einzelne EWR-Regeln zu suspendieren (Langejürgen 1993: 99). Die in-

stitutionellen Fragen waren damit weit gehend geklärt. Offen blie b aber 

noch die Ausgestaltung des durch die EFTA-Staaten finanzierten Ko-

häsionsfonds, den die EG im Verlauf der Ver handlungen als 

Forderung eingebracht hatte, und die Regelung der Fischereirechte, die 

vor allem für Island von grosser Bedeutung waren. Dies führte zu 

einer Verzögerung des Verhandlungsabschlusses bis in den Oktober 

1991.  

Die Verhandlungen schienen damit abgeschlossen. Auf Antrag 

der Kommis sion musste der ausgehandelte Vertrag nun aber noch 

vom Europäischen Gerichtshof auf seine Kompatibilität mit den Ge -

meinschaftsverträgen überprüft werden. Am 14. D ezember gab der 

EuGH ein negatives Gutachten ab, da er das vorgesehene System 

richterlicher Auf sicht über die Einhaltung der Vertrags bestimmungen 

für inkom patibel mit den Römer Verträgen hielt. Eine allen Parteien ge-

meinsame Gerichtsinstanz ɬ letzter Überrest einer Vertragskonstruk-
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tion, welche die formale Gleichheit der Ver tragsparteien respektiert 

hätte ɬ war damit ebenfalls verunmöglicht. Die ver bleibenden Monate 

bis zur endgültigen Unter zeichnung des Vertrages in Porto am 2. Mai 

1992 waren dann der Ausarbeitung eines kompatiblen Regimes zur 

Überwachung der Einhaltung der Ver tragsregeln gewidmet.  

Die integrationspolitische Situationsdefinition 1988-92 

Über ein Charakteristikum der schweizerischen integrations politischen 

Situationsdefinition herrscht unter den wissen schaftlichen Kommenta-

toren Einhellig keit: Sie hat von 1989 bis 1992 einen sehr grundlegenden 

Wandel durch gemacht. Goetschel (1994: 131) spricht von einer 

ȬÜÕÏÌÐÔlichen BeÚÊÏÓÌÜÕÐÎÜÕÎɁɯËÌÙɯ$ÜÙÖ×Èpolitik  der Schweiz in den 

vier Jahren zwischen 1988 und 1992. Sciarini (1992: 298) postuliert als 

AusgangsÛÏÌÚÌȮɯȬque la négociation EEE signale une rupture dans la poli-

ÛÐØÜÌɯËɀÐÕÛõÎÙÈÛÐÖÕɯÏÌÓÝõÛÐØÜÌɁȭɯIm selben Sinne äussert sich auch Nell 

(1994: 496). Dieser Wandel, bzw. der Bruch zwischen den offiziellen Si-

tuationsdefini tionen vor 1989 und nach 1991 wird unmittel bar offen-

sichtlich, vergleicht man die Kern aussagen der drei Dokumente, in 

denen die offizielle bundesrätliche Haltung zur Integ rationspoli tik 

ausführlich fest gehalten wurde (Tabellen 1 bis 3 auf der folgenden 

Doppelseite). Die drei Integrationsberichte sind zudem zeitlich so ge-

staffelt, dass sie die Ausgangslage der schweizerischen Integrations-

politik kurz vor der Rede Delors im Januar 1989, eine 

Zwischeneinschätzung ungefähr in der Mitte der EWR -Vertragsver-

handlungen im Her bst 1990 und schliesslich die Lageeinschätzung 

nach deren Abschluss im Frühjahr 1992 widerspiegeln Derjenige Para-

meter der integrationspoli tischen Situationsdefinition, welcher deren 

Wandel als Resultante zusammenfassend repräsentiert, ist die Be-

wertung der grund sätzlichen Hand lungsoptionen der Integrations-

poli tik: dem traditionellen bi lateral-sektorieller An satz, der Globallö-

sung unterhalb der Schwelle des Beitritts (d.h. konkret der EWR) und 

schliesslich der Maxi malvariante des Vollbeitritts. Letzterer rückt von 

letzter Stelle zum Ziel der schweizerischen Integrationspoli tik auf.  
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Im In tegrationsbericht 92 wird der noch vier Jahre vorher klar prä -

ÍÌÙÐÌÙÛÌÕɯȬ×ÙÈÎmatischen, punktuellen In tegrationspoliÛÐÒɁɯÕÜÙɯÕÖÊÏɯ

ein Abschnitt ohne Überschrift gewidmet, in dem beinahe aus-

schliesslich die negativen Auswirkungen einer Rückkehr zu diesem In -

tegrationsparadigma betont werden (Bundesrat 1992a: 20). 

Offensichtlich wandelt sich die Einschätzung der Kosten und 

Nutzen der drei In tegrationsoptionen zwischen Beginn und Ende der 

Betrachtungsperiode radikal. Die Ursache dieses Wandels der Situa-

tionsdefinition ist in der Wahrnehmung einer Ver änderung wesent-

licher Parameter des europäischen Umfeldes zu suchen. Der ent-

scheidende Punkt in diesem Zusammenhang ist die Neubewertung 

des Gewichts der EG als wirtschaftliche und poli tische Macht in Euro-

pa. Aus der Sicht des Bundesrates hat sich einerseits die Vertiefung der 

Integration erheblich beschleunigt. Die Kompetenzen der EU werden 

ausgedehnt, ihr supra nationaler Charakter wird verstärkt, und sie 

wird gegenüber Dritt ländern vermehrt als Einheit auftreten (Bundesrat 

1992a: 11f.). Ihre Verhandlungsmacht wird da durch erheblich ver-

grössert, die Möglichkeit, mit der EU Ver träge auf der Basis der Gleich-

heit der Vertragsparteien abzuschliessen, wird dadurch frag lich (Bun-

desrat 1992a: 19). Andererseits hat die EU aber auch eine zunehmend 

wichtigere Rolle in Europa und weltweit. Der Fall des eisernen Vor -

hangs bringt einschneidende Veränderungen des Ost-West-Verhält-

nisses und dadurch eine Verstärkung der Vorm achtstellung der EG mit 

sich. Zudem vergrössert sich dadurch auch die Zahl der poten tiellen 

Beitrittskandidaten (Bundesrat 1992a: 13ff).  

Die schweizerischen aussenpoli tischen Verantwortlichen, das 

zeigt bereits diese grobmaschige Übersicht, haben auf den Wandel des 

internationalen, bzw. integrationspoli tischen Umfeldes also sehr wohl 

durch eine Modi fikation und An passung ihrer Situationsdefinition 

reagiert. Zu den Prämissen dieser Studie zählt überdies die Annahme, 

dass sich die Situationsdefini tion der aussenpoli tischen Verantwort -

lichen positiv adaptiert hat. Mit anderen Worten: Durch die Ver än-

derung der Situationsdefini tion verringerte sich die Kluft zwi schen der 

aussenpoli tischen Realität und Modell. Mit (La ngejürgen 1993; Nell 
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1994; Sciarini 1992) geht auch diese Untersuchung davon aus, dass die 

Situationsdefinition, die dem Entscheid zu grunde lag, den EU-Beitritt 

zum strategischen Ziel für  die  Schweiz zu  erklären,  den integrations- 

Tabelle 1: Bericht über die Stellung der Schweiz im europäischen 

Integrationsprozess vom 24. August 1988 (1. Integrationsbericht) 

Haltung zum EWR bzw. 

Assoziationsabkommen 

Der Bundesrat sieht im Abschluss eines Assoziationsab-

kommens auf der Grundlage von Artikel 238 EWGV mithin 

aus heutiger Sicht keine Alternative zum bestehenden Ko-

operationsmodell (Bundesrat 1988).  

Haltung zum 

sektoriellen 

Bilateralismus  

...das Grundkonzept der schweizerischen Integrationspolitik 

besteht darin, die vertraglichen Beziehungen zur EG pragma-

tisch und sektoriell zu vertiefen, indem die Zusammenarbeit 

spezifisch auf Gebieten gemeinsamen Interesses geregelt wird, 

dies auf der Grundlage gegenseitig ausgewogener Rechte und 

Verpflichtungen der Vertragspartner (Bundesrat 1988: 299); 

Hervor hebungen im Original.  

Haltung zum EG -Beitritt  Der Beitritt ist nicht das Ziel der Vertiefung unserer Be-

ziehungen mit der Gemeinschaft. (Bundesrat 1988: 340).  

 

Tabelle 2: Information sbericht über die Stellung der Schweiz im europäischen 

Integrationsprozess von 6. November 1990 (2. Integrationsbericht) 

Haltung zum EWR bzw. 

Assoziationsabkommen 

Unser Verhandlungsziel ist der Abschluss eines guten Vertrags, 

d.h. eines Vertrags, der uns Zugang zum EG-Binnenmarkt ver-

schafft und ein allgemeines Beteiligungsrecht an den Entscheid-

vorbereitungs- und Beschlussverfahren im künftigen EWR 

zugesteht und der es unserem Land erlaubt, seine Besonde-

rheiten im wesentlichen zu bewahren. ... In diesem Sinne ist der 

Abschluss eines Vertrages zur Schaffung des EWR heute ein 

vorrangiges Ziel unserer Integrationspolitik (Bundesrat 1990: 

16). 

Haltung zum 

sektoriellen 

Bilateralismus  

Die Rückkehr zu einer pragmatischen, punktuellen Integ -

rationspolitik wäre mit erheblichen Nachteilen zu er -

kaufen. (Bundesrat 1990: 67ff).  

Haltung zum EG -Beitritt  Wir dürfen nicht aus den Augen verlieren, dass die Option EG-

Beitritt .... vermehrt in den Vordergrund treten könnte, wenn 

der EWR-Vertrag unseren Erwartungen, insbesondere auf in-

stitutioneller Ebene nicht entsprechen sollte (Bundesrat 1990: 
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66).  

Erklärungsfaktoren für 

den Wandel der 

Situationsdefinition.  

Beschleunigung der Integration innerhalb der EG, In an-

griffnahme des EWR-Projekts, Liberalisierungsprozess in 

Mittel und Osteuropa (Bundesrat 1990: 4) 

Tabelle 3: Bericht über einen Beitritt der Schweiz zur Europäischen 

Gemeinschaft vom 18 Mai 1992 (3. Integrationsbericht). 

Haltung zum EWR bzw. 

Assoziationsabkommen 

Der EWR ist zwar prioritärer Schritt der schweizerischen 

Integrationspolitik, gleichzeitig aber bloss ein Zwischen -

stadium im Hinblick auf die endgültige Zielsetzung des 

EG-Beitritts. (Bundesrat 1992a: 10).  

Haltung zum 

sektoriellen 

Bilateralismus  

Die Opt ion der Wiederaufnahme einer pragmatischen 

und bi lateralistisch-punktuellen Politik wird abgelehnt. 

(Bundesrat 1992a: 11; Bundesrat 1992b: 52). 

Haltung zum EG -Beitritt  Der Vollbeitritt zur EG ist die prioritär zu prüfende Op -

tion für die europäische I ntegration der Schweiz. "Der EG 

Beitritt ist das Ziel unserer Integrationspolitik" (Bundesrat 

1992b: 52).  

Erklärungsfaktoren für 

den Wandel der 

Situationsdefinition.  

Beschleunigung der Integration innerhalb der EG 

(Bundesrat 1992a: Kapitel IV/11). Verstärkte Bedeutung 

der EG in Europa und weltweit (Bundesrat 1992a: 13). 

Mögliche Isolation und Mar ginalisierung der Schweiz 

wegen des Beitritts der anderen EFTA Staaten (Bundesrat 

1992a: 175). Veränderte Ost-West Beziehungen, dadurch 

die Möglichkeit einer Erweiterung der EG durch den 

Beitritt osteuropäischer Länder. Neutralität im neuen 

sicherheitspoli tischen Umfeld kein Hindernis mehr für 

den Voll beitritt. Lehren aus den EWR-Verhandlungen: 

Verstärkte Besorgnis der EG um Wahrung ihrer Ent schei-

dungsautonomie. 'Ausgeglichene' Verträge mit der EG 

werden in Zukunft kaum mehr möglich sein (Bundesrat 

1992a: S 19).  
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poli tischen Realitäten in Europa zu Beginn der 90er Jahre adäquat ist ɬ 

oder zumindest adäquater als jene, die dem pragmatischen Bilateralis-

mus zugrundelag. Wohlgemerkt: den aussenpolitischen Gegebenhei-

ten angemessener ɬ der EWR-Volksentscheid im Dezember 1992 und 

auch die weitere Entwicklung der Integrationspolitik in den Neun ziger 

Jahren und dem neuen Jahrhundert hat ja sehr deutlich gezeigt, das 

der bilaterale Weg vom Stimmvolk weiterhin vorgezogen wird. Er 

prägt deshalb die faktische Integrationspoli tik auch der schweizeri-

schen Regierung bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt (Sommer 2001). 

 

Indizien für Mängel der europapolitischen Situationsdefinition 

Im Verlauf der gesamten Untersuchungsperiode hat eine Adaptation 

der Situationsdefinition an den Wandel der Verhältnisse statt gefunden. 

Dies schliesst selbstverständlich nicht aus, dass deren Angemessenheit 

phasenweise dennoch problematisch war. In der Forschung besteht 

jedenfalls ziemliche Einhellig keit darüber, dass die Anpassung der 

schweizerischen Integrationspolitik an die veränderten Verhält nisse in 

den späten 80er und frühen 90er Jahren mit erheblichen Schwierigkei-

ten verbunden war. Viele un serer Gesprächspartner in der Bundesver-

wal tung stimm ten diesem Urteil im übrigen auch durchaus zu.  

Kritisiert wurden da bei beinahe alle Aspekte der bundesrätlichen 

Integrationspolitik: die Ein reichung des Beitrittsgesuchs im Mai 1992 

(Blankart 1998), vor allem aber auch das bundesrätliche Verhalten im 

Vorfeld der EWR-Abstimmung, und ins besondere die Informations-

politik (Goetschel 1994). Aber auch der aussenpolitische Aspekt, die 

Verhandlungsführung in den EWR -Verhandlungen, die uns hier in 

erster Linie interessiert, wird von Sciarini (1992: 311) mit einem harten 

Generalurteil belegt, wenn er meint, die Integ rationspolitik hätte ȬÍÐ-

nalement fait cruelÓÌÔÌÕÛɯËõÍÈÜÛɯ×ÖÜÙɯÈÍÍÙÖÕÛÌÙɯÓÌɯËõÍÐɯËÌɯÓɀÐÕÛõÎÙÈÛÐÖÕɯÈÜɯ

marché intérieurɁȭɯ(ÕÚɯÚÌÓÉÌɯ'ÖÙÕɯÚÛġÚÚÛɯÈÜÊÏɯ+ÈÕÎÌÑĹÙÎÌÕɯȹƕƝƝƗȺȮɯÞÌÕÕɯ

er in seinem Schlusska×ÐÛÌÓɯȹ2ȭɯƕƝƚȺɯÉÐÓÈÕáÐÌÙÛȮɯȬdie pragmatische Euro-

strategie der Schweizer Handelsdiplomatie, die sich im Rahmen des inkremen-

talistisch voranschreitenden Integrationsprozesses so hervorragend bewährt 
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hatte, fand auf die Herausforderung BinnenÔÈÙÒÛɯɀƝƖɯÕÐÊÏÛɯÔÌÏÙɯËÐÌɯÕÖÛ-

wendigen Antworten.Ɂɯ 

Der Vorwurf der Verwendung einer unangemessenen, sub opti -

malen Strategie, den die beiden Autoren erheben, ist identisch mit 

jenem, die Situation falsch beurteilt zu ha ben. Strategien können ja im-

mer nur im Bezug auf eine bestimmte Situation passend oder unange-

messen sein. In unser theoretisches Konzept übersetzt, würde dies be-

deuten, dass die Adaptation der Situationsdefinition der integ rations-

poli tischen Entscheidungsträger zumindest phasenweise fraglich war. 

In der Tat gibt es starke Indizien für eine kurz - und mittel fristig mal -

adaptierte Situationsdefinition. Sie ergeben sich aus der schweizeri-

schen Verhandlungsführung im institutionellen Bereich des EWR und 

damit eng zusammenhängend, den Umständen und der Geschwindig -

keit des Wechsels auf den Beitritts kurs.  

Für die Schweiz war die Frage der institutionellen Ausgestaltung 

des Europäischen Wirtschaftsraums von hoher, ja für die Gesamt-

bewertung des Vertrages ausschlaggebender Bedeutung (Nell 1994: 

492). Sie vertrat in diesem Punkt einen von den anderen EFTA-Staaten 

deutlich abweichenden Standpunkt. Konkret versuchte die Schweiz bis 

in den Sommer 1991 ein Recht zur Mitentscheidung (decision-making) 

über die Weiterentwicklung der EWR -Vertragsinhalte durchzusetzen. 

Dies obschon man sich bereits im Herbst 1989 darauf geeinigt hatte, 

dass der acquis communautaire, d.h. das von der EG geschaffene Recht, 

die materielle Grund lage des EWR sein würde, und obwohl seitens der 

Kommission und der Mit gliedsstaaten in allen Kontakten die Mög-

lichkeit einer Schwächung der EG-Entscheidungsautonomie durch die 

Beteiligung von Nicht mit gliedstaaten am EG-internen decision making 

stets unmissverständlich ausgeschlossen wurde. Es ist wohl nicht ab-

wegig, die schweizerische Forderung als Nicht-Mitglied über EG-

Recht mitentscheiden zu können, als eigentliche Quadratur des Kreises 

zu bezeichnen. (Langejürgen 1993: 85). Auch die Forderung des indi vi -

duellen opting-out, das in einer späteren Verhandlungsphase das Mit-

entscheidungsrecht ersetzen sollte, um die völ kerrechtliche Würde des 

Vertragswerkes zu wahren, erwies sich als unhaltbar. Erst die sog. 
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ȬÓÈÕÎÌɯ-ÈÊÏÛɯÝÖÕɯ!ÙĹÚÚÌÓɁɯȹƕƗɤƕƘȭɯ,ÈÐɯƕƝƝƕȺɯÉÙÈÊÏÛÌɯÈÉÌÙɯȬdas Karten-

haus der schweizerischen Europapolitik endgültig zum Einsturz...Ɂɯ(Lange-

jürgen 1993:151, 92; Sciarini 1992: 311). Das Scheitern in diesem Punkt 

gestand der Bundesrat in seiner Botschaft zum EWR-Referendum auch 

ÌÐÕȯɯȬDass das EWR-Abkommen nicht in allen seinen Teilen den Grundsatz 

der Gleichheit der Vertragsparteien respektiert, ist eine TatsacheɁɯȹ!ÜÕËÌÚÙÈÛɯ

1992b: 50).  

Die 180-Grad Wendung der schweizerischen Integrationspoli tik, 

vom pragmatischen Bilateralismus hin zum EG-Vollbeitritt als strate gi-

sches Ziel, ist als Program oder sogar Goal Change gemäss den Kriterien 

Hermans (1990) zweifellos ein major foreign policy change für schwei -

zerische Verhältnisse. Er wurde offensichtlich unter dem EinÍÓÜÚÚɯȬder 

traumatischen Erfahrung einer völligen IsolationɁɯȹ+ÈÕÎÌÑĹÙÎÌÕɯƕƝƝƗȯɯƕƔƕȺɯ

und in der ɬ zu spät gewonnenen ɬ Einsicht, dass die Bemühungen um 

einen ausgeglichenen Vertrag erfolglos bleiben würden, erst in der 

zweiten Hälfte des Jahres 1991 vollzogen. Merkwürdig war dabei, dass 

die meisten der zur Haupt sache innenpoli tischen Gründe, die im 1. In-

tegrationsbericht als Hin dernisse für den Beitritt genannt wur den, 

weiterhin bestanden (Goetschel 1995: 72). Der Kurswechsel wurde zu-

dem in einer Art und Weise kom muniziert, welche all gemein den Ein-

druck der Plan- und Orienti erungslosigkeit hervorrief.  

Das Festhalten an einer Verhandlungsposition, die sich im Nach-

hinein als unhaltbar herausstellt, ist an sich noch nicht als situations-

unangemessenes Handeln zu bewerten. Dies gehört zum Wesen inter-

nationaler Verhandl ungen. Merkwürdig bleibt aber das Faktum des er-

ratischen schweizerischen Beharrens dennoch, da es zur expliziten 

Logik der Römer Verträge in klarem Widerspruch stand, 10 und nicht 

nur in der EG, sondern auch in der EFTA auf zunehmendes Unver-

ständnis stiess, ja recht eigentlich zum Ärgernis wurde.  

Man kann zudem argumentieren, dass das Beharren auf dieser 

Position auch innenpolitisch höchst problematisch war. Durch über -

                                           
10 5ÎÓȭɯËÈáÜɯÈÜÊÏɯËÌÕɯ ÙÛÐÒÌÓɯÐÕɯËÌÙɯ-99ɯÝÖÔɯƕƕȭɯƕƖȭɯƕƝƝƕȯɯȬRecht und Macht 

im EWR-/ÙÖáÌÚÚɁȭɯ 
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optimistische Erklärungen wurden unrealistische Erwartungen in der 

helvetischen Öffentlichkeit geweckt (Schenker 1991: 260). Die Verant-

wortlichen unter schrieben am Ende des EWR-Prozesses einen Vertrag, 

der nicht den anfangs und auch während der Ver handlungen als Mi -

nimal standard definierten An forderungen entsprach (Goetschel 1995: 

65) ɬ woraus sich ein Glaubwürdig keitsverlust ergab, der wahr-

scheinlich nicht in dem Masse eingetreten wäre, wenn man die Bevöl-

kerung schon frühzeitig (d.h. nach dem die Entscheidung gefallen war, 

dass der acquis die Grund lage des Vertrags sein würde) mit der 

Vorstellung vertraut ge macht hätte, dass der EWR im wesentlichen ein 

befristetes Provisorium und keine Dauer lösung darstellen würde. Der 

Verlust des Vertrauens in den Bundesrat zählte gemäss der VOX-Ana-

lyse zum Urnengang vom 6. Dezember 1992 zu den wesentlichen Ur-

sachen des Scheiterns der EWR-Abstimmung (Kriesi et al. 1993: 36).  

Als Fazit aus dem Gesagten ergibt sich folgende Vermutung: Die 

schweizerischen Entscheidungsträger hatten bezüglich bestimmter, 

noch genauer zu identi fizierender Parameter des integrationspoli -

tischen Umfeldes der Schweiz bis relativ kurz vor dem Ende der EWR-

VerhandÓÜÕÎÌÕɯ ȹËÌÙɯ 6ÌÕËÌ×ÜÕÒÛɯ ÞÈÙɯ ÝÌÙÔÜÛÓÐÊÏɯ ËÐÌɯ ÚÖÎȭɯ ȬÓÈÕÎÌɯ

-ÈÊÏÛɯÝÖÕɯ!ÙĹÚÚÌÓɁɯƕƗȭɤɯƕƘȭɯ,ÈÐȺɯÌÐÕÌɯÐÔɯ2ÐÕÕÌɯÜÕÚÌÙÌÚɯ*ÖÕáÌ×ÛÚ un-

angemessene Situationsdefinition. Das darauf basierende aussenpoli -

tische Verhalten der Schweiz, wie es in der Verhandlungsposition ref -

lektiert wird, geriet deshalb in zu nehmenden Konflikt mit dem in teg-

rationspolitischen Umfeld: So wohl inner halb der EFTA wie auch 

gegenüber der EG war die Schweiz schliesslich völlig isoliert. Erst als 

dieser negative feedback schlechthin nicht mehr ig noriert werden 

konnte, löste sich die aufgebaute Spannung zwischen Realität und 

maladaptierter aussenpolit ischer Situationsdefinition in einem plötz -

lichen, gleichsam ruckartigen An passungsprozess, dessen konkreter 

Ausdruck auf der Ebene der policy-Präferenz das überstürzte Ein-

schwenken auf den Beitrittskurs war.  
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Der Wandel der Integrationspolitik: 

Ein Erklärungsversuch  

Im vorhergehenden Kapitel wurde die Entwicklung der integ rations-

poli tischen Situationsdefinition auf einer Makroebene beschrieben. 

Eine erste Analyse des Verhaltens der Verantwortlichen im Verlauf der 

Verhandlungen hat  überdies Indi zien dafür geliefert, dass die Adap-

tation der Situationsdefinition prob lematisch gewesen sein könnte.  

Gemäss dem theoretischen Modell, das dieser Arbeit zugrunde-

liegt, können die Inhalte und die Angemessenheit einer Situationsde-

fini tion zu einem bestimmten Zeitpunkt (und damit deren Ent wick -

lung) durch Rückgriff auf die bestehenden beliefs der beteiligten Ak -

teure sowie die individuellen oder organi sationellen Heuri stiken der 

Verarbeitung neuer Infor mation erklärt werden. In  den folgenden Ka-

piteln soll nun eine Erklärung der schweizerischen Integrations poli tik 

im Betrachtungszeitraum aus dieser Perspektive versucht werden.  

In einem ersten Schritt werden dabei auf der Grund lage der Lite-

ratur und offizieller Dokumente die wesentlichen Komponenten des 

tradi tionellen integrations politischen belief-systems, bzw. Schemas der 

Verantwort lichen ermittelt. Es folgt eine detaillierte Darstellung der 

kognitiven Reaktion der Ver antwortlichen auf die wich tigen Wende-

punkte der Entwicklung und der Versuch, diese unter Rück griff auf 

dieses Schema zu erklären. Es wird sich dabei, dies sei vorwegge-

nommen, zeigen, dass die Situationsdefinition während sehr langer 

Zeit in sehr hohem, wahrscheinlich zu hohem Masse durch dieses 

belief-system determiniert war ɬ die Anpassung der Situationsdefini tion 

verlief verzögert, es kam zu Maladaptationserscheinungen, welche 

auch das aussenpoli tische (Fehl)Verhalten zu erklären vermögen. 

Weshalb es dazu kam, d.h. also weshalb dieses Schema die Situations-

definition in derart hohem Masse zu domi nieren vermochte, kann aber 

nur unter Rückgriff auf die Heuri stiken und Prozeduren der Infor-

mationsverarbeitung er klärt werden: Ihre Diskussion und damit jene 

der Ursachen dieser verzögerten Adaptation schliesst den empirischen 

Teil dieser Fallstudie ab.  
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Der Ăsektorielle pragmatische Bilaterismusñ:  

Ein integrationspolitisches Schema und seine Auswirkungen  

Das traditionelle Programm, die handlungsleitende Konzep tion der 

schweizerischen Integrationspolitik während der 70er und 80er Jahre 

ist in zahlreichen Dokumenten sowie der Sekundär literatur beschrie-

ben. Es lässt sich in unserer Terminologie als komplexe mentale Struk-

tur, die verschiedene Elemente eines belief-systems bündelt, d.h. als sog. 

Ȭ2ÊÏÌÔÈɁɯÌÙÍÈÚÚÌÕȭɯ2ÊÏÌmata, dies zur Erinnerung, enthalten Aus-

sagen, die sich auf Fakten, Normen und Alternativen auswahl beziehen 

und die zu sammengenommen für bestimmte Situationstypen Hand -

lungsanweisungen bieten (vgl. auch S. 43ff).  

Wir schliessen uns hier Langejürgen (1993) an und bezeichnen 

ËÐÌÚÌÚɯ2ÊÏÌÔÈɯȹ+ÈÕÎÌÑĹÙÎÌÕɯÕÌÕÕÛɯÌÚɯȬ/ÈÙÈËÐÎÔÈɁȺɯÈÓÚɯȬÚÌÒtoriellen 

pragmatischen BilateralisÔÜÚɁȭ Die Komponenten dieses Schemas 

können inhaltlich etwa fol gendermassen umrissen werden (vgl. dazu 

auch die erste Spalte der Tabelle 1, S. 82):  

 

*  Aktivierungssituation:  Das zu lösende Problem ist die Gestaltung 

des Verhältnisses der Schweiz zur Europäischen Gemeinschaft.  

*  Rollenumschreibung : Mit diesem Problem konfrontiert, definiert 

die Schweiz sich selbst als ein Staatswesen, das sich durch eine 

Reihe schützenswerter Besonderheiten auszeichnet, die einen Voll-

beitritt zur EG wenn nicht ver unmöglichen, so doch mit sehr 

schwerwiegenden trade-offs belasten würden: die sogenannten acht 

Beitrittshindernisse. Es handelt sich dabei, in der ungefähren 

Reihenfolge ihrer Wichtigkeit, um die Neutralität, die direkte 

Demokratie, den Föderalismus, die Kompetenzen des Parlaments, 

die Landwirtschaftspolitik, die Einwan derungspolitik, die Kom pe-

tenzen des Bundesgerichtes sowie die aus einem Beitritt resultie-

rende Einschränkung der Treaty Making Power der Schweiz (Bun-

desrat 1988; Schwok 1990: 157ff). Zusätzlich gilt es Rücksicht zu 

nehmen auf den ɬ bekanntermassen in aussenpoli tischen Angele-

genheiten sehr skeptischen ɬ Stimmbevölkerung, welche durch das 

Staatsvertragsreferendum un mittelbar in den aussenpoli tischen 
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Entscheidungsprozess eingebunden ist. Gleichzeitig ist die Schweiz 

aber auch ein Land, das seinen Wohlstand wesentlich dem Aussen-

handel gerade auch mit dem europäischen Umfeld verdankt.  

*  Handlungsoptionen, Politikpräferenzen: Aus diesem Selbstbild 

ergibt sich das Bestreben einerseits die volle politische Integration 

womöglich zu ver meiden (Bundesrat 1988: 340), bzw. sie auf die 

wirtschaftlichen Aspekte in Form eines möglichst umfassenden 

und hin dernisfreien Markt zugangs in allen für die Schweiz 

interessanten Bereichen zu beschränken. Mit anderen Worten: Es 

ÎÐÕÎɯËÈÙÜÔȮɯËÌÕɯÚÖÎÌÕÈÕÕÛÌÕɯȬÎÖÓdeÕÌÕɁɯ,ÐÛÛÌÓweg zu verwirk -

lichen. Die Wahrung der Souveränität im völker rechtlichen Sinne 

ist dabei als drittes Ziel ebenfalls von hoher Bedeutung: Auch aus 

innenpoli tischen Gründen ist man traditionell bemüht, Verträge ab-

zuschliessen, welche die Gleichheit der Vertragsparteien in Rechten 

und Pflich ten respektieÙÌÕȮɯËȭÏȭɯÌÐÕÌɯȬ2ÈÛÌÓÓÐÛÐÚÐÌÙÜÕÎɁɯÝÌÙÏÐÕËÌÙÕɯ

(Spinner 1990). Die Formuli erung des Integrationsberichtes 88 hält 

diese zentrale Handlungsanweisung mit wünsch barer Klarheit fest: 

Ȭ... das Grundkonzept der schweizerischen Integrationspolitik besteht 

darin, die vertraglichen Beziehungen zur EG pragmatisch und sekto-

riell  zu vertiefen, indem die Zusammenarbeit spezifisch auf Gebieten ge-

meinsamen Interesses geregelt wird, dies auf der Grundlage gegenseitig 

ausgewogener Rechte und Verpflich tungen der Vertrags×ÈÙÛÕÌÙɁ 

(Bundesrat 1988: 299; Hervorhebungen im Original).  

  

Der Befund, die Orientierung an diesem Schema habe die schwei-

zerische Integrationspolitik in un günstiger Weise beeinflusst, ist kei-

neswegs neu. Die zentrale Schlussfolgerung LangejürÎÌÕÚɀɯȹƕƝƝƗȯɯƘƝÍÍȺɯ

lautet, die Behörden hätten allzu lange am traditionellen in tegrations-

poli tischen Paradigma des bilateralen, selektiven Pragmatismus festge-

halten und es selbst dann noch durch ad-hoc Modi fizierungen zu 

retten versucht, als seine schwindende Problemlösungskapazität be-

reits offensichtlich geworden sei. Er spricht ɬ in Anlehnung an Kuhns 

Wissenschaftstheorie (Kuhn 1970) ɬ von einem zu spät vollzogenen 

Paradigmenwechsel: Das neue Paradigma, d.h. der multilaterale Glo -
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balansatz, sei erst viel zu spät übernommen wor den ɬ und selbst dann 

habe man noch versucht, vor dem Souverän die Fiktion der Kon tinui -

tät aufrechtzuerhalten (Langejürgen 1993: 196f). Einen äquivalenten 

Vorwurf erheben auch Sciarini (1992: 311) und Nell (1994: 480).  

Andere Kommentatoren haben darauf hingewiesen, dass die 

Konzeption der In tegrationspolitik als Teilbereich der Aussen wirt -

schaftspoli tik, wie sie dieses Schema impliziert, zu einer Unterschät-

zung der poli tischen Implikationen des Inte grationsprozesses geführt 

habe. Langejürgen (1993: 50) und Sciarini (1992: 311) sind sich einig, 

dass die Selbstblockade der Schweizer Europapolitik mit verursacht 

war durch das Primat der Handels politik und die strikte Trennung 

zwischen poli tischen und aussenwir tschaftlichen Aspekten der 

Aussenbeziehungen, welche die schweizerische Aussenpolitik seit 

jeher prägte. Dies führte dazu, dass die politischen Implikationen des 

EWR-Vertrags und der europäischen Integration zu spät erkannt bzw. 

verschleiert wurden, was sich möglicherweise auch für das Re-

ferendum nachteilig auswirkte (Goetschel 1995: 71f. und 132). 

Der Gebrauch von Schemata, d.h. letztlich der Rückgriff auf vor -

handene Wissensbestände bei der Bewältigung aussenpolitischer Prob-

leme ist nun, dies sei hier noch einmal wiederholt, nicht an sich prob le-

matisch. Deren Verwendung kann aber mittelbar zum Problem wer -

den, wenn aufgrund individueller, organi sationeller oder systemischer 

Ursachen die adäquate Verarbeitung neuer Infor mation und die Wahr -

nehmung veränderter Rahmenbedingungen unterbleibt. Dies kann 

insbesondere dann geschehen, wenn das Entscheidungssystem ent-

weder gar keine neue Information verarbeitet, oder, subtiler, die Infor -

mation über das Umfeld derart filtriert wird, das s sie die Anwend-

barkeit des Schemas bestätigt. Das Entscheidungssystem modifiziert in 

einem solchen Fall nicht das Schema aufgrund neuer Information über 

das Umfeld, sondern, umkehrt, den Bedeutungsgehalt von Infor matio-

nen derart, dass die Anwendbarkeit des Schemas weiterhin gewähr -

leistet ist ɬ jedenfalls so lange dies der (negative) feedback der Umwelt 

nicht schlichtweg verunmöglicht.  
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Ein Indiz für eine derartige allzu starke Determiniertheit der 

aussenpoli tischen Situationsdefiniti on durch die Vergangenheit ɬ denn 

darum handelt es sich letztlich ɬ bestünde beispielsweise darin, dass 

Informa tionen über das Umfeld, die als Bestätigung für die An wend-

barkeit des Schemas interpretiert werden können, d.h. im Bezug auf 

das vorhandene belief-system konsonante Informationen, tendenziell 

eher überbewertet werden. Im kon kreten Fall wären dies Informatio-

nen, die darauf hindeuten, dass der status quo ante des integrationspoli -

tischen Umfeldes, auf den das Schema zugeschnitten war, erhalten 

bleibt. Umgekehrt würden In formationen, welche die Anwendbarkeit 

des Schemas in Frage stellen (dissonante Informationen) tendenziell 

eher unterbewertet. Hat der Ak teur zudem die Möglichkeit, die Situa -

tion durch eigenes Handeln so zu beeinflussen, dass die Rahmenbe-

dingungen seinen Wünschen entsprechen, ist als Folge dieser Verzer-

rungsneigung zu erwarten, dass er die Realisierungschancen der-

artiger Beeinflussungsversuche tendenziell überschätzt.  

Der Integrationsbericht 88: Die Ausgangslage  

Der erste Integrationsbericht vom Herbst 1988 ist für unsere Unter-

suchung in zweierlei Hinsicht von In teresse. Er reflektiert einerseits die 

Inhalte des belief-systems, d.h. konkret das langfristig stabile, hand -

lungsleitende Schema der schweizerischen Integrationspolitik: Deshalb 

wurde er im vorhergehenden Unterkapitel bereits mehrfach zitiert. 

Andererseits ist der Bericht aber auch interessant, weil er die Lagebe-

urteilung zu einem bestimmten Zeitpunkt, nämlich kurz vor der Rede 

#ÌÓÖÙÚɀɯÐÔɯ)ÈÕÜÈÙɯƕƝƜƝɯÌÕÛÏåÓÛȮɯÈÓÚÖɯÌÏÌÙɯËÌÔɯevoked set zuzuordnende 

Elemente der Situationsdefinition, die ver hältnismässig wandelbar 

sind (bzw. sein sollten). Für das Verständnis der Politik im Ver lauf der 

Verhandlungen ist seine Kenntnis deshalb unabdingbar. Gleichzeitig 

ist aber auch in dieser Lagebeurteilung schon die perzeptionsbeein-

flussende Wirkung des Schemas in Ansätzen spürbar: Der Wandel des 

integrationspoliti schen Umfeldes begann ja bereits 1986 mit der Lan-

cierung des Binnenmarkt programms und nicht erst mit der Rede 

Delors.  
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Bezüglich der EFTA ging man davon aus, dass sie ȬÐÕɯÐÏÙÌÙɯÎÌÎÌÕ-

wärtigen Zusammensetzung bis in die neunziger Jahre erhalten bleibtɁɯ

(Bundesrat 1988: 325). Diese Vorhersage erwies sich jedoch binnen kur-

zem als unzutreffend, und man könnte, etwa angesichts des zu dem 

Zeitpunkt bereits in der Luft liegenden österreichischen Beitritts ge-

suchs, auch darin ein Indiz dafür sehen, dass das Interesse an der Er-

haltung des status quo die Qualität der Prog nose von Entwick lungen 

beeinträchtigte. Dagegen ist allerdings einzuwenden, dass die Umwäl-

zungen, die durch den Umbruch in der Sowjetunion ausgelöst wur -

den, zu diesem Zeitpunkt noch nicht ab sehbar waren. Gerade diese 

haben aber erheblichen An teil an der Entscheidung Schwedens und in 

dessen Gefolge auch Norwegens und Finnlands, ein Beitrittsgesuch zu 

stellen. Zudem musste man zu diesem Zeitpunkt davon aus gehen, 

dass die EG, in einer Phase der Vertiefung begrif fen, vorderhand keine 

neuen Mitglieder aufnehmen würde: Das EWR-Angebot Delors sollte 

ja nicht zuletzt auch ein Ersatz für die Voll mitgliedschaft bieten. Insge-

samt war deshalb diese Lageeinschätzung zu diesem Zeitpunkt durch -

aus vertretbar. 

Interessanter ist hingegen die Einschätzung der Integrationsent-

wick lung in der EG und ihrer Konsequenzen für die Schweiz. Zu -

nächst erwartete man, dass die EG die Ziele, die sie sich für die 90er 

Jahre gesteckt hatte, im wesentlichen erreichen würde: Mit der Vollen -

dung des Binnenmarktes, weiteren Schritten in Richtung eines gemein-

samen Wirt schafts- und Währungs raums, verstärkter Supranationa-

lität sowie wach sender politischer Bedeutung der EG in Europa wurde 

gerechnet (Bundesrat 1988: 323). Der Bericht weist auch darauf hin, 

dass das Klima für die traditionelle schwei zerische bilaterale Politik in 

Zukunft (unter an derem wegen der Interlakener Prinzipien) schwie-

riger würde: Die Verfasser des Berichts waren sich durchaus bewusst, 

Ȭdass es nicht immer einfach sein wird, auf dem bisherigen Weg einer 

pragmatischen auf strikter Reziprozität von Rechten und Pflichten be-

ruhenden Zusammenarbeit weiterzugehenɁɯÜÕËɯËÈÚÚɯËÈÚɯȬInteresse der Ge-

meinschaft an Sonderlösungen mit uns tendenziell abnimmtɁɯȹ!ÜÕËÌÚÙÈÛɯ

1988: 336). Allerdings glaubte ɬ oder hoffte ɬ ÔÈÕȮɯËÈÚÚɯȬderartige 
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Schwierigkeiten wohl vor allem im Zusammenhang mit ausgeprägten 

Integrationsschüben wie dem Binnenmarktprogramm auftreten, und somit 

von begrenzter NaturɁɯÚÌÐÌÕɯȹ!ÜÕËÌÚÙÈÛɯƕƝƜƜȯɯƗƕƔȺȭɯ 

Wohl auch durch diesen Befund veranlasst, wird der Voll beitritt 

verhältnis mässig ausführlich diskutiert. Aller dings wird de r Beitritt 

nicht als konkrete Option erörtert, sondern als rein hypothetische 

Maximalvariante einer wirt schaftlichen Integration auf einem Konti -

nuum, an dessen anderem Ende der bisher erreichte Status quo liegt. 

Es wird davon ausgegangen, dass Ȭdie tatsächliche Entwicklung zwischen 

den Modellvarianten EG-Beitritt/Status quo liegen ȻÞÐÙËȼɁȯɯ#ÈÚɯ2áÌÕÈÙÐÖɯÐÕɯ

ËÌÔɯȬdie EG ... ihre bisher an den Tag gelegte relative Offenheit gegenüber 

Dritt staaten aufgäbeɁɯÞÐÙËɯÈÓÚɯȬrein theoretischɁɯÉÌzeichnet (Bundesrat 

1988: 351) ɬ was mit den bereits zitierten Aus sagen zwar nicht in einem 

krassen Widerspruch steht, aber auch nicht restlos vereinbar ist damit.  

Als Fazit der bundesrätlichen Lageanalyse ergibt sich insgesamt 

folÎÌÕËÌÚȯɯȬDer Bundesrat setzt sich ... im vorliegenden Bericht auch mit 

möglichen Alternativszenarien zum heutigen Kooperationsmodell ausein-

ander. Er gelangt nach einlässlicher Prüfung zum Schluss, dass sich zum 

heutigen Zeitpunkt keine grundsätzliche Neuorientierung der schweizeri-

schen Integrationspolitik aufdrängtɁɯȹ!ÜÕËÌÚÙÈÛɯƕƝƜƜȮɯƖƙƕȺȭɯ4ÕËȯɯȬGesamt-

haft sind die Aussichten, dass die schweizerische Integrationspolitik auch 

weiterhin erfolgreich sein wird, günstig zu beurteilen. Schliesslich hat die EG 

auch ein aussenpolitisches Interesse, die für die politische Stabilität und das 

Gleichgewicht Gesamteuropas wichtige Gruppe der neutralen Staaten nicht 

zu schwächen. Es kann nicht im Interesse der Gemeinschaft liegen, durch 

mangelnde Öffnungs- und Kooperationsbereitschaft die westeuropäischen 

Neutralen in eine Zwangslage zu versetzen, wo ihnen nur noch die Wahl 

zwischen einem EG-Beitritt und der Inkaufnahme erheblicher Nachteile 

ÉÓÌÐÉÛɁɯ(Bundesrat 1988: 348).  

Der beinahe beschwörende Charakter dieses Schlusssatzes macht 

noch einmal deutlich, wie sehr den Verantwortlichen an der Er haltung 

jener Rahmenbedingungen lag, innerhalb derer der schweizerische 

pragmatisch-sektorielle Bi lateralismus als Politik  sinnvoll und gangbar 

war. Die Wahrnehmung der Situation wurde hier offen sichtlich durch 






























































































































































